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Vorwort

Ein wichtiges Thema des Sondergutachtens der Monopolkommission zur Wettbewerbs-
entwicklung auf den Telekommunikationsmérkten 2009 ist die Breitbandentwicklung in
Deutschland. Dabei sind zwei Facetten zu unterscheiden: erstens der Aufbau hochleis-
tungsfahiger Breitbandnetze, die als ein wesentliches Fundament fiir zukiinftiges wirt-
schaftliches Wachstum gelten, und zweitens das SchlieBen von Versorgungsliicken mit
schnellem Internet. In beiden Fillen geht es darum, den Aus- und Aufbau der Infra-
strukturen voranzutreiben, ohne dass dabei die Entwicklung zu wettbewerblichen Struk-
turen auf den Telekommunikationsmérkten infrage gestellt wird. Weiterhin befasst sich
das Sondergutachten mit der Entwicklung der europdischen Telekommunikationspoli-
tik. Neben den wichtigsten absehbaren Anderungen am europiischen Rechtsrahmen fiir
die Telekommunikationsmérkte werden die Initiativen des Europdischen Parlaments
und der Europdischen Kommission zur Regulierung des Mobilfunks diskutiert. Geméaf
ihrem gesetzlichen Auftrag beurteilt die Monopolkommission den Stand und die Ent-
wicklung des Wettbewerbs auf den Telekommunikationsmérkten, nimmt zu der Frage
Stellung, ob in der Bundesrepublik Deutschland nachhaltig wettbewerbsorientierte Te-
lekommunikationsmarkte bestehen, und wiirdigt die Amtspraxis der Bundesnetzagentur.

Zur Vorbereitung ihrer Stellungnahme hat die Monopolkommission drei Anhdrungen
durchgefiihrt. Am 15. Mai 2009 hat sie mit Vertretern der Unternehmen und Verbénde
Fragen der Marktentwicklung und der Regulierung sowie Themen aus den Bereichen
Breitband und digitale Dividende diskutiert. Teilnehmer der Diskussionsrunde in Bonn
waren:

ANGA Verband Deutscher Kabelnetzbetreiber e.V.

BITKOM Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und Neue

Medien,

Breko, Bundesverband Breitbandkommunikation e.V.,

Bundesverband Glasfaseranschluss e.V.,

Deutsche Telekom AG,

IEN Initiative Europdischer Netzbetreiber,

VATM Verband der Anbieter von Telekommunikations- und Mehrwertdiensten

e.V.,

VPRT Verband Privater Rundfunk und Telemedien.

Einige der angehdrten Unternehmen und Verbiinde haben ihre miindlichen AuBerungen
im Rahmen der Anhorung durch schriftliche Stellungnahmen ergénzt.

Themen der Anhoérung von Vertretern der Europédischen Kommission am 12. Juni 2009
in Bonn waren die Reform des europdischen Telekommunikationsrechtsrahmens, die
Regulierung der Telekommunikationsmérkte in Deutschland und Europa sowie die
Breitbandentwicklung. Teilnehmer seitens der Generaldirektion Informationswirtschaft
und Medien der Europdischen Kommission waren Herr Dr. Bernd Langeheine und Herr
Reinald Kriiger.

Der Président der Bundesnetzagentur fiir Elektrizitit, Gas, Telekommunikation, Post
und Eisenbahnen Herr Matthias Kurth, die Vizeprésidenten Frau Dr. Iris Henseler-Un-
ger und Herr Johannes Kindler sowie Mitarbeiter der Behdrde haben mit der Monopol-
kommission am 11. September 2009 Fragen der Anwendung der Vorschriften des Tele-
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kommunikationsgesetzes, der Frequenzvergabe, zum Glasfaserausbau sowie zur Reform
des europiischen Telekommunikationsrechtsrahmens diskutiert.

Dariiber hinaus gab es vielfdltige Kontakte zwischen Mitgliedern und Mitarbeitern der
Monopolkommission und Vertretern der Bundesnetzagentur, des Bundeskartellamtes,
des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Technologie, der Unternehmen und deren
Verbinde. Die Monopolkommission dankt allen Beteiligten fiir ihre Mitwirkung.

Das vorliegende Gutachten wurde federfiihrend von Herrn Dr. Klaus Holthoff-Frank
betreut, bei dem sich die Monopolkommission ebenfalls bedankt.
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Kurzfassung

1.* In ihrem Sondergutachten ,,Telekommunikation 2009: Klaren Wettbewerbskurs hal-
ten* beurteilt die Monopolkommission den Stand und die Entwicklung des Wettbe-
werbs auf den Telekommunikationsmirkten, insbesondere die Frage, ob die Mirkte in
der Bundesrepublik Deutschland nachhaltig wettbewerbsorientiert sind. Weiterhin wiir-
digt sie die Amtspraxis der Regulierungsbehdrde im Bereich der Telekommunikations-
regulierung und nimmt zu sonstigen aktuellen Fragen Stellung. Letzteres betrifft die
Anderungen am europiischen Rechtsrahmen fiir die Telekommunikationsmirkte sowie
die Initiativen des Européischen Parlaments und der Europédischen Kommission zur Re-
gulierung des Mobilfunks. Einen weiteren Schwerpunkt des Sondergutachtens bildet
die Diskussion iiber die Regulierung von Breitbandnetzen. In diesem Zusammenhang
sind zwei Facetten zu unterscheiden: erstens der Aufbau hochleistungsfahiger Breit-
bandnetze, die als ein wesentliches Fundament fiir zukiinftiges wirtschaftliches Wachs-
tum gelten, und zweitens das Schlieen von Liicken bei der Versorgung der ldndlichen
Rédume mit schnellen Internetzugéingen. In beiden Féllen geht es darum, den Aus- und
Aufbau der Infrastrukturen voranzutreiben, ohne dass dabei die Entwicklung zu wettbe-
werblichen Strukturen auf den Telekommunikationsmarkten infrage gestellt wird.

Nachhaltig wettbewerbsorientierte Mirkte und Deregulierungspotenziale

2.* Die Regulierung des Grofteils der Vorleistungen ist weiterhin unverzichtbar, da das
Angebot der Wettbewerber auf den Endkundenmirkten in weiten Teilen davon abhén-
gig ist, dass sie auf die Infrastruktur des dominierenden Anbieters zuriickgreifen kon-
nen. Weiterhin nicht nachhaltig wettbewerbsorientiert sind die Mérkte fiir den entbiin-
delten Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung, den Bitstromzugang, den Wiederver-
kauf von Teilnehmeranschliissen und die Zusammenschaltung. Dort, wo die alternati-
ven Anbieter eigene Infrastrukturen autbauen, geschieht dies vor allem, um dariiber ei-
gene Endkundenleistungen anzubieten. Daneben werden die alternativen Infrastruktu-
ren — soweit sie nicht durch eigene Anwendungen ausgelastet sind — auch anderen An-
bietern als Vorleistungen angeboten. Sie sie sind aber in aller Regel weder flachende-
ckend verfiigbar noch bis zu den Endkunden ausgebaut.

3.* Die Endkundenmaérkte fiir Verbindungsleistungen im Festnetz sind nachhaltig wett-
bewerbsorientiert und bereits aus der sektorspezifischen Regulierung entlassen. Eine
Verschlechterung der Wettbewerbssituation ist auch nach der Riickfiihrung der Regu-
lierung nicht zu erwarten. Die vollstindige Deregulierung des Marktes fiir Teilnehmer-
anschliisse im Festnetz ist trotz der positiven Wettbewerbsentwicklung zum gegenwir-
tigen Zeitpunkt noch nicht moglich. Es besteht das Risiko, dass das eingesessene Unter-
nehmen seine Marktposition mit missbrduchlichen Praktiken wie ungerechtfertigter
Biindelung, Preis-Kosten-Scheren oder Preisdumping zu verteidigen versucht. Die Mo-
nopolkommission ist der Auffassung, dass solche Missbriduche grundsétzlich auch mit
den Mitteln des allgemeinen Wettbewerbsrechts verfolgt werden konnen, lehnt aber
eine vollstindige Riickfiihrung der Regulierung der Teilnehmeranschliisse zum jetzigen
Zeitpunkt noch ab. Mdglich ist allerdings die Reduzierung der Intensitdt der Regulie-
rung. Den genannten Missbrauchspraktiken kann angemessen im Rahmen der Ex-post-
Regulierung begegnet werden.
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Wiirdigung der Amtspraxis der Bundesnetzagentur

4.* Die Monopolkommission muss sich wegen der Vielzahl der Fille bei der Wiirdi-
gung der Amtspraxis der Bundesnetzagentur auf die aus ihrer Sicht wichtigen Félle be-
schrianken. Fiir die Telekommunikationsmérkte von besonderer Bedeutung sind die
Verfahren der Marktregulierung, bei denen entschieden wird, wie ein Markt abgegrenzt
wird, ob er die Voraussetzungen des europdischen und nationalen Telekommunikati-
onsrechts fiir die Regulierungsbediirftigkeit erfiillt und welche Vorabverpflichtungen
dem Unternehmen mit betrdchtlicher Marktmacht gegebenenfalls auferlegt werden. Da-
neben werden Entscheidungen aus dem Bereich der Entgeltregulierung, der besonderen
Missbrauchsaufsicht und der Frequenzregulierung kommentiert.

5.* Im Rahmen der Marktregulierung ist unter anderem strittig, in welchem Umfang die
Europidische Kommission und die anderen nationalen Regulierungsbehorden an den na-
tionalen Regulierungsentscheidungen zu beteiligen sind. Der Verpflichtung zur Notifi-
zierung unterliegen die Marktdefinition, die Marktanalyse und die Regulierungsverfii-
gung, in der festgelegt wird, welche (abstrakten) Verpflichtungen dem zu regulierenden
Unternehmen auferlegt werden. Bei den Mérkten fiir die Anrufzustellung in einzelnen
Mobilfunknetzen verlangt die Europédische Kommission zudem die Notifizierung der
konkreten Entgelte, der Gleitpfade fiir deren Absenkung iiber die Zeit sowie der Me-
thoden zur Kosten- und Preisberechnung. Die Bundesnetzagentur und die Monopol-
kommission lehnen das ab. Fiir eine Beteiligung der Europdischen Kommission und der
anderen nationalen Regulierungsbehdrden an konkreten Regulierungsentscheidungen
der nationalen Behorde gibt es weder eine Rechtsgrundlage, noch wire eine Beteili-
gung der Sache nach gerechtfertigt.

6.* Untersucht hat die Bundesnetzagentur die Frage, ob die Mérkte fiir den Bitstromzu-
gang weiterhin bundesweit einheitlich oder regional spezifisch zu regulieren sind. Die
Monopolkommission sieht anders als die Bundesnetzagentur die Voraussetzungen fiir
die Abgrenzung regionaler Mirkte gegeben. Dafiir spricht, dass die Wettbewerbsbedin-
gungen beim Bitstromzugang regional deutlich unterschiedlich sind. Ob die Abgren-
zung regionaler Mirkte auch dazu fiihrt, dass einzelne Regionalmirkte bereits aus der
Regulierung zu entlassen sind, oder ob es ausreicht, diese unterschiedlich zu regulieren,
ist im Rahmen der Analyse der einzelnen regionalen Mérkte zu entscheiden.

7.% Unterliegen Entgelte fiir Telekommunikationsdienste der Ex-ante-Regulierung, diir-
fen sie die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung nicht {iberschreiten. Strittig ist
in einigen Fillen die Bestimmung der effizienten Kosten. Die effizienten Kosten der
Terminierung in einzelnen Mobilfunknetzen kénnen auf der Grundlage einer nationalen
Vergleichsmarktbetrachtung erfolgen, soweit die Netze strukturell vergleichbar sind
und die effizienten Kosten in dem Vergleichsnetz aufgrund von Kostenunterlagen oder
einem Kostenmodell ermittelt werden. Die effizienten Kosten des Teilnehmeran-
schlussnetzes werden auf der Grundlage von Wiederbeschaffungskosten ermittelt.
Rechtlich ist das umstritten, konomische Uberlegungen sprechen jedoch eher dafiir. In
einer Situation, in der das zu regulierende Netz vor einem grundlegenden Umbau steht,
wie im Fall des Kupferkabelnetzes der Deutschen Telekom AG (DTAG), welches zu-
nehmend durch Glasfasernetze ersetzt wird, sind allerdings statt der Wiederbeschaf-
fungskosten des bestehenden Netzes die aktuellen und zukiinftigen Kosten des neuen
Netzes maligeblich.
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8.* Die Aufsicht iiber missbrauchliche Verhaltensweisen beherrschender Telekommuni-
kationsunternehmen nimmt in der Amtspraxis der Bundesnetzagentur eine eher nachge-
ordnete Bedeutung ein. Wenn Verfahren gemél § 42 TKG gefiihrt werden, werden die-
se liberwiegend ohne Abschluss einer Missbrauchsverfligung eingestellt, nachdem die
DTAG ihre Verhaltensweisen geiindert oder eine Anderung in Aussicht gestellt hat.
Weitergefithrt wurde im Berichtszeitraum die Diskussion um die Ausweitung der be-
sonderen Missbrauchsaufsicht gemif §§ 38 und 42 TKG auf beherrschte, aber nicht ge-
miB §§ 9 ff. TKG regulierte Mirkte. So hat sich der Bundesrat fiir eine Anderung des
Telekommunikationgesetzes ausgesprochen, wonach die Vorschriften zur nachtrigli-
chen Regulierung von Entgelten (§ 38 TKG) und zur besonderen Missbrauchsaufsicht
(§ 42 TKG) auch ohne die Feststellung der Regulierungsbediirftigkeit im Rahmen eines
Marktdefinitions- und Marktanalyseverfahrens anwendbar sind. Die Monopolkommis-
sion lehnt dies weiterhin ab.

9.* Die Bundesnetzagentur hat entschieden, die Verfahren zur Vergabe der Frequenzen
aus den Bereichen 1,8 GHz, 2 GHz sowie 2,6 GHz, die bereits seit Langerem anstehen,
mit der Vergabe der Frequenzen aus der digitalen Dividende zu verkniipfen. Nach Auf-
fassung der Monopolkommission bringt das kaum Vorteile und ist mit dem Risiko ver-
bunden, dass Rechtsunsicherheiten des einen oder des anderen Verfahrens den Gesamt-
prozess belasten und die Vergabe samtlicher Frequenzen verzogern. Vorzugswiirdig
wire es, die Verfahren rechtlich zu entkoppeln, aber zeitgleich durchzufiihren.

Reform des europdischen Rechtsrahmens fiir die Telekommunikationsmidirkte

10.* Die Reform des europdischen Telekommunikationsrechts ist nach langer Diskussi-
on abgeschlossen. Positiv bewertet die Monopolkommission die Regelungen zur Ver-
besserung von Verbraucher- und Datenschutz, zur Frequenzverwaltung sowie zur Zu-
ginglichkeit der Notrufdienste. Uneingeschrinkt zu begriilen ist, dass die Unabhingig-
keit der nationalen Regulierungsbehorden weiter gestirkt wird. Die Monopolkommissi-
on sieht bei der Umsetzung in nationales Recht Anpassungsbedarf bei dem Weisungs-
recht des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Technologie gegeniiber der Bundes-
netzagentur sowie bei den Vorschriften zur Ernennung und Entlassung des Préisidenten
und der Vizeprisidenten der Behorde. Sie wiederholt in diesem Zusammenhang ihren
Vorschlag, die Konzentration wichtiger Regulierungsentscheidungen auf die Prisiden-
tenkammer riickgéingig zu machen.

11.* Statt des von der Europdischen Kommission vorgeschlagenen Vetorechts bei den
Regulierungsmafinahmen wird ein sog. Ko-Regulierungsverfahren eingefiihrt, mit dem
die Einheitlichkeit von Regulierungsmafinahmen in der Gemeinschaft gewéhrleistet
werden soll. Die Monopolkommission lehnt das ab. Das Beteiligungsverfahren auf der
Gemeinschaftsebene wird komplexer und biirokratischer, die Verfahrensdauer verlan-
gert sich. Ebenfalls kritisch ist, dass die Europdische Kommission zukiinftig Entschei-
dungen zur harmonisierten Anwendung von Richtlinien erlassen kann. Dadurch werden
die Moglichkeiten der nationalen Regulierungsbehorden eingeschrinkt, bei der Regu-
lierung die Besonderheiten der nationalen Telekommunikationsmérkte flexibel zu be-
riicksichtigen.

12.* Vorgesehen ist, die funktionale Separierung als ein zusétzliches Instrument der Re-
gulierung in die Zugangsrichtlinie aufzunehmen. Gegen die Einfiihrung eines derart re-
striktiven Instruments spricht, dass es dafiir in einem fortgeschrittenen Stadium der
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Wettbewerbsentwicklung auf den Telekommunikationsmérkten keine Notwendigkeit
gibt. Gerechtfertigt wire die Einflihrung allenfalls, wenn die bisherige Zugangsregulie-
rung gescheitert wére oder zu scheitern droht. Dafiir gibt es keine Anzeichen. Zu be-
griiflen ist, dass der aktuelle Vorschlag zur funktionalen Separierung den Ausnahme-
charakter des Instruments betont.

13.* Anstelle der urspriinglich vorgesehenen européischen Regulierungsbehorde fiir die
Telekommunikationsmérkte wird das ,,Gremium Européischer Regulierungsstellen fiir
elektronische Kommunikation* (GEREK) eingerichtet. GEREK wird die Gruppe Euro-
péischer Regulierungsstellen (European Regulators Group, ERG) ersetzen und als aus-
schlieBliches Forum fiir die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Regulierungsbe-
horden sowie zwischen den nationalen Regulierungsbehdrden und der Europdischen
Kommission fungieren. Mit der Einrichtung der Regulierungsstelle sowie eines zugeho-
rigen Biiros mit eigener Rechtspersonlichkeit riickt die europdische Regulierungsbehor-
de ndher. Die Monopolkommission steht dem kritisch gegeniiber. Die zunehmende
Zentralisierung der Regulierung geht zulasten der Flexibilitét und verhindert den Wett-
bewerb der Regulierungssysteme. Zudem besteht das Risiko, dass das Ausmal} an Re-
gulierung eher zu- als abnimmt.

Europidiische Initiativen zur Regulierung des Mobilfunks

14.* Das Europdische Parlament, der Rat und die Europdische Kommission intensivie-
ren die Regulierung im Mobilfunk. Beschlossen wurde eine weitere Absenkung der
grenziiberschreitenden Tarife fiir Mobilfunkgesprache und der Entgelte fiir das Interna-
tional Roaming von Gesprichen sowie eine Ausweitung der Regulierung auf grenz-
iiberschreitende Datendienste. Die Europdische Kommission hat zudem eine Empfeh-
lung iiber die Regulierung der Terminierungsentgelte im Mobilfunk und im Festnetz er-
lassen, die auf die Vereinheitlichung der Methoden und der Kostenstandards der Regu-
lierung sowie eine deutliche Reduzierung der Entgelte fiir die Terminierung in den na-
tionalen Mobilfunknetzen abzielt.

15.* Die Monopolkommission lehnt die Intensivierung der Mobilfunkregulierung ab.
Zwar ist das International Roaming der klassische Anwendungsfall fiir eine gemein-
schaftsweite Regulierung. Kritisch ist allerdings die doppelte Regulierung von Endkun-
den- und Vorleistungsmarkten, die Ausweitung der Regulierung auf die Datendienste
sowie die recht drastische Absenkung der Entgelte sowohl bei den Vorleistungen als
auch bei den Endkundenleistungen. Auch wenn die erhebliche Absenkung der Entgelte
aus Sicht der Verbraucher positiv ist, kann sie die Leistungsfdhigkeit insbesondere der
kleineren Mobilfunknetzbetreiber iibersteigen. Kritisch ist auch die Empfehlung der
Europdischen Kommission, bei der Regulierung der Terminierungsentgelte im Mobil-
funk einen Kostenstandard zu verwenden, der Gemeinkosten unberiicksichtigt ldsst.
Dies fiihrt zu Entgelten, die unterhalb der Entgelte liegen, die sich auf einem hypotheti-
schen Wettbewerbsmarkt ergeben wiirden. Um die Regulierung der Terminierungsent-
gelte tiberfliissig zu machen, sollte ernsthaft die Einfiihrung von Bill & Keep gepriift
werden, bei dem die Netzbetreiber auf die gegenseitige Berechnung von Terminie-
rungsentgelten verzichten.

Forderung hochleistungsfiihiger Breitbandnetze

16.* Der Ausbau der Breitbandnetze zu glasfaserbasierten Next Generation (Access)
Networks (NGN/NGA) ist im Jahr 2009 eines der beherrschenden regulierungspoliti-
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schen Themen im Bereich der Telekommunikation. Hochleistungsfédhige paketvermit-
telte Breitbandnetze 16sen gegenwirtig weltweit die herkommlichen kupferbasierten
Netze ab. Motiviert wird diese Entwicklung von der Moglichkeit, die integrierten NGN
deutlich effizienter und kostensparender zu betreiben als herkommliche Netze. Zudem
entspricht die aus der Umstellung auf Glasfaser resultierende Erhéhung der Bandbrei-
ten dem zunehmenden Bedarf, der durch die erwartet starke Zunahme der Dateniiber-
tragung im Internet geprégt ist.

17.* Die Bundesregierung sieht, wie andere Regierungen weltweit auch, die Notwen-
digkeit zur Forderung des Ausbaus von Breitbandnetzen. Nachdem zundchst primér
iiber Regulierungsferien als Moglichkeit diskutiert worden war, die Anreize fiir Investi-
tionen in neue Netze zu verbessern, hat die Bundesregierung im Februar 2009 eine akti-
ve Breitbandstrategie zur Forderung des Netzausbaus vorgeschlagen. Ausgehend von
dem Ziel, spétestens bis 2018 alle Haushalte in Deutschland mit hochleistungsfahigen
Breitbandanschliissen zu versorgen, sollen mit einer wachstums- und innovationsorien-
tierten Regulierung die Anreize, in Breitbandnetze zu investieren, verbessert werden.
Gleichzeitig haben die Bundesregierung und die Europdische Kommission finanzielle
MaBnahmen zur Férderung des Breitbandausbaus angekiindigt, die allerdings bezogen
auf ihren Umfang vergleichsweise gering ausfallen und der Beihilfenkontrolle unterlie-
gen.

18.* Die Monopolkommission sieht wie die Bundesregierung die Notwendigkeit, den
Aus- und Aufbau hochleistungsfahiger Breitbandnetze zu unterstiitzten. Dafiir sprechen
die positiven Wirkungen leistungsfahiger Kommunikationsinfrastrukturen auf Wirt-
schaft und Gesellschaft sowie der Umstand, dass der Markt alleine nicht fiir eine fla-
chendeckende Breitbandversorgung zu angemessenen Bedingungen sorgt. Strittig ist
die Frage nach effizienten Formen der Forderung.

19.* Regulierungsferien sind ein Instrument, mit dem Investitionen in Telekommunika-
tionsnetze grundsétzlich geférdert werden konnen, da insbesondere die Zugangsregulie-
rung die Anreize fiir Investitionen auf Seiten des regulierten Unternehmens schmaélern
kann. Die Regulierung sollte aber nicht gidnzlich ausgeschlossen sein, vielmehr sollte
die Mdglichkeit bestehen, mit der Regulierung zu einem spéteren Zeitpunkt einzuset-
zen, wenn sich auf dem neuen Markt kein wirksamer Wettbewerb einstellt. Bei der Ab-
wégung, ob und fiir welchen Zeitraum Regulierungsferien gewéhrt werden sollen, ist
das Risiko entscheidend, welches mit der Investition verbunden ist.

20.* Eher kritisch steht die Monopolkommission der wachstums- und innovationsorien-
tierten Regulierung gegeniiber, da deren Anreizwirkungen tiberschitzt werden und die
MaBnahmen oftmals schidlich fiir den Wettbewerb sind. So kénnen Kooperationen
beim Netzausbau durchaus die Investitionsrisiken der Investoren senken und damit den
Anreiz fiir Investitionen erhohen. Allerdings beschrianken sie den Wettbewerb der
Netzbetreiber um die Pionierposition auf den Breitbandmérkten und vermindern damit
die Anreize fiir Investitionen und einen raschen Netzausbau. Ahnliches gilt fiir Arran-
gements zur Risikoteilung zwischen Netzbetreibern und den Nachfragern nach Netzzu-
gang. Finerseits sind solche Arrangements zu begriillen, da sie zusétzliche Investitions-
anreize generieren. Andererseits besteht die Gefahr, dass die Risiken, die zu Abschli-
gen bei den Zugangsentgelten fiihren, liber- oder unterschitzt werden. Grundsétzlich zu
befiirworten ist die Verldngerung der Regulierungsperioden, weil dies zur Erhohung
der Planungssicherheit beitridgt. Problematisch ist allerdings der vorgeschlagene Zeit-
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raum von fiinf bis zehn Jahren. Solch lange Regulierungsperioden sind wegen der lan-
gen Bindungsfristen bei einer gleichzeitig bestehenden hohen Marktdynamik nicht
sinnvoll. Eine Verldngerung auf drei Jahre konnte prinzipiell niitzlich sein, hilft aber in
der Sache wenig, weil die Planungsperioden der Unternehmen deutlich ldnger sind. Ab-
zulehnen sind Mallnahmen, die zu einer besseren Refinanzierbarkeit der Investitionen
in neue Netze fiihren, wie der Ubergang von der Ex-ante- zu einer Ex-post-Regulierung
der Vorleistungsentgelte oder die Beriicksichtigung von Risikozuschldgen bei der Ei-
genkapitalverzinsung. Sie sind entweder nicht mit dem Telekommunikationsgesetz ver-
einbar oder regulatorisch schwierig umzusetzen.

21.* Fiir das Investitionsverhalten der Unternehmen ist die Vorhersehbarkeit und Stabi-
litdit der Rahmenbedingungen sowie die Konkurrenz von Anbietern mit eigenen Infra-
strukturen wichtig. Um die Unsicherheiten im Hinblick auf die Rahmenbedingungen zu
verringern, sollte der neue europdische Rechtsrahmen fiir die Telekommunikations-
mérkte moglichst rasch in nationales Recht umgesetzt werden. Die Monopolkommissi-
on empfiehlt dariiber hinaus, verstirkt auf den Wettbewerb als Treiber fiir Investitionen
in hochleistungsfihige Breitbandnetze zu setzen. Die wichtigsten konkurrierenden In-
frastrukturen fiir die Glasfasernetze sind die (TV-)Kabelnetze. IThr Wettbewerbspotenzi-
al kann bisher nicht vollstindig ausgeschopft werden, weil das Kabelnetz nachteilig or-
ganisiert ist. Nachteilig sind vor allem die historisch bedingte vertikale Trennung der
Netzebenen 3 und 4 und die immer noch weitgehend zersplitterte Anbieterstruktur auf
der Netzebene 4. Die Wettbewerbsfahigkeit der Kabelnetzbetreiber auf den Telekom-
munikationsmarkten liee sich stirken, wenn die vertikale Trennung der Netzebenen
und die Zersplitterung des Endkundenmarktes iiberwunden werden konnten. Moglichen
Zusammenschliissen vor allem auf der Netzebene 4 stehen bisher allerdings kartell-
rechtliche Bedenken entgegen. Nach Auffassung der Monopolkommission sollte die
Einschitzung der Wettbewerbswirkungen solcher Zusammenschliisse iiberdacht wer-
den, da die zu erwartende Verschlechterung der Marktstrukturen auf den Kabelmérkten
bei solchen Fusionen vermutlich hinter den zu erwartenden Verbesserungen auf den
Telekommunikationsmérkten zuriickbleiben.

22.* Die Monopolkommission spricht sich grundsitzlich gegen eine staatliche Bereit-
stellung von Breitbandnetzen aus. Prioritidt beim Aufbau und Betrieb der Telekommu-
nikationsinfrastrukturen haben private Investitionen. Aufgabe des Staates ist es, Rah-
menbedingungen so zu setzten, dass private Investitionen in leistungsfahige Infrastruk-
turen getdtigt werden. Es ist hingegen nicht die Aufgabe des Staates, solche Investitio-
nen selbst vorzunehmen oder sie in einem grofleren Umfang zu subventionieren.

Schliefien der Breitbandliicken durch Nutzung der digitalen Dividende

23.* Die Bundesregierung mochte die bestehenden Liicken bei der Breitbandversor-
gung in Deutschland bis Ende des Jahres 2010 schlieen. Dazu soll die sog. digitale Di-
vidende, d.h. die im Zuge der Umstellung von Rundfunk und Fernsehen von der Ana-
log- auf die Digitaltechnik frei werdenden Frequenzen, genutzt werden. Das Spektrum
soll moglichst rasch und mit der Auflage vergeben werden, dass die Frequenzinhaber
zunichst die Breitbandversorgung in den bisher unversorgten Gebieten sicherstellen,
bevor sie die Frequenzen in den iibrigen Gebieten fiir das Angebot von mobilem Breit-
band nutzen diirfen.
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24.* Die Frequenzen aus der digitalen Dividende sollen in einem Versteigerungsverfah-
ren vergeben werden, bei dem es Beschrinkungen der Bietberechtigungen (Spektrums-
kappen) sowie Versorgungsauflagen gibt. Kritisch gesehen wird, dass die Spektrums-
kappen so dimensioniert sind, dass mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit weder alle
etablierten Mobilfunknetzbetreiber noch ein Neueinsteiger zum Zuge kommen. Aus-
wirkungen auf die Marktstruktur und den Wettbewerb im Mobilfunk sind dann zu er-
warten, wenn dem Netzbetreiber, der bei der Versteigerung der Frequenzen aus der di-
gitalen Dividende unterliegt, die Voraussetzungen fiir ein konkurrenzfdhiges Angebot
von mobilen Breitbanddiensten fehlen und er deshalb aus dem Markt ausscheiden muss.
Ebenfalls kritisch zu sehen sind die Versorgungsauflagen, mit denen die erfolgreichen
Bieter konfrontiert sind. Sie stehen einer volkswirtschaftlich effizienten Verwendung
der Frequenzen entgegen und mindern zugleich die Versteigerungserldse.

25.* Vorgeschlagen wird aus dem Kreis der Mobilfunknetzbetreiber und von der Euro-
pdischen Kommission, die Spektrumskappen so zu dimensionieren, dass entweder alle
etablierten Netzbetreiber zum Zuge kommen oder dass bereits zugeteilte vergleichbare
Frequenzen umverteilt werden. Diese Vorschlige haben Nachteile. Werden die Spek-
trumskappen so gesetzt, dass alle etablierten Netzbetreiber zum Zuge kommen, wiirde
das Versteigerungsverfahren entwertet. Die Umverteilung von vergleichbaren Frequen-
zen wiirde wegen der Lage des Spektrums nicht jedem Netzbetreiber in gleicher Weise
niitzen. Nicht diskutiert und auch von der Bundesnetzagentur zu wenig beachtet wird,
dass es grundsitzlich noch andere Verfahren gibt, den Wettbewerb auf dem Mobilfunk-
markt zu sichern. So kénnten die bei der Versteigerung unterlegenen Unternehmen mit
einem der erfolgreichen Bieter eine Roamingvereinbarung treffen und das Netz des An-
deren gegen Entgelt fiir das Angebot von Breitbanddiensten mitnutzen. Da solche Ver-
einbarungen nicht zwingend auf freiwilliger Basis zustande kommen, miisste die Bun-
desnetzagentur die Frequenzen mit einer entsprechenden Roamingauflage versehen.
Eine Roamingverpflichtung konnte entweder alle Frequenzen aus der digitalen Divi-
dende betreffen oder lediglich einen Teil davon.

26.* Zu erinnern ist schlieBlich daran, dass der europdische Rechtsrahmen fiir die Tele-
kommunikation und das deutsche Telekommunikationsgesetz die Regulierung von
Mirkten vorsehen, wenn gravierende Wettbewerbsprobleme existieren. Kommt es in-
folge der Versteigerung der Frequenzen aus der digitalen Dividende zu einer Veren-
gung der Marktstruktur und nachlassendem Wettbewerb, kann die Bundesnetzagentur
mit Zustimmung der Europdischen Kommission noch im Nachhinein regulierend ein-
greifen und Zugangs- und Vorleistungspreise auch im Mobilfunk festlegen.

27.* Bei den Versorgungsauflagen plddiert die Monopolkommission dafiir, diese so zu
gestalten, dass die unterversorgten Gebiete nach einem 6konomischen Kalkiil ausgebaut
werden konnen, statt eine Versorgung nach der Einwohnerzahl vorzuschreiben. Im Ge-
genzug wire von den Frequenzinhabern zu verlangen, die weillen Flecken vollstindig,
d.h. zu 100 %, bis Ende des Jahres 2015 auszubauen. Um eine ineffiziente Doppelung
von Infrastrukturen zu vermeiden, diirfen die Versorgungsauflagen nur dort wirksam
werden, wo Gebiete nicht bereits mit anderen Breitbandzugangstechnologien oder
durch andere Frequenzinhaber versorgt werden.
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1. Einleitung
1.1 Gesetzlicher Auftrag

1. Nach § 121 Abs. 2 Telekommunikationsgesetz (TKG) hat die Monopolkommission
alle zwei Jahre ein Gutachten zu erstellen, in dem sie den Stand und die absehbare Ent-
wicklung des Wettbewerbs sowie die Frage beurteilt, ob nachhaltig wettbewerbsorien-
tierte Telekommunikationsmérkte in der Bundesrepublik Deutschland bestehen, die An-
wendung der Vorschriften des Telekommunikationsgesetzes iiber die Regulierung und
Wettbewerbsaufsicht wiirdigt und zu sonstigen aktuellen wettbewerbspolitischen Fragen
Stellung nimmt, insbesondere auch dazu, ob die Regelung zum Resale in § 21 Abs. 2
Nr. 3 des Gesetzes im Hinblick auf die Wettbewerbsentwicklung anzupassen ist.

2. Die Monopolkommission gibt in ithrem Gutachten Hinweise darauf, ob und in wel-
chen Bereichen der Telekommunikation das Ziel der Regulierung, nachhaltig wettbe-
werbsorientierte Mérkte zu fordern, bereits erreicht ist.! Feststellungen im Zusammen-
hang mit konkreten Regulierungsverfahren, die Rechtsanspriiche von Marktteilnehmern
auf eine bestimmte Form der Regulierung oder die Unterlassung von Regulierung be-
griinden, werden damit nicht gemacht. Solche Feststellungen kénnen nur durch die
Bundesnetzagentur fiir Elektrizitdt, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen ge-
troffen werden.

3. Die Wiirdigung der Anwendung der Vorschriften des Telekommunikationsgesetzes
iiber die Regulierung und Wettbewerbsaufsicht durch die Bundesnetzagentur muss sich
wegen der Vielzahl der Entscheidungen im Bereich der Telekommunikationsregulie-
rung auf die aus Sicht der Monopolkommission wichtigen Fille beschrinken. Sie sind
auf der Grundlage einer systematischen Beobachtung der Amtspraxis der Behorde aus-
zufiltern. Seit der TKG-Novelle im Jahr 2007 kann sich die Monopolkommission dabei
auf ein Akteinsichtsrecht stiitzten, welches auch den Zugang zu Betriebs- und Ge-
schiftsgeheimnissen umfasst.

4. Die Monopolkommission gibt in diesem Gutachten keine gesonderte Stellungnahme
zu den Resale-Vorschriften des Telekommunikationsgesetzes ab. Sie befasst sich aber
im Rahmen der Wiirdigung der Amtspraxis mit der regulatorischen Verpflichtung der
Deutschen Telekom AG (DTAG), Wettbewerbern entbiindelte Teilnehmeranschliisse
zum Wiederverkauf anzubieten. Im Hinblick auf § 21 Abs. 2 Nr. 3 TKG bleibt es bei
dem, was die Monopolkommission bereits frither festgestellt hat.> Die Vorschrift selber
steht nicht zur Disposition, da der nationale Gesetzgeber aufgrund der Vorgaben von
Art. 12 Zugangsrichtlinie keinen Spielraum hat, auf diese Verpflichtung zu verzichten
oder sie grundsitzlich anders zu gestalten.> Moglich ist die Streichung von § 21 Abs. 2
Nr. 3 Satz 2 TKG, der regelt, dass die Bundesnetzagentur bei der Auferlegung einer

1 Vgl. zur Interpretation des gesetzlichen Auftrags ausfiihrlich Monopolkommission, Wettbewerbs-
entwicklung bei der Telekommunikation 2005: Dynamik unter neuen Rahmenbedingungen, Sonder-
gutachten 43, Baden-Baden 2006, Tz. 7.

2 Vgl. Monopolkommission, Wettbewerbsentwicklung bei der Telekommunikation 2007: Wende-
punkt der Regulierung, Sondergutachten 50, Baden-Baden 2008, Tz. 4; dies., Sondergutachten 43,
a.a.0., Tz. 8.

3 Richtlinie 2002/19/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 7. Marz 2002 {iber den Zu-
gang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehorigen Einrichtungen sowie deren Zu-
sammenschaltung (Zugangsrichtlinie), ABl. EG Nr. L 108 vom 24. April 2002, S. 7.
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Resale-Verpflichtung ,.die getétigten und die zukiinftigen Investitionen fiir innovative
Dienste zu beriicksichtigen hat. Diese Vorgabe ist einerseits vage, andererseits unno-
tig, da Resale-Verpflichtungen die Innovationsanreize typischerweise nicht nachhaltig
tangieren, soweit sie nicht unangemessen sind.* Die Ubergangsvorschrift des § 150 Abs.
5 TKG, nach der die Bundesnetzagentur bis zum 30. Juni 2008 lediglich ein gebiindel-
tes Anschluss-Resale auferlegen kann, ist ausgelaufen und sollte bei der ndchsten No-
velle des Telekommunikationsgesetzes gestrichen werden.

1.2 Das Konzept des ,,nachhaltig wettbewerbsorientierten Marktes*

5. Die Monopolkommission hat sich bereits in ihren letzten Sondergutachten gemal3
§ 121 Abs. 2 TKG kritisch mit dem Konzept des nachhaltig wettbewerbsorientierten
Marktes im Telekommunikationsgesetz befasst.” Der Begriff wird im Gesetz an ver-
schiedenen Stellen in unterschiedlicher Weise verwendet, wobei nicht hinreichend deut-
lich ist, was genau unter einem nachhaltig wettbewerbsorientierten Markt zu verstehen
ist. Gemdll § 3 Nr. 12 TKG ist ein nachhaltig wettbewerbsorientierter Markt ,.ein
Markt, auf dem der Wettbewerb so abgesichert ist, dass er auch ohne sektorspezifische
Regulierung besteht™. Damit meint der Gesetzgeber einen Markt mit strukturell und
nicht lediglich regulatorisch abgesichertem Wettbewerb. Damit vereinbar ist, dass die
strukturelle Absicherung des Wettbewerbs auf den Endkundenmérkten der Telekommu-
nikation grundsétzlich auch durch eine effiziente Regulierung der Vorleistungsmérkte
erfolgen kann. Wire dem nicht so, miissten Endkundenmirkte so lange reguliert wer-
den, bis sdmtliche Vorleistungen, die fiir ihre Bereitstellung notwendig sind, dereguliert
sind. Da ein Teil der Vorleistungen aufgrund ihrer Eigenschaft als Bottleneck gegebe-
nenfalls langfristig zu regulieren sind, wire eine Deregulierung auch der zugehoérigen
Endkundenmarkte langfristig nicht moglich.

6. Fiir die Analyse der Nachhaltigkeit der Wettbewerbsorientierung ist von Bedeutung,
dass der Begriff des nachhaltig wettbewerbsorientierten Marktes nicht lediglich ein
Synonym fiir die Abwesenheit von Marktbeherrschung bzw. betriachtlicher Marktmacht
ist.® Dies ergibt sich bereits daraus, dass es in vielen Sektoren marktbeherrschende Un-
ternehmen gibt, ohne dass es sinnvoll wére, mit spezifischer Regulierung in diese Mérk-
te einzugreifen. Dass auch der Gesetzgeber keine Begriffsparallelitdt vor Augen hatte,
zeigt sich daran, dass er in § 3 TKG die Begriffe der betrachtlichen Marktmacht und
des nachhaltig wettbewerbsorientierten Marktes unterschiedlich definiert. Bei der Beur-
teilung der Nachhaltigkeit der Wettbewerbsorientierung im Sinne des § 121 Abs. 2
TKG geht es prospektiv um die wettbewerbspolitische Frage nach der Angemessenheit
einer Deregulierung von Telekommunikationsmérkten und nicht um die wettbewerbs-
rechtliche Frage nach dem Vorliegen von Marktbeherrschung oder betrachtlicher
Marktmacht.

7. Bei den §§ 9a, 18 Abs. 2, 21 Abs. 1 und 39 Abs. 1 TKG kniipft das Gesetz an das
Kriterium des nachhaltig wettbewerbsorientierten Marktes bestimmte Rechtsfolgen.
Dabei geht es entweder darum, ob ein Markt {iberhaupt der sektorspezifischen Regulie-

4 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 43, a.a.O., Tz. 236; dies., Sondergutachten 50, a.a.O.,
Tz. 172.

5 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 43, a.a.O., Tz. 9 ff.; dies., Sondergutachten 50, a.a.O.,
Tz. 5 ff.

6 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 43, a.a.O., Tz. 12.
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rung unterliegt oder mit welchem Instrumentarium auf einem Markt reguliert wird.
Nach Auffassung der Monopolkommission ist das in einem hohen Mafe problematisch,
da der nachhaltig wettbewerbsorientierte Markt kein wohldefiniertes Konzept der Wett-
bewerbstheorie oder Wettbewerbspolitik ist.” Im Zweifel miisste die Regulierungsbe-
horde gerichtlich tiberpriifbar nachweisen, warum oder warum nicht mit der Entstehung
eines nachhaltig wettbewerbsorientierten Marktes zu rechnen ist. Das diirfte schwer fal-
len, weil es sich hier um Einschédtzungen handelt, die zum Teil auf Wertungen beruhen.

1.3 Methodisches Vorgehen

8. Methodisch geht es bei der Beurteilung der Frage, ob in der Bundesrepublik Deutsch-
land nachhaltig wettbewerbsorientierte Mérkte bestehen, darum zu prognostizieren,
welche Wettbewerbsprozesse stattfinden, wenn in der Zukunft die sektorspezifische Re-
gulierung zuriickgefiihrt wird oder von vornherein auf sektorspezifische Regulierung
verzichtet wird. Damit erfordern Aussagen iiber die Nachhaltigkeit des Wettbewerbs so-
wohl die Erfassung der stattfindenden Wettbewerbsprozesse als auch eine Prognose der
zukiinftigen Wettbewerbsentwicklungen. Dies geschieht im Rahmen einer Markt- und
Strukturanalyse, bei der es grundsétzlich auf dieselben Kriterien ankommt wie bei der
Beurteilung der betrachtlichen Marktmacht im Sinne des Telekommunikationsgesetzes
oder der Marktbeherrschung im Sinne des Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen
(GWB) und des Gemeinschaftsrechts. Marktanteile, Finanzkraft, Zugangsmoglichkeiten
zu Absatz- und Beschaffungsmérkten, Marktzutrittshemmnisse usw. liefern Anhalts-
punkte fiir die Prognose von Wettbewerbsentwicklungen, ohne — wie bereits erwihnt —
die Nachhaltigkeit der Wettbewerbsentwicklung eines Marktes mit der Abwesenheit
von betriachtlicher Marktmacht oder Marktbeherrschung gleichzusetzen.

7 Vgl. ebenda, Tz. 18.

21



2. Stand und Entwicklung des Wettbewerbs
2.1 Umsiitze in dem Gesamtmarkt fiir Telekommunikation

9. Die Umsitze im Gesamtmarkt fiir Telekommunikationsdienste sind auch in den Jah-
ren 2008 und 2009 weiter riickldufig (vgl. Tabelle 2.1). Umsatzriickgéinge sind vor al-
lem im Festnetz, moderat aber auch beim Mobilfunk zu beobachten. Wéahrend die Um-
sitze im Festnetz aufgrund des Preisverfalls im Endkundengeschéft bereits seit 2005
sinken, wurde davon im Jahr 2007 — nach der Stagnation im Jahr 2006 — auch der Mo-
bilfunk erfasst. Ausschlaggebend hier ist, dass neben den Endkundenpreisen auch zu-
nehmend die Preise fiir Vorleistungen regulierungsbedingt sinken. Sowohl im Festnetz
als auch im Mobilfunk kénnen das weiterhin gegebene Wachstum bei den Sprachver-
bindungen sowie die Zunahme der Datenumsétze den Preisverfall nicht mehr ausglei-
chen.

Tabelle 2.1:
Entwicklung der Umsiitze fiir Teleckommunikationsdienste (Mrd. EUR )"

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009’

Gesamtmarkt 62,0 63,9 66,8 | 67,3 66,3 63,9 62,3 60,3
Leistungen auf der

Basis von Festnetz- 22,5 24 247 22,5 21,7 21,1 20,1 19,3
anschliissen’

Mobiltelefondienst* 19,9 21,1 22,8 23 23,1 23,2 22,8 21,7
Mietleitungen 1 1 0,9 1 1 1 1 1
Carriergeschaft 6,4 7,1 7,6 7.8 76 67 6,8 6,6
(Interconnection)

Kabelfernsehen 2.8 2.8 2.9 3,0 3,0 3,1 33 3,4
Sonstige® 9,5 7,9 8 9,9 9,9 8,8 8,2 8,3

1 Die Differenzen zu fritheren Angaben (vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., S. 18, Tabelle 1)
ergeben sich durch Neuberechnungen der Bundesnetzagentur.

2 Prognose der Bundesnetzagentur auf der Grundlage der fiir das 3. Quartal 2009 erhobenen Umsatzdaten.

3 Der Markt fiir Leistungen auf der Basis von Festnetzanschliissen beinhaltet simtliche Festnetzdienstleistungen
der Lizenznehmer mit Endkunden und Wiederverkdufern, insbesondere die Bereitstellung des Anschlusses und
das Herstellen von Wihlverbindungen im Rahmen des Sprachtelefondienstes und des Internetzugangs. Wahlver-
bindungen zu Mehrwertdiensten und in das Internet schlieBen Leistungen ein, die liber das bloBe Herstellen der
Verbindung hinausgehen (Informationsinhalte). Die Umsatzerlose der Wiederverkdufer sind eingeschlossen.

4 Umsatzerlose der Netzbetreiber und der Service Provider, ohne Carriergeschéft.

5 Zusammenschaltungsleistungen, Anmietung von Teilnehmeranschlussleitungen, Inkassoleistungen und Prese-
lectionleistungen.

6 Datenkommunikationsdienste, Leistungen fiir Corporate Networks, Rundfunkiibertragungsdienste, Multimedia-
dienste, Funkdienste, Mehrwertdienste. Enthalten sind unter anderem auch Leistungen der Netzbetreiber wie
Kollokationsleistungen (gemeinsame Nutzung von Gebduden).

Quelle: Bundesnetzagentur

10. Triager des Mengenwachstums sind im Festnetz weiterhin die Breitbandanschliisse
und im Mobilfunk das Verkehrsvolumen. Im Mobilfunk zeichnet sich zudem eine Ver-
langsamung des Wachstumstempos bei den Nutzerzahlen ab. Nachdem die Anzahl der
Teilnehmer und die Penetration im Mobilfunk in den vergangenen Jahren stets deutlich
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zugenommen hat, zeigten sich fiir die ersten beiden Quartale 2009 erstmals leichte
Riickginge. Dem weiterhin vorhandenen Mengenwachstum stehen im Festnetz und im
Mobilfunk sinkende Preise entgegen. Im Festnetz sinken die Preise fiir die Paketange-
bote aus einem Breitbandanschluss sowie die Flatrates fiir Festnetztelefonie und Inter-
netzugang, die im Markt zunehmend die Nachfrage nach den getrennten Leistungen
verdrangen. Im Mobilfunk sinken vor allem die Preise fiir Gespriche in das Festnetz
und fiir netzinterne Gespriche liberproportional. Fiir Preiswettbewerb — auch bei den
Gesprichen in andere Mobilfunknetze — sorgt vor allem das verstirkte Auftreten von
Discountanbietern mit sog. ,,No Frills“-Angeboten, bei denen nicht die Gerétesubven-
tionierung, sondern niedrige Preise flir Gespriche und Kurznachrichten im Vordergrund
stehen.

11. Nachdem die Umsétze mit Carrierleistungen im Jahr 2007 erstmals gesunken sind,
haben sie sich in den Jahren 2008 und 2009 auf dem niedrigeren Niveau stabilisiert. Er-
fasst werden hier die Umsitze der Festnetz- und der Mobilfunknetzbetreiber mit ande-
ren Netzbetreibern. Dies sind im Mobilfunk vor allem Umsétze fiir die Zustellung von
Gesprichen aus fremden Netzen (Terminierung sowie International Roaming) sowie im
Festnetz fiir Anschlussvorleistungen wie den entbiindelten Zugang zur Teilnehmeran-
schlussleitung (TAL) oder den Bitstromzugang fiir GroBkunden.

Tabelle 2.2:

Umsatzanteile der Wettbewerber bei Telekommunikationsdiensten (%)’

2002 | 2003 2004 2005 2006 2007 2008 @ 2009°

Gesamtmarkt 43 46 48 49 51 52 54 54
Leistungen auf der

Basis von Festnetz- 23 27 29 32 36 38 39 40
anschliissen

Mobiltelefondienst 68 70 71 71 72 71 72 71
Mietleitungen 60 51 56 62 63 66 70 74
Carriergeschaft 44 55 s 52 sl 50 50 053
(Interconnection)

Kabelfernsehen 68 96 100 100 100 100 100 100
Sonstige 28 16 15 18 19 17 18 19

1 Die Differenzen zu fritheren Angaben (vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., S. 19, Tabelle 2)
ergeben sich durch Neuberechnungen der Bundesnetzagentur.
2 Prognose der Bundesnetzagentur auf der Grundlage der fiir das 3. Quartal 2009 erhobenen Marktdaten.

Quelle: Bundesnetzagentur

12. Tabelle 2.2 zeigt die Umsatzanteile der Wettbewerber im Gesamtmarkt fiir Tele-
kommunikationsdienste und in den einzelnen Marktsegmenten. Im Gesamtmarkt ist der
Marktanteil der Wettbewerber weiter angestiegen auf 54 % im Jahr 2008. Fiir das Jahr
2009 wird erwartet, dass sich der Marktanteil der alternativen Anbieter auf diesem Ni-
veau hilt. Marktanteilszuwéchse hat es fiir sie vor allem bei den Leistungen auf der Ba-
sis von Festnetzanschliissen gegeben. Ausldser dieser Entwicklung sind der Verlust der
DTAG bei den Teilnehmeranschliissen sowie der Riickgang von Verkehrsmengen und
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Umsitzen im Telefondienst. Marktanteilszuwichse hat es fiir die alternativen Anbieter
zudem bei den Mietleitungen und den Umsidtzen mit anderen Netzbetreibern (Carrier-
leistungen) gegeben.

2.2 Endkundenmdrkte im Festnetz

13. Die Monopolkommission hat bis zu ihrem vorletzten Sondergutachten im Jahr 2005
die Entwicklungen auf den Markten fiir Sprachtelefondienste im Festnetz sehr differen-
ziert nach Umsétzen und Verkehrsmengen dargestellt und kommentiert. Diese Praxis
kann nicht mehr aufrechterhalten werden, da die zunehmende Vermarktung der Leis-
tungen auf der Basis von Festnetzanschliissen in Form von Biindelprodukten und Flatra-
tes eine belastbare Segmentierung der Umsitze und Verkehrsmengen in Anschluss- und
Verbindungsumsitze fiir Fern-, Auslands- und Ortsgesprache liber Schmalband und
Breitbandanschliisse nicht mehr zuldsst. Nachfolgend wird daher die Entwicklung der
Umsitze mit Endkundenleistungen im Festnetz undifferenziert dargestellt. Eine diffe-
renziertere Analyse des Wettbewerbs im Bereich der Festnetzverbindungen sowie fiir
Schmal- und Breitbandanschliisse wird anhand der mengenmafBigen Entwicklungen
vorgenommen.

2.2.1 Umsiatze auf der Basis von Festnetzanschliissen

14. Von den Riickgédngen der Endkundenumsitze auf der Basis von Festnetzanschliissen
sind neben der DTAG inzwischen auch die alternativen Anbieter betroffen (vgl. Tabel-
le 2.3). Wihrend die DTAG im Festnetz seit Jahren kontinuierlich Endkundenumsitze
verliert, konnten die Wettbewerber bis zum Jahr 2007 noch Umsétze gewinnen. Seit
2008 gehen diese aber auch bei ihnen zuriick, wenn auch vergleichsweise moderat. Ver-
ursacht wird der Riickgang der Umsétze durch den Preisverfall bei den Endkundenleis-
tungen. Enthalten in den Umsétzen der Wettbewerber sind auch Einnahmen aus dem
Verkauf von Telefonminuten an Wiederverkdufer. Die Bedeutung dieses Geschaftsmo-
dells ist allerdings gering und geht weiter zuriick. Wéhrend die Wettbewerber der
DTAG im Jahr 2006 damit noch 0,6 Mio. EUR erlosten, lag ihr Umsatz mit Resellern
im Jahr 2008 nur noch bei 0,17 Mio. und wird 2009 nochmals weiter zuriickgehen.

Tabelle 2.3:

Entwicklung der Umsiitze im Festnetz (Mrd. EUR)

2005 2006 2007 2008 2009°
DTAG 15,3 13,8 13 12,2 11,6
Wettbewerber! 7,2 7,9 8,1 7,9 7,6
Insgesamt 22,5 21,7 21,1 20,1 19,2

1 Umsidtze der Netzbetreiber und der Internet Service Provider ohne Netz sowie Umsitze mit Wiederverkaufern
von Telefonminuten.

2 Prognose der Bundesnetzagentur auf der Grundlage der fiir das 3. Quartal 2009 erhobenen Umsatzdaten.

Quelle: Bundesnetzagentur

15. Die Marktanteile der Wettbewerber im Festnetz nach Umsétzen steigen nur lang-
sam. Sie liegen Ende des Jahres 2009 nach der Prognose der Bundesnetzagentur knapp
unter 40 % (vgl. Tabelle 2.4).
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Tabelle 2.4:

Entwicklung der Marktanteile nach Umsiitzen im Festnetz (%)

2005 2006 2007 2008 2009’
DTAG 68,0 63,6 61,6 60,7 60,4
Wettbewerber 32,0 36,4 38,4 39,3 39,6

1 Prognose der Bundesnetzagentur auf der Grundlage der fiir das 3. Quartal 2009 erhobenen Umsatzdaten.

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage der Daten der Bundesnetzagentur

2.2.2 Sprachtelefondienst im Festnetz

16. Die Entwicklung der Verkehrsmengen bei der Festnetztelefonie kann nur néhe-
rungsweise bestimmt werden, da ein zunehmender Teil im Rahmen von Flatrates gene-
riert wird und nicht mehr exakt erfassbar ist.* Die Daten der Bundesnetzagentur enthal-
ten nicht die Verbindungen in nationale Mobilfunknetze und Verbindungen zu Aus-
kunfts- und Mehrwertdiensten. Erfasst werden inzwischen allerdings die iiber Kabel-
netz- und Internettelefonie erbrachten Verkehrsmengen. Die Zahlen der Bundesnetz-
agentur zeigen eine seit 2005 weitgehend konstante Gesamtmenge an erbrachten Fest-
netzverbindungsminuten (vgl. Tabelle 2.5). Verschiebungen gibt es zwischen der
DTAG, die Verbindungsminuten verliert, und den Wettbewerbern, die Verbindungsmi-
nuten gewinnen. Es sei aber noch einmal daran erinnert, dass es sich um ndherungswei-
se Zahlen handelt. Andere Untersuchungen nennen auch andere Zahlen. Der Branchen-
verband VATM ermittelte in seiner gemeinsam mit der Dialog Consult durchgefiihrten
Marktuntersuchung die Verbindungsminuten der Wettbewerber aus dem Festnetz und
den Breitbandkabelnetzen in in- und auslédndische Festnetze und in die Mobilfunknetze.’
Danach erbrachten die alternativen Anbieter im Jahr 2008 pro Tag 381 Mio. Verbin-
dungsminuten. Auf das Jahr 2008 gerechnet sind das 139 Mrd. Minuten. Der deutliche
Unterschied zu den Zahlen der Bundesnetzagentur ldsst sich kaum allein damit erkldren,
dass die Dialog/VATM-Studie auch die Gespriache in die Mobilfunknetze einbezieht.
Anders als bei der Untersuchung der Bundesnetzagentur nimmt in der Dialog/VATM-
Studie die Anzahl der von den Wettbewerbern erbrachten Verbindungsminuten auch
weiterhin zu.

8 Die von der Bundesnetzagentur fiir die Jahre 2005 bis 2009 erhobenen Daten kénnen nicht zu den
Daten iiber Verbindungsminuten fiir Festnetzdienste in Beziehung gesetzt werden, die die Monopol-
kommission in ihren fritheren Gutachten verdffentlicht hat, da diese auf einer anderen Grundlage
erhoben wurden. Vgl. zuletzt Monopolkommission, Sondergutachten 43, a.a.O., S. 23, Tabelle 3.

9 Vgl. Dialog Consult/VATM, 11. gemeinsame Marktanalyse 2009, Ergebnisse einer Befragung der
Mitgliedsunternehmen im Verband der Anbieter von Telekommunikations- und Mehrwertdiensten
e.V. im dritten Quartal 2009, Frankfurt a.M., 4. November 2009, Abbildung 6.
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Tabelle 2.5:

Inlands- und Auslandsverbindungen im Festnetz (Mrd. Minuten)'
(einschlieBlich VoIP und Telefonie iiber Kabelfernsehnetze)

2005 2006 2007 2008 2009°
Insgesamt 184 185 186 186 189
DTAG 104 97 95 95 93
Wettbewerber 80 88 91 91 96

1 Prognose der Bundesnetzagentur auf der Grundlage der fiir das 2. Quartal 2009 erhobenen Daten.

Quelle: Bundesnetzagentur

17. Die von der Bundesnetzagentur ermittelten Marktanteile zeigen, dass die alternati-
ven Anbieter bei den Inlandsgesprachen weiterhin Marktanteile gewinnen. Im Jahr 2009
werden 49 % der Inlandsverbindungen durch Wettbewerber erbracht. Eine Trendum-
kehr ist bei den Auslandsverbindungen zu erkennen. Erstmals seit Beginn der Liberali-
sierung verlieren die alternativen Anbieter wieder Marktanteile bei den Auslandsgespra-
chen (vgl. Tabelle 2.6). Wihrend sie im Jahr 2006 noch 75 % des Verkehrs abwickel-
ten, lag dieser Anteil im Jahr 2008 nur noch bei 66 %. Die Monopolkommission stimmt
mit der Bundesnetzagentur in der Einschétzung iiberein, dass dies nicht auf die Deregu-
lierung dieses Marktsegments im Jahr 2005 zurilickzufiihren ist. Griinde fiir den Verlust
an Marktanteilen diirfte vielmehr erstens sein, dass die DTAG bei den Auslandsverbin-
dungen inzwischen giinstige Optionstarife anbietet. Fiir die Endkunden lohnt es sich da-
mit weniger, zu Call-by-Call-Angeboten zu wechseln. Zweitens wird nach den Feststel-
lungen der Bundesnetzagentur ein zunehmender Anteil der Auslandsgespriche iiber
Peer-to-Peer-Verbindungen bzw. iiber einen VolP-Anbieter wie z.B. Skype gefiihrt.
Insbesondere fiir Intensivnutzer haben solche Angebote enorm an Bedeutung gewon-
nen. Da diese Verkehre von der Datenabfrage der Bundesnetzagentur nicht erfasst wer-
den, kann dieser Effekt allerdings nicht quantifiziert werden. Es ist aber davon auszuge-
hen, dass er durchaus erheblich ist.

Tabelle 2.6:

Inlands- und Auslandsverbindungen im Festnetz — Marktanteile

der Wettbewerber (%)’
(inlusive VoIP und Telefonie iiber Kabelfernsehnetze)

2005 2006 2007 2008 2009°
Insgesamt 43 45 49 49 51
Inlandsver 42 46 47 47 49
bindungen
Auslandsver- 72 75 74 66 67
bindungen

1 Die Differenzen zu fritheren Angaben (vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., S. 21, Tabelle 6)
ergeben sich durch Neuberechnungen der Bundesnetzagentur.
2 Prognose der Bundesnetzagentur auf der Grundlage der fiir das 2. Quartal 2009 erhobenen Daten.

Quelle: Bundesnetzagentur
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18. Deutlich zugenommen hat der Anteil der Verbindungsminuten, den alternative An-
bieter nicht mehr iiber das klassische Telefonnetz, sondern iiber Voice over Internet
Protocol (VoIP) erbringen. Der Anteil steigt nach den Feststellungen der Bundesnetz-
agentur iiber 10 % im Jahr 2006 und 20 % im Jahr 2007 auf 34 % im Jahr 2009. Ent-
sprechend abnehmend ist der Anteil an den Verbindungen, die die Wettbewerber im
klassischen Telefonnetz erbringen. Mit der zunehmenden Verbreitung von Komplettan-
schliissen, die Flatrates fiir Festnetztelefonie und Internetzugang beinhalten, nimmt zu-
dem die Bedeutung der Betreiber(vor)auswahl ab. Nach Feststellungen der Bundesnetz-
agentur sinkt der Anteil von Call-by-Call und Preselection bei den Verbindungen von
38 % im Jahr 2007 iiber 26 % im Jahr 2008 auf 20 % im Jahr 2009.'° Noch drastischer
verringert sich mit der Zunahme der Komplettangebote die Menge der Einwahlverbin-
dungen in das Internet. Wurden hier im Jahr 2001 bei einer deutlich niedrigeren Ver-
breitung von Internetzugingen noch 127 Mrd. Minuten erbracht, sank diese Menge iiber
60 Mrd. Minuten im Jahr 2006 auf 18 Mrd. Minuten im Jahr 2008 und geschétzte
10 Mrd. Minuten im Jahr 2009."

2.2.3 Teilnehmeranschliisse

19. Bei der Analyse der Marktverhéltnisse bei den Teilnehmeranschliissen im Festnetz
stellt die Monopolkommission nur noch auf die Anzahl der Teilnehmeranschliisse ab.
Die bisher jeweils zusitzlich durchgefiihrte Analyse der Telefonkanédle entfdllt, da die
Bundesnetzagentur entsprechende Daten nicht mehr zur Verfiigung stellt und der zu-
sétzliche Erkenntnisgewinn daraus ohnehin begrenzt ist.'> Unterschieden werden die
Anschliisse nach den Zugangsarten der Endkunden zur Sprachtelefonie. Im klassischen
Telefonnetz sind das der Analoganschluss, der ISDN-Anschluss und der vornehmlich
von Geschiftskunden genutzte ISDN-Primdrmultiplexanschluss. Hinzu kommen
Sprachzugéinge iiber Breitbandnetze. Das sind zum einen der entbiindelte DSL-An-
schluss, bei dem der Endkunde nicht zusétzlich iiber einen Schmalbandanschluss ver-
fiigt (VoIP-Anschliisse), und zum anderen Teilnehmeranschliisse im Fernsehkabelnetz,
die gemeinsam mit dem Internetzugang und hédufig im Biindel mit einem TV-Anschluss
vermarktet werden.

20. Insgesamt wird es nach Schitzungen der Bundesnetzagentur im deutschen Festnetz
Ende des Jahres 2009 knapp 39 Mio. Festnetzanschliisse geben. Im Einzelnen sind das
32,8 Mio. Festnetzanschliisse im klassischen Telefonnetz,
3,8 Mio. VoIP-Anschliisse iiber entbiindelte DSL,
2,4 Mio. Anschliisse in Fernsehkabelnetzen sowie
knapp 95.000 6ffentliche Telefonstellen.

21. Der Marktanteil der Wettbewerber bei den Teilnehmeranschliissen hat in den ver-
gangenen zwei Jahren stark zugenommen (vgl. Tabelle 2.7). Nachdem er zwischen
1998 und 2006 lediglich auf knapp 13 % gestiegen war, konnten die alternativen Anbie-
ter ihren Marktanteil zwischen 2006 und 2008 verdoppeln. Diese Entwicklung wird sich
im Jahr 2009 fortsetzen, wenn auch in einem abgeschwichten Tempo. Zu diesem Zeit-
punkt werden etwa 13 Mio. der insgesamt 39 Mio. Festnetzanschliisse von alternativen

10 Dialog/VATM ermitteln hohere Zahlen. Danach liegt der Anteil von Call-by-Call und Preselection
im Jahr 2009 noch bei knapp 30 %. Vgl. Dialog/VATM, , a.a.0O., Abbildung 6.

11 Angaben der Bundesnetzagentur.

12 Vgl. zuletzt Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., S. 24, Tabelle 8.
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Anbietern bereitgestellt. MaBigeblich fiir diese Entwicklung sind drei Faktoren. Erstens
konnten die Wettbewerber ihren Marktanteil bei den Schmalbandanschliissen (Analog-
und ISDN-Anschliisse) auf zusammen etwa 20 % im Jahr 2009 erhéhen. Dabei liegt der
Schwerpunkt weiterhin bei den hoherpreisigen ISDN-Anschliissen, bei denen die Wett-
bewerber Ende 2009 einen Marktanteil von fast 40 % erreichen werden. Zweitens ist
die Anzahl der von alternativen Anbietern geschalteten Komplettanschliisse (entbiindel-
te DSL-Anschliisse, bei denen die Endkunden keinen Schmalbandanschluss der DTAG
mehr bendtigen) zwischen 2007 und 2009 sprunghaft von 850.000 auf knapp 3,8 Mio.
angestiegen. Ahnliches gilt drittens fiir die Teilnehmeranschliisse in den Fernsehkabel-
netzen. [hr Bestand ist zwischen 2007 und 2009 von 810.000 auf knapp 2,4 Mio. ange-
wachsen. An diesen Entwicklungen zeigt sich, dass die alternativen Anbieter bei den
Festnetzanschliissen bereits verstirkt auf die Kabelnetze und das Breitband setzen. Ende
des Jahres 2009 werden nur noch 53 % der Telefonanschliisse der alternativen Anbieter
im herkommlichen Telefonnetz geschaltet sein, 18 % in den Fernsehkabelnetzen und
29 % in Breitbandnetzen.

22. Feststellbar ist auch weiterhin eine regionale Differenzierung der Wettbewerbsver-
hiltnisse bei den Teilnehmeranschliissen. In einigen Regionen Deutschlands — z.B. in
Hamburg oder Koln — werden die durchschnittlichen Wettbewerbermarktanteile noch
einmal deutlich tibertroffen. Zwar liegen der Monopolkommission keine aktuellen re-
gional differenzierten Angaben der Wettbewerbsverhéltnisse bei den Teilnehmeran-
schliissen vor, in Anbetracht der bisherigen Entwicklung ist allerdings davon auszuge-
hen, dass es einzelne Regionen gibt, in denen der Marktanteil der Wettbewerber bereits
iiber 50 % liegt. Andererseits gibt es auch weiterhin Regionen, in denen noch kein An-
schlusswettbewerb moglich ist. Von den etwa 8.000 Anschlussbereichen der DTAG
werden Ende des Jahres 2009 rund 3.800 von Wettbewerbern erschlossen sein. Damit
ist bei etwa 75 % der Endkundenanschliisse die Voraussetzung gegeben, dass die Inha-
ber zu einem alternativen Teilnehmernetzbetreiber wechseln kénnen." Dieser Anteil ist
in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen und zeugt davon, dass die Wettbewerber
ihre Infrastrukturen weiterhin sukzessive ausbauen. Da die Fernsehkabelnetze zwar
technisch inzwischen weitgehend aufgeriistet, aber nicht flichendeckend ausgerollt
sind, konnen auch auf diesem Wege nicht alle Endnutzer auf einen alternativen Anbie-
ter von Teilnehmeranschliissen zuriickgreifen.

13 Die Anzahl der Anschliisse pro Hauptverteiler variieren. Die Wettbewerber erschlieBen zunéchst
die Hauptverteiler, bei denen die Anzahl der Anschliisse iiberdurchschnittlich hoch ist. Das erklart,
dass zwar weniger als die Hilfte der Hauptverteiler erschlossen sind, diese aber etwa drei Viertel
der Anschliisse umfassen.
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Tabelle 2.7:
Telefonanschliisse und Marktanteile der Wettbewerber

2005 2006 2007 2008 2009’

Bestand | Anteil = Bestand  Anteil Bestand Anteil Bestand Anteil | #Bestand | Anteil
(Mio.) Wettbe- | (Mio.) Wettbe- (Mio.) Wettbe- (Mio.) Wettbe- (Mio.) = Wettbe-

werber werber werber werber werber

(%) (%) (%) (%) (%)
Analog 26,35 2,8 25,44 4,5 23,85 5,7 21,65 7.4 19,76 8,8
;38;211: 12,38 20,1 12,69 27,5 12,86 32,4 13,04 36,3 12,89 38,2
ISDN-
Primér- 0,12 23,1 0,12 24,6 0,12 248 0,11 26,4 0,11 27,4
multiplex
Entbiin-
delte
DSL-An- k.A. k.A. k.A. k.A. 0,83 99,9 2,47 99,6 3,78 97,9
schliisse
(VolP)
Iﬁ‘}fel' 0,11 100 031 100 081 100 1,53 100 = 235 100
Ins- 39,07 8,7 38,67 12,9 38,58 18,7 38,91 26,6 38,98 32,7
gesamt

1 Prognose der Bundesnetzagentur auf der Grundlage der fiir das 2. Quartal 2009 erhobenen Daten.

Quelle: Bundesnetzagentur

2.2.4 Breitbandanschliisse

23. Die Anzahl der Breitbandanschliisse in Deutschland ist in den vergangenen zwei
Jahren weiter angestiegen (vgl. Tabelle 2.8). Mitte des Jahres 2009 lag sie bei 24,1
Mio., was — bezogen auf die Haushalte — einer Penetration von 61 % entspricht. Die Zu-
wichse flachen allerdings ab. Wihrend das Wachstum bei den geschalteten Anschliis-
sen im Jahr 2006 noch bei 40 % lag, sank es in 2007 auf 23 % und im Jahr 2008 auf
15 %. Ob die nachlassenden Wachstumsraten bereits auf Sittigungstendenzen zuriick-
zufiihren sind, kann nicht mit Sicherheit gesagt werden. Zusétzliche Wachstumsimpulse
konnen sich etwa aus der Breitbandinitiative der Bundesregierung ergeben, die unter
anderem darauf abzielt, die bisher mit Internetzugéingen nicht versorgten weillen Fle-
cken zu schlieBen.'

24. Bei den Ubertragungstechnologien dominiert weiterhin die Digital Subscriber Line
(DSL), bei der der Zugang tliber das herkommliche Telefonnetz erfolgt (vgl. Tabel-
le 2.9). Der Anteil der tiber DSL geschalteten Breitbandanschliisse sinkt zwar durch den
sprunghaften Anstieg der Anschliisse in den Fernsehkabelnetzen im Vergleich zu 2007,
lag Mitte des Jahres 2009 aber immer noch bei knapp iiber 90 %. Andere technische
Anschlussarten, wie Powerline oder Satellit, spielen quantitativ so gut wie keine Rolle.
Die Verbreitung der hochleistungsfahigen Anschliisse auf der Basis von Glasfaser
(FTTX) beginnt erst.'” Zwar hat die DTAG ihr VDSL-Netz in 50 deutschen Stédten aus-

14 Vgl. Kapitel 7.
15 Vgl. Abschnitt 6.2.
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gerollt und erreicht damit nach eigenen Angaben iiber 10 Mio. Kunden. Die Anzahl der
realisierten Anschliisse ist bisher aber noch vergleichsweise gering.

Tabelle 2.8:
Breitbandanschliisse (Mio.)
2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 30.06.2009

Anschliisse ins-

gosamt 3,3 4,5 7 10,8 15,0 19,6 22,6 24,1
DSL 3,2 4,4 6,8 10,5 14,4 18,5 20,9 21,9
Andere' 0,08 0,11 0,2 0,3 0,6 1,1 1,7 2,2

1 Andere Anschlussarten sind BWA, Festverbindungen, FTTx, Kabelmodem, Powerline und Satellit. Den weitaus
grofiten Anteil besitzen gegenwirtig Kabelmodemanschliisse.

Quelle: Bundesnetzagentur

Tabelle 2.9:
DSL-Anschliisse (Mio.)"

2002 | 2003 2004 @ 2005 @ 2006 | 2007 | 2008 30.06.2009

Anschliisse ins-

3,2 4.4 6,8 10,5 14,4 18,5 20,9 21,9
gesamt
DTAG 3,0 4.0 5,6 6,3 7,1 9 10,6 11,2
Wettbewerber
(auf Basis TAL, o, g4 09 25 41 6 7.8 83
Eigenrealisie-
rung)
T-DSL-Resale? — - 0,3 1,6 3,2 3,5 1,7 1,5
Bitstrom? - - — — — - 0,8 0,9

1 Die Differenzen zu fritheren Angaben (vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., S. 26, Tabelle 10)
ergeben sich durch Neuberechnungen der Bundesnetzagentur.

2 Breitbandanschliisse der alternativen Anbieter werden auf der Grundlage der entbiindelten Teilnehmeranschluss-
leitung oder dem Bitstromzugang realisiert. Daneben verkaufen alternative Anbieter Breitbandanschliisse der
DTAG als Reseller unter eigenem Namen und auf eigene Rechnung. Die Monopolkommission rechnet DSL-
Resale dem Wettbewerb zu.

Quelle: Bundesnetzagentur

25. Der Marktanteil der alternativen Anbieter bei den Breitbandanschliissen betrug Mit-
te des Jahres 2009 53,2 %. In absoluten Zahlen ausgedriickt betreiben die Wettbewerber
der DTAG knapp 13 Mio. der insgesamt 24,1 Mio. Breitbandanschliisse. Wird die Per-
spektive auf die DSL-Anschliisse verengt, ist der Marktanteil der Wettbewerber mit
48,8 % geringer und seit 2008 sogar riicklaufig (vgl. Tabelle 2.10). Fiir das Wiederer-
starken der DTAG auf dem DSL-Markt gibt es zwei Griinde. Erstens hat das Unterneh-
men etwa seit Mitte des Jahres 2007 auf die starke Marktstellung der alternativen An-
bieter mit Qualititsverbesserungen und Preiswettbewerb reagiert. In der Folge konnte
es seinen Anteil am Neukundengeschift wieder ausbauen. Lag dieser im Jahr 2007 noch
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bei 41 %, stieg dieser Wert im Jahr 2008 auf 53 %.'® Zweitens hat die DTAG im Jahr
2007 die Laufzeit ihrer Standardvertrige im Call & Surf-Tarif auf zwei Jahre verlan-
gert, was die Kundenbindung stérkt und aus der Perspektive der Wettbewerber die An-
zahl der potenziellen Neukunden verringert.'” Die Preisriickgidnge bei den Breitbandan-
schliissen haben zudem die Attraktivitit des Resale von DSL-Anschliissen der DTAG
stark verringert. Wurden im Jahr 2007 noch 3,5 Mio. Resale-Vertrdge geschlossen, sank
deren Anzahl im Jahr 2008 drastisch auf nur noch 1,7 Mio. Mitte 2009 waren es sogar
nur noch 1,5 Mio. Vertrége.

Tabelle 2.10:

Marktanteile der Wettbewerber an der Breitbandversorgung (%)’

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 ° 0'02'2 00
Breitbandan- 81 11,5 197 406 524 539 53 532
schliisse
DSL-Anschliisse? 8 01 173 39 508 514 494 48,8

1 Die Differenzen zu fritheren Angaben (vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., S. 26) ergeben
sich durch Neuberechnungen der Bundesnetzagentur.

2 Inklusive Resale und Bitstrom.

Quelle: Bundesnetzagentur

26. Der Trend, die Ubertragungsraten der Breitbandanschliisse bei stabilen Endkunden-
preisen zu erhohen, hat sich auch im Jahr 2008 fortgesetzt. Nach den Feststellungen der
Bundesnetzagentur nutzen fast 19 % der DSL-Kunden Breitbandanschliisse mit einer
Ubertragungskapazitiit von iiber 10 Mbit/s. Zwei Drittel der Anschliisse verfiigen iiber
eine Kapazitdt zwischen 2 Mbit/s und 10 Mbit/s. Bei den Wettbewerbern ist der Anteil
der hochbitratigen Anschliisse mit mehr als 10 Mbit/s mit knapp 25 % besonders hoch.
Mit den hoheren Bandbreiten wichst das Volumen des Datenverkehrs iiber Breitband-
anschliisse. Wihrend das Gesamtvolumen des Datenverkehrs im Jahr 2005 noch bei
680 Mio. Gigabyte lag, stieg es im Jahr 2007 auf 1,761 Mrd. Gigabyte und 2009 auf
2,632 Mrd. Gigabyte." Mit dem Anstieg des Gesamtverkehrsvolumens stieg auch das
durchschnittliche Datenvolumen pro Nutzer von 6,5 Gigabyte pro Monat im Jahr 2005
auf 11,5 Gigabyte im Jahr 2009."

27. Bei den Diensten, die liber Breitbandanschliisse genutzt werden, steht nach wie vor
der schnelle Internetzugang im Vordergrund. Gleichzeitig stellt dieser Dienst aber auch
die Zugangsvoraussetzung fiir die Nutzung anderer Dienste wie VoIP dar. Die Internet-
telefonie hat in den vergangenen zwei Jahren deutlich an Akzeptanz gewonnen. Das
zeigt sich bereits daran, dass die Anzahl der Komplettanschliisse, bei denen der her-
kommliche Schmalbandanschluss ersetzt wird, stark gestiegen ist. Mitte 2009 boten in

16 Angaben der Bundesnetzagentur gegeniiber der Monopolkommission.

17 Im Jahr 2009 hat die DTAG die Vertragslaufzeiten wieder auf ein Jahr reduziert. Vorausgegangen
war ein Missbrauchsverfahren der Bundesnetzagentur, welches aber eingestellt wurde. Vgl. Ab-
schnitt 4.3.

18 Angaben der Bundesnetzagentur. Die Zahlen von Dialog/VATM liegen hoher bei 2,4 Mrd. Giga-
byte im Jahr 2008 und 3,3 Mrd. Gigabyte im Jahr 2009. Vgl. Dialog/VATM, a.a.O., Abbildung 15.

19 Vgl. ebenda.
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Deutschland ca. 90 Anbieter VolP-Dienste fiir den Massenmarkt an. Ende 2009 wird
der Anteil von VoIP an dem Gesprichsautkommens im Festnetz etwa 13 % betragen,
nach 8 % im Jahr 2007. Nach wie vor gering ist die Verbreitung des Internetfernsehens
(IP-TV). Die Nutzung dieses Dienstes setzt einen Zugang mit besonders hoher Band-
breite voraus Mit der zunehmenden Verbreitung von VDSL und ADSL2+, die entspre-
chende Bandbreiten ermdglichen, haben sich die Voraussetzungen fiir die Nutzung von
IP-TV zwar deutlich verbessert. Gleichwohl nutzten diesen Dienst Ende des Jahres
2008 weniger als 1 % der TV-Haushalte.

2.3 Vorleistungen im Festnetg
2.3.1 Vorleistungen fiir schmal- und breitbandige Teilnehmeranschliisse

28. Der Wettbewerb bei den schmal- und breitbandigen Teilnehmeranschliissen stiitzt
sich auf eine Reihe von Vorleistungsprodukten, die vornehmlich durch die DTAG ange-
boten werden. Die Vorleistungsprodukte unterscheiden sich in dem AusmaB, in dem die
alternativen Anbieter als Nachfrager in eigene Infrastrukturen investieren miissen. Die
wichtigste Vorleistung zur Realisierung von schmalbandigen Teilnehmeranschliissen
und von Breitbandanschliissen ist der entbiindelte Zugang zur Teilnehmeranschlusslei-
tung (TAL). Davon zu unterscheiden ist der gemeinsame Zugang zur TAL, das sog.
Line Sharing. Im Falle des Line Sharing wird dem Wettbewerber nicht die komplette
TAL, sondern lediglich ein bestimmter Frequenzbereich iiberlassen. Der untere Fre-
quenzbereich der TAL, der der Sprachiibertragung dient, wird im Rahmen des Line
Sharing weiterhin von der DTAG genutzt, wihrend der obere Frequenzbereich dem al-
ternativen Anbieter zur Datentlibertragung per DSL zur Verfligung steht. Line Sharing
spielt als Vorprodukt fiir Breitbandanschliisse allerdings nur eine untergeordnete Rolle.
Breitbandanschliisse werden dariiber hinaus auf der Grundlage des Bitstromzugangs
realisiert oder als Resale-Produkt der DTAG vermarktet. Bitstrom erfordert deutlich
weniger eigene Infrastrukturen der alternativen Anbieter als die TAL, Resale erfordert
so gut wie keine eigene Infrastruktur der Wettbewerber.

29. Als Teilnehmeranschlussleitung bezeichnet wird die Leitung zwischen dem Haupt-
verteiler und dem Endkunden. Sie dient der Realisierung von Schmalbandanschliissen
und ist zugleich die wichtigste Vorleistung fiir das Angebot von Breitbandanschliissen.
Bis Mitte des Jahres 2009 stieg die Anzahl der vermieteten TAL in Deutschland auf
8,8 Mio. Voraussetzung fiir die Inanspruchnahme der Anschlussvorleistungen ist eine
vertragliche Vereinbarung zwischen Wettbewerbern und DTAG. Ende des Jahres 2008
gab es solche Vereinbarungen mit 120 Unternehmen.” Eine weitere Voraussetzung fiir
die Nutzung der TAL ist der rdumliche Zugang zum Hauptverteiler der DTAG (Kollo-
kation), den die Wettbewerber mittels eigener Infrastruktur erschlieBen. Ende des Jahres
2009 werden etwa 3.800 von insgesamt 7.900 Hauptverteilern durch Wettbewerber er-
schlossen sein. Damit steigt der Anteil der Haushalte, die in der Lage sind, einen alter-
nativen Anbieter von Teilnehmeranschliissen zu wéhlen, auf etwa 75 %.

30. Der Zuwachs an neu erschlossenen Hauptverteilern nimmt aber deutlich ab. Er lag
im ersten Halbjahr 2009 nur noch bei etwa 1 % nach 8 % im Jahr 2008.*! Der Grund

20 Vgl. BNetzA, Jahresbericht 2008 , S. 74.
21 Angaben der Bundesnetzagentur im Rahmen der Stellungnahme gegeniiber der Monopolkommis-
sion.
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dafiir diirfte sein, dass die alternativen Anbieter diejenigen Hauptverteiler mit giinstigen
Skalenertragen bereits weitgehend erschlossen haben. Die ErschlieBung weiterer Gebie-
te wird weniger bis nicht mehr profitabel sein. Die sinkenden Endkundenpreise fiir
Breitbandanschliisse werden diesen Effekt noch verstarken.

31. Der Bitstromzugang ist ein Vorleistungsprodukt, welches die Uberlassung des breit-
bandigen Anschlusses und den breitbandigen Datentransport umfasst und dem Nachfra-
ger die Moglichkeit der Qualitdtsdifferenzierung bietet. Der Anbieter von Bitstromzu-
gang tiiberldsst dem Bitstromnachfrager Breitband-DSL-Anschliisse und transportiert
den dariiber gefiihrten Datenstrom iiber sein Konzentratornetz zu dem zugehdrigen
Ubergabepunkt. Bitstromzugang gibt es in verschiedenen Varianten. Bei der Stand-alo-
ne-Variante entfdllt die Koppelung mit dem schmalbandigen Teilnehmeranschluss des
Bitstromanbieters. Bei der gebiindelten Variante wird der Bitstromzugang mit einem
Analog- oder ISDN-Anschluss gekoppelt. Die Bundesnetzagentur unterscheidet nach
der Ubertragungstechnologie des Verbindungsnetzes und dem Ubergabepunkt sachlich
relevante Mirkte fiir ATM- und IP-Bitstromzugang. Den beiden Bitstromzugangsmérk-
ten entsprechen auf der Endkundenebene sdmtliche DSL-Anschliisse im Massenmarkt
und im Premiumbereich. Wegen der Unterschiede bei der Erfiillung von Qualitétsstan-
dards bedienen ATM- und IP-Bitstromprodukte unterschiedliche Nachfragen. IP-Bit-
stromprodukte werden vor allem von Unternehmen nachgefragt, die als Service Provi-
der oder Carrier insbesondere den ADSL-Massenmarkt mit Internetzugangsleistungen
einschlieBlich VoIP-Diensten bedienen wollen. Nachfrager von ATM-Bitstromproduk-
ten zielen dagegen auf das Angebot hoherwertiger Dienste, wie Video on Demand, die
auf der Ubertragungsebene andere Qualititsstandards bendtigen.

32. Sowohl der ATM- als auch der IP-Bitstromzugang sind regulierte Produkte. Das
ATM-Bitstromzugangsprodukt ist seit August 2008 erhéltlich und erlaubt die Bereitstel-
lung von hochwertigen ADSL- und SDSL-Anschliissen verschiedener Bandbreiten. Das
regulierte [P-Bitstromprodukt der DTAG ist seit Mai 2008 erhéltlich und erlaubt gebiin-
delt und auf Stand-alone-Basis die Bereitstellung von DSL-Anschliissen verschiedener
Bandbreite und den Transport des Verkehrs bis zu einem der 73 Breitband-Points of
Presence (Breitband-PoPs). Neben der DTAG bieten seit 2005 alternative Vorleistungs-
anbieter Bitstromzugangsprodukte an. Diese Angebote basieren auf der angemieteten
Teilnehmeranschlussleitung und sind daher nicht flichendeckend verfligbar. Nach An-
gaben der Bundesnetzagentur wurden bis Ende des ersten Halbjahres 2009 1,9 Mio.
DSL-Anschliisse iiber regulierte und nicht regulierte Bitstromzugangsprodukte reali-
siert.”> Mehr als 99 % davon basieren auf IP-Bitstrom. Obwohl die DTAG erst im Mai
2008 in diesen Markt eingetreten ist, verfiigt sie bereits liber einen Marktanteil von
mehr als 45 %, was 0,9 Mio. DSL-Anschliissen entspricht, die auf der Basis von
DTAG-Bitstrom realisiert wurden.

33. Der Wiederverkauf von DSL-Anschliissen der DTAG durch Wettbewerber, das sog.
DSL-Resale, nimmt an Bedeutung ab. Wéhrend im Jahr 2007 noch 3,5 Mio. DSL-An-
schliisse der DTAG durch Reseller vermarktet wurden, sank deren Anzahl im Jahr 2008
auf 1,7 Mio. Als Griinde fiir diese Entwicklung genannt werden das sinkende Endkun-
denpreisniveau fiir Breitbandanschliisse, welches die Attraktivitit des Resale-Modells

22 Vgl. BNetzA, Breitbandzugang fiir GroSkunden, Entwurf zur Marktdefinition und Marktanalyse des
Marktes Nr. 5 der neuen Markte-Empfehlung der EU-Kommission , ABl. BNetzA Nr. 20 vom
21. Oktober 2009, S. 4059, hier: 4073, Mitteilung Nr. 529/2009.
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vermindert, und die Einfiihrung des regulierten Bitstromzugangs, der es den alternati-
ven Anbietern erlaubt, beim Angebot von Breitbandanschliissen eigene Qualititsmerk-
male umzusetzen und eine hohere Wertschopfung zu realisieren.

34. Seit Mitte des Jahres 2009 ist die DTAG zudem verpflichtet, anderen Unternechmen
entbiindelte Teilnehmeranschliisse zum Wiederverkauf bereitzustellen.”> Die Bundes-
netzagentur hatte die DTAG nach Auslaufen der Ubergangsvorschrift des § 150 Abs. 5
TKG dazu verpflichtet. Nach dieser Vorschrift durfte bis zum 30. Juni 2008 der Wie-
derverkauf von Teilnehmeranschliissen nur gebilindelt mit Verbindungsleistungen ange-
ordnet werden. Eine solche Verpflichtung hétte allerdings keinen Sinn ergeben, weil es
dafiir im Markt keine Nachfrage gab.

2.3.2 Zusammenschaltung

35. Bertihrt eine Verbindung mehrere Telekommunikationsnetze, werden Zusammen-
schaltungsleistungen erbracht. Die Herstellung einer Verbindung von einem rufenden
Anschluss zu einem Netziibergabepunkt wird Zufithrung, die Herstellung einer Verbin-
dung von einem Netziibergabepunkt zu einem angerufenen Anschluss Terminierung ge-
nannt. Je nachdem, auf welcher Netzebene Zusammenschaltungsleistungen erbracht
werden, wird zwischen Local (Terminierung bzw. Zufiihrung), Single (regionalem)
und Double (nationalem) Transit unterschieden. Nach dem geltenden Zusammenschal-
tungsregime ,,element based charging* (EBC) legt die Bundesnetzagentur bei der Tari-
fierung der Zusammenschaltungsentgelte ein zweistufiges Netzmodell zugrunde, das
aus 475 lokalen Einzugsbereichen und 23 Grundeinzugsbereichen besteht. Ist ein Wett-
bewerber an 23 Zusammenschaltungsorten mit dem Netz der DTAG zusammenge-
schlossen, entfallen die Zusammenschaltungsleistungen auf der nationalen Ebene (Dou-
ble Transit); erfolgt die Zusammenschaltung in allen 475 Einzugsbereichen, nimmt der
Wettbewerber lediglich noch Local-Transit-Leistungen in Anspruch.

36. Detaillierte Informationen zu der aktuellen Wettbewerbssituation auf dem Markt fiir
Zusammenschaltungsleistungen liegen der Monopolkommission nicht vor. Verfiigbar
sind lediglich zusammengefasste Angaben der Bundesnetzagentur fiir die Umsédtze der
Fest- und Mobilfunknetzbetreiber mit Carrierdiensten. Insgesamt wurden damit im Jahr
2007 ca. 6,7 Mrd. EUR und in 2008 etwa 6,8 Mrd. EUR umgesetzt. Hinzu kommen je-
weils etwa 1 Mrd. EUR Umsatz mit Mietleitungen. Die Umsétze mit Zusammenschal-
tungsleistungen sind dort enthalten und machen einen maf3geblichen Anteil an den Ge-
samtumsdtzen mit Carrierdiensten aus. Im Jahr 2007 betrug dieser Anteil 54 %, im Jahr
2008 noch 50 %. Nicht darin enthalten sind Binnenumséitze von Konzernen, wie die
Verrechnung von Zugangsleistungen zwischen T-Mobile und T-Com oder zwischen der
deutschen Vodafone und Arcor. 48 % der Umsétze im Carriergeschéft entfielen 2008
auf die DTAG, einschlieB8lich T-Mobile, 23 % auf die alternativen Festnetzbetreiber
und 29 % auf die drei Mobilfunknetzbetreiber Vodafone, E-Plus und O2 Deutschland.
Da der Anteil der Festnetzwettbewerber an dem Gesamtumsatz im Carriergeschéft im
Jahr 2002 erst bei knapp 12 % lag, kann davon ausgegangen werden, dass auch die al-
ternativen Netzbetreiber in wachsendem MafBle Umsitze auf dem Markt fiir Zusammen-
schaltungsleistungen téitigen. Der Anteil der Mobilfunknetzbetreiber an den Umsétzen
mit Carrierdiensten sank von 32 % im Jahr 2007 auf 29 % im Jahr 2008, was auf die

23 Vgl. Abschnitt 4.1.1.2.
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sinkenden Entgelte fiir die Terminierung in den Mobilfunknetzen zuriickzufiihren sein
diirfte.

2.3.3 Mietleitungen

37. Mietleitungen sind permanent geschaltete, leitungsgebundene oder funkgestiitzte
Ubertragungswege, die an Nachfrager vermietet werden und dazu dienen, Standorte des
gleichen Nachfragers oder Standorte des Nachfragers mit Standorten Dritter zu verbin-
den. Technisch unterschieden werden digitale Festverbindungen mit unterschiedlichen
Ubertragungsraten, analoge Festverbindungen, Datendirektverbindungen mit héherwer-
tigen Qualitditsmerkmalen sowie direkt auf ein bestimmtes Kundenbediirfnis zugeschnit-
tene SystemlOsungen, die aus einem Biindel verschiedener Leistungen bestehen.

38. Eine differenzierte Analyse der Wettbewerbssituation auf den Mietleitungsmirkten
ist auf der Grundlage der Daten, die die Bundesnetzagentur der Monopolkommission
zur Verfiigung stellt, nicht moglich. Die Daten fiir den Gesamtmarkt unterscheiden
nicht zwischen Mietleitungen fiir Endkunden und fiir andere Netzbetreiber. Ebenso we-
nig differenzieren sie nach den verschiedenen Typen von Mietleitungen und nach der
Ubertragungskapazitit. Die Europdische Kommission unterscheidet im Bereich der
Mietleitungen fiir andere Netzbetreiber Abschluss- und Ferniibertragungssegmente. Die
bisher in Deutschland iibliche zusitzliche Unterscheidung nach Ubertragungskapaziti-
ten von Mietleitungen lehnt die Europdische Kommission fiir die Vorleistungsmérkte
ab. Die Bundesnetzagentur folgt dem inzwischen bei ihrer Analyse der Mietleitungs-
markte.

39. Die Daten, die der Monopolkommission zur Verfiigung stehen, betreffen den Ge-
samtmarkt fiir Mietleitungen, wobei die Umsitze fiir die DTAG zudem lediglich ge-
schitzt sind. Im Jahr 2008 betrug der Umsatz mit Mietleitungen in Deutschland etwa 1
Mrd. EUR. Der grofite Teil davon, ndmlich 705 Mio. EUR, wurde durch die alternati-
ven Anbieter gemacht. Das entspricht einem Marktanteil von 70 %. Im Vergleich zu
den Vorjahren stiegen die Umsitze im Gesamtmarkt fiir Mietleitungen und speziell bei
den alternativen Anbietern in den Jahren 2007 und 2008 wieder leicht an. Fiir das Jahr
2009 wird ein gleichbleibender Umsatz erwartet.

2.4 Mobilfunk

40. Die Anzahl der in Deutschland aktiven Mobilfunkvertrage lag zum Ende des Jahres
2008 bei 107, 2 Mio., was einer Penetration (Anschliisse pro 100 Einwohner) von
131 % entspricht (vgl. Tabelle 2.11). Nachdem die Anzahl der Vertrdge im Vergleich
zu 2007 noch einmal um etwa 10 Mio. zugenommen hatte, zeichnet sich fiir 2009 ein
Ende des Wachstums ab. Die bis Ende September 2009 vorliegenden Zahlen weisen
darauf hin, dass es fiir das Gesamtjahr einen deutlich verlangsamten Anstieg um etwa
1 Mio. auf dann 108,2 Mio. Vertrige geben wird. Eine Penetration von mehr als 100 %
bedeutet nicht zwingend, dass jeder Einwohner in Deutschland auch einen Mobilfunk-
anschluss besitzt, sondern ergibt sich rechnerisch aus der Anzahl der abgeschlossenen
Vertriage in Relation zur Einwohnerzahl. Tatsdchlich besitzen in Deutschland nach einer
Erhebung der Europédischen Kommission 20 % der Haushalte zwar einen Festnetzan-
schluss, aber keinen Mobilfunkanschluss.** Im Durchschnitt der Europiischen Union

24 Vgl. Special Eurobarometer No. 293, E-Communications Household Survey, Results for Germany,
http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs 293 sum_en.pdf
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(EU 27) betragt dieser Anteil lediglich 14 %. Das zeigt, dass Deutschland bei der Aus-
stattung der Haushalte mit Mobilfunkanschliissen trotz der rechnerisch hohen Penetrati-
on immer noch einen Nachholbedarf besitzt.

41. Nach wie vor hoch ist der Anteil der sog. Prepaid-Vertrige, d.h. der Mobilfunkver-
trige mit vorab gezahlten Guthaben. Er betrug Ende des ersten Quartals 2009 56 %.
Dieser Anteil ist seit dem Jahr 2007 nahezu konstant. In den Jahren davor war der An-
teil der Prepaid-Vertrdge eher riicklaufig und betrug im Jahr 2006 nur noch knapp
47 %, stieg danach aber wieder rasch an. Es ist zu vermuten, dass ein Teil dieser Ver-
trage nicht mehr oder kaum genutzt wird. Um dies aufzudecken und die Kunden gege-
benenfalls zu einer Kiindigung anzuregen, haben Reseller und mit E-Plus der erste Mo-
bilfunknetzbetreiber damit begonnen, Mindestumsitze fiir Prepaid-Vertrage einzufiih-
ren. Bei E-Plus wird ab September 2009 ein Mindestumsatz von 1 EUR/Monat erho-
ben, wenn eine Prepaid-Karte mehr als zwei Monate nicht mehr genutzt wurde. Den
Kunden wurde im Zuge der Vertragsdnderung ein Sonderkiindigungsrecht eingerdumt.
Bei dem T-Mobile-Reseller klarmobil.de wird bereits seit Juli 2009 eine sog. Nutzungs-
gebiihr von 1 EUR berechnet, wenn der Umsatz pro Monat weniger als 3 EUR betrégt.

42. Die im Mobilfunk erbrachten Verkehrsmengen nehmen weiterhin stark zu (vgl. Ta-
belle 2.11). Gleichzeitig sinken seit 2005 die Umsatzerlose. Dafiir sorgt der Preisverfall
sowohl im Endkundenbereich als auch bei den Entgelten der fiir andere Netzbetreiber
erbrachten Vorleistungen.

Tabelle 2.11:

Nutzer, Verkehrsvolumen und Umsétze im Mobilfunk

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

Anzahl der 56,126 59,128 64,839 71,322 79,271 85,652 97,15 | 107,25 108,22
Nutzer (Mio.)

Verbindungs-
minuten ab-
gehend
(Mrd.)

Verbindungs-
minuten an-
kommend
(Mio.)

Umsitze 22,62 | 23,57 2527 27,33 | 27,25 26,87 25,82 25,53 | 24,25
(Mrd.)?

1 Prognose der Bundesnetzagentur auf der Grundlage der fiir die ersten beiden Quartale 2009 erhobenen Daten.

2 Summe aller Umsitze der Netzbetreiber (Endkundenentgelte, Service-Provider-Entgelte, Entgelte fiir Zusam-
menschaltungsleistungen) und der Service Provider (Endkundenentgelte) einschlieBlich der Umsdtze aus dem
Verkauf von Equipment.

30,13 31,93 | 35,09 38,47 43 57,11 70,03 86,14 100

28,56 | 31,18 | 33,33 | 36,31 | 43,12 52,76 61,16 71,37 82,08

Quelle: Bundesnetzagentur

43. Angeboten werden die Mobilfunkdienste auch weiterhin durch die vier Netzbetrei-
ber, zwei Mobile Virtual Network Operators (MVNOs) und mehrere Service Provider.
MVNOs erbringen Mobilfunkdienste dhnlich wie Service Provider auf der Grundlage
eigener Infrastrukturen zur Erfassung von Kundendaten, zum Erstellen von Rechnungen
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und zur Durchfithrung des Inkasso. Anders als Service Provider haben MVNOs die
Moglichkeit, Kernnetzleistungen selbst zu betreiben oder von Netzbetreibern anzumie-
ten. Damit haben sie groere Moglichkeiten, ihre Dienste zu gestalten. Service Provider
beschranken sich darauf, die Mobilfunkdienste der Netzbetreiber als Reseller im eige-
nen Namen weiterzuverkaufen. Mit weitem Abstand grofter nationaler, netzunabhingi-
ger Service Provider ist nach der Ubernahme der Debitel AG im Jahr 2008 die Freenet
AG mit rund 18 Mio. Mobilfunkkunden. Die Marktanteile der Netzbetreiber, in denen
die Marktanteile der Service Provider enthalten sind, verteilen sich nach einer Schét-
zung Ende des Jahres 2009 wie folgt:*

- T-Mobile 36,2 %,

«  Vodafone 324 %,

« E-Plus 17,2 %,

- 02 14,2 %.

44. Ausloser des verstiarkten Preiswettbewerbs im Mobilfunk war die Einfiihrung von
sog. Billigmarken ab dem Jahr 2005. Dabei handelt es sich zumeist um sog. ,,No
Frills*“-Angebote, bei denen es unter anderem keine Endgeritesubventionen und einen
ausschlieflich internetgestiitzten Service gibt. Mitte des Jahres 2007 hat T-Mobile auf
diese Entwicklung mit der Griindung eines eigenen Anbieters in diesem Segment — der
Marke ,,Congstar — reagiert.

45. Die Preisentwicklung im Mobilfunk geht weiterhin nach unten. Die giinstigsten An-
gebote fiir Gespriache in andere Mobilfunknetze lagen Mitte 2009 bei 8 Cent/Minute.
Gespriche in das Festnetz und innerhalb des eigenen Mobilfunknetzes sind noch deut-
lich giinstiger. Begrenzt werden die Preissetzungsspielrdume bei Gespriachen in andere
Mobilfunknetze durch die Terminierungsentgelte, die fallig werden, wenn ein Gespréich
in einem anderen Mobilfunknetz zugestellt werden muss. Fiir die Terminierung erhalten
die beiden D-Netzbetreiber T-Mobile und Vodafone in der laufenden Regulierungsperi-
ode bis Ende November 2010 6,59 Cent/Minute und die beiden E-Netzbetreiber E-Plus
und O2 7,14 Cent/Minute.

46. Die fallenden Preise haben dazu gefiihrt, dass der Anteil der Verbindungsminuten
im Mobilfunk an allen Verbindungsminuten Ende 2008 bereits bei 30 % lag, nach 21 %
im Jahr 2006 und 14 % im Jahr 2004.* Diese Entwicklung spricht dafiir, dass die Sub-
stitution von Festnetzgesprichen durch Mobilfunkgesprache voranschreitet. Das gilt
nicht fir die Anschliisse. Der Anteil der Haushalte, die zwar einen Mobilfunkanschluss,
aber keinen Festnetzanschluss besitzen, blieb mit etwa 11 % im Jahr 2008 im Vergleich
zum Vorjahr stabil.”’ Damit bleibt es bei der Einschitzung, dass Mobilfunkanschliisse
Festnetzanschliisse nur in einem geringen Ausmal ersetzen und vornehmlich komple-
mentér genutzt werden.

25 Vgl. Dialog Consult/VATM, a.a.O., Abbildung 17.

26 Angaben der Bundesnetzagentur im Rahmen der Stellungnahme gegentiber der Monopolkommissi-
on. Dialog Consult/VATM weisen fiir das Jahr 2009 einen Anteil des Mobilfunks an den insgesamt
erbrachten Verbindungsminuten von 28 % aus. Vgl. Dialog Consult/VATM, a.a.O., Abbildung 16.

27 Vgl. Special Eurobarometer No. 293, a.a.O.
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3. Nachhaltig wettbewerbsorientierte Mirkte

47.Das in § 121 Abs. 2 TKG verankerte Konzept des nachhaltig wettbewerbsorientier-
ten Marktes dient der Beurteilung der Deregulierungspotenziale auf Telekommunikati-
onsmirkten durch die Monopolkommission. In diesem Sinne ist unter einem nachhaltig
wettbewerbsorientierten Markt ein Markt zu verstehen, auf dem der Wettbewerb soweit
abgesichert ist, dass er auch ohne sektorspezifische Regulierung fortbesteht. Dabei kann
nach Auffassung der Monopolkommission die strukturelle Absicherung des Wettbe-
werbs auf den Endkundenmarkten der Telekommunikation grundsitzlich auch auf einer
effizienten Regulierung der Vorleistungsmirkte beruhen. Die Monopolkommission
macht ihre Aussagen iiber die Angemessenheit einer Deregulierung fiir Vorleistungs-
und Endkundenmérkte getrennt.

3.1 Vorleistungen

48. Die Regulierung der Vorleistungen ist unverzichtbar, solange das Angebot der
Wettbewerber auf den Endkundenmairkten nur dann bestehen kann, wenn sie auf die In-
frastruktur des dominierenden Anbieters zuriickgreifen konnen. Gegenwiértig und in ab-
sehbarer Zukunft ist das der Fall. Dort, wo die alternativen Anbieter eigene Infrastruk-
turen aufbauen, machen sie das vor allem, um dariiber eigene Endkundenleistungen an-
zubieten. Alternative Infrastrukturen werden — soweit sie nicht durch eigene Anwen-
dungen ausgelastet sind — auch anderen Anbietern als Vorleistungen angeboten, sie sind
aber in aller Regel weder flachendeckend noch bis zu den Endkunden ausgebaut.

49. Der entbiindelte Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung ist weiterhin die wichtigste
Vorleistung fiir die Wettbewerber, um ihren Endkunden Telefonanschliisse und Breit-
bandanschliisse fiir den schnellen Internetzugang anzubieten. Mitte 2009 basierten fast
zwel Drittel aller durch Wettbewerber realisierten Breitbandanschliisse, mehr als drei
Viertel der von alternativen Anbietern betriebenen DSL-Anschliisse sowie ein noch
weitaus groflerer Anteil der von den Wettbewerbern betriebenen schmalbandigen Tele-
fonanschliisse auf diesem Vorleistungsprodukt. Alternative Vorleistungsprodukte sind
beim Telefonanschluss das Anschluss-Resale, welches seit Mitte 2008 von der DTAG
regulierungsbedingt angeboten wird, und bei den Breitbandanschliissen Line Sharing,
der Bitstromzugang sowie das DSL-Resale. Die Eigenrealisierung, bei der die Wettbe-
werber die Infrastruktur bis zum Endkunden selbst verlegen, spielt bisher und auch wei-
terhin nur eine untergeordnete Rolle, da sie in vielen Féllen unwirtschaftlich ist. Der
entbiindelte Zugang zur TAL ist und bleibt auf absehbare Zeit fiir den Wettbewerb auf
den Endkundenmaérkten fiir Schmal- und Breitbandanschliisse unverzichtbar. Da auf
dem Vorleistungsmarkt selber kein Wettbewerb herrscht und die alternativen Vorleis-
tungsprodukte Bitstromzugang und Resale aus Sicht der Nachfrager nicht austauschbar
sind, ist die Regulierung weiterhin notwendig.

50. Line Sharing ist kein eigenstindiges Vorleistungsprodukt, sondern eine Variante der
Teilnehmeranschlussleitung. Dabei fragt der alternative Anbieter lediglich den Zugang
zu einem Frequenzband der Teilnehmeranschlussleitung nach, um den Endkunden
einen Internetzugang anbieten zu kdonnen, wiahrend der eigentliche Inhaber der Teilneh-
meranschlussleitung dem Endkunden weiterhin den Telefonanschluss bereitstellt. Der
Monopolkommission liegen keine aktuellen Zahlen dariiber vor, in welchem Umfang
Wettbewerber auf Line Sharing als Vorprodukt fiir Breitbandanschliisse zuriickgreifen.
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Bis 2007 war die Nachfrage eher gering.® Zukiinftig wird Line Sharing als Vorleis-
tungsprodukt allein schon deshalb weiter an Bedeutung verlieren, weil auf dem End-
kundenmarkt fiir Teilnehmeranschliisse die sog. Komplettanschliisse an Bedeutung ge-
winnen. Geschéftsmodelle, die allein auf den Zugang zum Internet ausgerichtet sind,
wihrend der Telefonanschluss durch den eingesessenen Betreiber bereitgestellt wird,
diirften keine Zukunft haben.

51. Deutlich weniger eigene Infrastruktur als die Teilnehmeranschlussleitung benotigt
der Bitstromzugang als Vorprodukt fiir Breitbandanschliisse. Statt 7.900 Hauptverteiler
miissen die Wettbewerber fiir ein flichendeckendes Endkundenangebot bei der IP-Vari-
ante lediglich 73 Breitband-PoPs erschlieBen. Bitstromzugang schliet auf der Vorleis-
tungsebene eine Liicke in der Wertschopfungskette zwischen dem entbiindelten Zugang
zur TAL und dem Anschluss-Resale. Seine Bedeutung als Vorleistung fiir Breitbandan-
schliisse wird zunehmen. Das liegt zum einen daran, dass die ErschlieBung zusétzlicher
Hauptverteilerstandorte zur Realisierung des Zugangs zur Teilnehmeranschlussleitung
an Wirtschaftlichkeitsgrenzen stofit. Damit Wettbewerber gleichwohl flichendeckend
Breitbandanschliisse anbieten konnen, miissen sie auf andere Vorleistungsprodukte wie
den Bitstromzugang zuriickgreifen. Hinzu kommt, dass die Hauptverteiler bei der Mi-
gration zu den hochleistungsfahigen Breitbandnetzen (Next Generation Networks, Next
Generation Access Networks) vom Abbau bedroht sind.” Mittel- bis langfristig kann
so das auf der Teilnehmeranschlussleitung basierende Geschiftsmodell und damit auch
das alternative Vorleistungsangebot gefdhrdet sein. Dies spricht bereits dafiir, die Mérk-
te fiir Bitstromzugangsprodukte weiterhin zu regulieren. Ebenfalls dafiir spricht, dass
die Bitstromzugangsprodukte der alternativen Vorleistungsanbieter sdmtlich nicht auf
eigenen Infrastrukturen der Wettbewerber aufsetzen, sondern auf der angemieteten Teil-
nehmeranschlussleitung der DTAG basieren. Damit wird zugleich deutlich, dass die al-
ternativen Anbieter Bitstromzugangsprodukte nur insoweit anbieten konnen, wie Haupt-
verteiler flir den entbiindelten Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung erschlossen sind.
Ein flaichendeckendes Angebot kann ausschliellich die DTAG bereitstellen. All dies
spricht nach Auffassung der Monopolkommission dafiir, dass die Markte fiir den Bit-
stromzugang weder aktuell noch absehbar nachhaltig wettbewerbsorientiert sind.

52. Génzlich ohne eigene physische Infrastruktur kommt der Wiederkauf von Telefon-
und DSL-Anschliissen der DTAG durch alternative Anbieter aus. Bis Ende des Jahres
2007 war insbesondere der Wiederverkauf von DSL-Anschliissen der DTAG von her-
ausragender Bedeutung fiir den Wettbewerb auf den Breitbandmirkten. Das hat mit der
nachlassenden Wettbewerbsfahigkeit der Resale-Produkte in Anbetracht des sich inten-
sivierenden Preiswettbewerbs bei den Breitbandanschliissen sowie der Einfiihrung von
Bitstrom deutlich nachgelassen. Gleichwohl betrdgt der Marktanteil der Reseller auf
dem Markt fiir Breitbandanschliisse immer noch mehr als 10 %. Deutlich weniger Be-
deutung fiir den Wettbewerb hat das Resale von Telefonanschliissen, welches seit Mitte
2008 aufgrund einer Regulierungsverfiigung der Bundesnetzagentur von der DTAG an-
geboten wird. Telefonanschluss-Resale ist auch anders konzipiert als DSL-Resale, da
die DTAG den Wiederverkdufern keine GroBhandelsrabatte einrdumen muss. Nachhal-
tiger Wettbewerb auf den Anschlussmérkten ist auf dieser Basis allerdings nicht mog-
lich, da der grofite Teil der Wertschopfung — bei Telefonanschluss-Resale sogar die

28 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 55.
29 Vgl. Abschnitt 6.2.
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komplette Wertschopfung — bei der DTAG verbleibt. Gleichwohl sollte dieses Vorleis-
tungsprodukt regulatorisch gesichert werden, da es den alternativen Anbietern flichen-
deckende Angebote und das Schniiren von Angebotsbiindeln ermdglicht.

53. Zusammenschaltungsleistungen der DTAG sind dort substituierbar, wo alternative
Netzbetreiber parallele Infrastrukturen aufgebaut haben. Das ist seit Langerem im Be-
reich der Fernleitungen der Fall und hat in den vergangenen Jahren zunehmend auch die
regionalen Verbindungsnetze erfasst. Der Monopolkommission liegen keine aktuellen
Informationen dariiber vor, in welchem Ausmal} der Ausbau der alternativen Netze in
der Fliche vorangeschritten ist. Sie geht aber nicht davon aus, dass die Abhédngigkeit
der Wettbewerber von Zusammenschaltungsleistungen der DTAG nachhaltig zuriickge-
gangen ist. Daflir spricht, dass die Wettbewerber der DTAG ihren Netzausbau von Be-
ginn an vor allem am eigenen Bedarf orientiert haben und lediglich Uberkapazititen
vermarkten. Dies bedeutet, dass zumindest der Teil der alternativen Anbieter, deren Ge-
schéftsstrategie nicht auf den Ausbau eigener Infrastrukturen ausgerichtet ist, weiterhin
auf die Zusammenschaltungsleistungen der DTAG auch auf den hoheren Netzebenen
angewiesen ist. Damit bleibt die Zusammenschaltungsregulierung insgesamt weiterhin
unverzichtbar.

54. Grundsétzlich nicht substituierbar sind die Zufiihrung und die Terminierung von
Gesprichen. Sie konnen nur durch den jeweiligen Betreiber eines Netzes erbracht wer-
den. Die Monopolkommission sieht keinen Anlass, vor diesem Hintergrund etwas an ih-
rer bisherigen Haltung, dass die Terminierungsentgelte der Festnetz- und der Mobil-
funknetzbetreiber reguliert werden sollten, zu dndern.

55. Verbindungsnetzbetreiber, die iiber keine eigenen Kundendaten verfiigen, sind wei-
terhin darauf angewiesen, dass die DTAG Fakturierungs- und Inkassoleistungen fiir sie
iibernimmt. Dies gilt insbesondere fiir die Angebotsform des offenen Call-by-Call, des-
sen Bedeutung fiir den Wettbewerb bei den Verbindungen allerdings — wie die samtli-
cher Angebotsformen im Rahmen der Betreiber(vor)auswahl — deutlich zuriickgeht.*
Die Monopolkommission sieht sich nicht in Lage, mit hinreichender Sicherheit einzu-
schitzen, welche Auswirkungen der Wegfall der Verpflichtung der DTAG zur Uber-
nahme von Fakturierungs- und Inkassoleistungen auf den Wettbewerb bei den Verbin-
dungsleistungen hitte. Wahrscheinlich ist, dass das Geschiftsmodell des offenen Call-
by-Call damit infrage stiinde. Eine Regulierung ist in jedem Fall verzichtbar, solange
die Anbieter auf dem Verhandlungswege zu Vereinbarungen gelangen, die den alterna-
tiven Anbietern den Zugang zu den notwendigen Leistungen zu akzeptablen Bedingun-
gen gewdhrleisten.

56. Bei den Mietleitungen bleibt der Anteil der Wettbewerber am Gesamtmarkt in den
Jahren 2008 und 2009 mit einem Anteil von 80 % konstant hoch. Die reine Marktan-
teilsbetrachtung spricht dafiir, von einem nachhaltig wettbewerbsorientierten Markt fiir
Mietleitungen auszugehen. Eindeutig ist dieser Befund nicht, da die Angaben der Bun-
desnetzagentur weder zwischen Endkundenmairkten und Vorleistungsmirkten fiir Miet-
leitungen noch bei Letzteren zwischen Abschluss- und Ferniibertragungssegmenten un-
terscheiden. Bei den Mietleitungen auf der Fernverkehrsebene hat die Monopolkommis-

30 Im Jahr 2009 betrdgt der Anteil der mittels Call-by-Call und Preselection erbrachten Verbindungs-
minuten nach Ermittlungen der Bundesnetzagentur nur noch bei etwa 20 %, nach 38 % im Jahr
2007 und 72 % im Jahr 2005.
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sion bereits vor acht Jahren funktionsfihigen Wettbewerb festgestellt.”’ Der verstirkte
Ausbau der regionalen und lokalen Netze spricht dafiir, dass auch die Markte fiir Miet-
leitungen in diesem Segment inzwischen nachhaltig wettbewerbsorientiert sind. Der
Monopolkommission liegen zu diesen Marktsegmenten aber weiterhin keine hinrei-
chend differenzierten Informationen vor, um eine solche Feststellung mit letzter Sicher-
heit zu treffen.

3.2 Endkundenleistungen
3.2.1 Teilnehmeranschliisse

57. Die Intensitdt des Wettbewerbs bei den schmalbandigen Teilnehmeranschliissen hat
in den vergangenen zwei Jahren spiirbar zugenommen. Nachdem die Wettbewerber
zwischen 1998 und 2006 einen Marktanteil von lediglich 13 % erreichen konnten, stieg
dieser in den vergangenen zwei Jahren auf 26 % und wird bis Ende 2009 auf etwa ein
Drittel anwachsen. Fiir diese dynamische Entwicklung sind drei Effekte ausschlagge-
bend: erstens das Aufholen der Wettbewerber bei den Schmalbandanschliissen, insbe-
sondere bei den ISDN-Anschliissen, bei denen der Marktanteil der Wettbewerber inzwi-
schen fast 40 % betrédgt, zweitens die rasche Zunahme der Verbreitung von Komplettan-
schliissen, die bisher fast ausschlieSlich durch die Wettbewerber vermarktet werden, so-
wie drittens die starke Zunahme der Anschliisse, die in den Kabelnetzen realisiert wer-
den. Gleichwohl bleibt es dabei, dass die Wettbewerbsintensitit je nach Art des An-
schlusses und nach Region variiert. Sie ist bei ISDN-Basisanschliissen und in Ballungs-
rdumen stirker, bei Analoganschliissen und in ldndlichen Rdumen schwicher ausge-
priagt. Ein Indiz fiir zunehmenden Wettbewerb ist auch die zunehmende Zahl von Un-
ternehmen, die Teilnehmeranschliisse anbieten. Zum Jahresende 2008 stieg die Zahl der
alternativen Teilnehmernetzbetreiber auf 96.%

58. Angestoflen wird der zunehmende Wettbewerb bei den schmalbandigen Teilneh-
meranschliissen durch die dynamische Entwicklung bei den Breitbandanschliissen. Auf
diesem nicht regulierten Endkundenmarkt wurden Mitte des Jahres 2009 mehr als die
Hilfte aller Anschliisse durch die Wettbewerber bereitgestellt. In Verbindung mit der
zunehmenden Nachfrage nach Biindel- und Komplettangeboten befordert diese Dyna-
mik auch die Bereitschaft der Nutzer zu einem kompletten Anschlusswechsel.

59. Deutlich zugenommen hat der Wettbewerb durch die Kabelnetze. Die Zahl der An-
schliisse, die bereits fiir den Zugang zum Internet und fiir Telefonie genutzt werden, ist
stark angestiegen. Im Jahr 2005 gab es in den Kabelnetzen 0,11 Mio. Telefoniekunden,
im Jahr 2008 waren es bereits 1,5 Mio.** Die technische Aufriistung der Kabelnetze ist
so weit fortgeschritten, dass Ende des Jahres 2008 etwa 23 Mio. Haushalte in der Lage
waren, neben dem Empfang von Rundfunk- und Fernsehsignalen und dem Internetzu-
gang auch Telefonie iiber das Kabelnetz abzuwickeln.**

31 Vgl. Monopolkommission, Wettbewerbsentwicklung bei Telekommunikation und Post 2001: Unsi-
cherheit und Stillstand, Sondergutachten 33, Baden-Baden 2002, Tz. 180.

32 Vgl. BNetzA, Jahresbericht 2008, S. 68.

33 Vgl. ANGA Verband deutscher Kabelnetzbetreiber e.V., Das deutsche Breitbandkabel — Infrastruk-
tur mit Zukunft, Fakten und Perspektiven 2009, Bonn/Berlin, April 2009.

34 Vgl. ebenda.
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60. Nicht wesentlich intensiver geworden ist der Substitutionswettbewerb, der von den
Mobilfunkanschliissen ausgeht. Substitutionswettbewerb zwischen Mobilfunk und Fest-
netz findet vor allem bei den Verbindungen statt. Der Anteil der im Mobilfunk erbrach-
ten Verbindungsminuten an dem gesamten Telefonverkehr nimmt deutlich zu. Bei den
Anschliissen ist das nicht der Fall. Hier hat sich der Anteil der Nutzer, die wegen ihres
Mobilfunkanschlusses auf einen Festnetzanschluss verzichten, seit 2006 nicht verdndert.
Das spricht dafiir, dass Mobilfunk- und Festnetzanschliisse fiir die Mehrheit der Nutzer
noch immer eher komplementére als substitutive Produkte sind.

61. Fraglich ist, ob die Zunahme der Wettbewerbsintensitit bei den schmalbandigen
Teilnehmeranschliissen bereits ausreicht, diesen Markt als nachhaltig wettbewerbsorien-
tiert anzusehen und aus der Regulierung zu entlassen. Dafiir spricht, dass der Wettbe-
werb merklich zugenommen und sich verfestigt hat. Ein zunehmender Anteil der An-
schliisse wird auf der Grundlage von Infrastrukturinvestitionen der Wettbewerber reali-
siert. Dies gilt fiir die Investitionen in Backbone-Netze und in die ErschlieBung von
Hauptverteilerstandorten ebenso wie fiir Investitionen in die Riickkanalfdhigkeit der
Kabelnetze. Wihrend die Anschlussnetzbetreiber ab dem Hauptverteiler weiterhin auf
die Infrastruktur der DTAG angewiesen sind, bieten Kabelnetzbetreiber ihre Leistungen
unabhingig von der Infrastruktur des eingesessenen Unternehmens an. Unternehmen
mit hohen eigenen spezifischen Investitionen sind tendenziell schwieriger vom Markt
zu verdriangen als Unternehmen mit geringeren versunkenen Kosten.

62. Gegen die Riickfiihrung der Regulierung bei den Teilnehmeranschliissen konnte
sprechen, dass die alternativen Anbieter herkdmmliche Teilnehmeranschliisse weiterhin
nicht flichendeckend auf der Basis des Zugangs zur Teilnehmeranschlussleitung offe-
rieren konnen. Zwar hat sich der Anteil der Haushalte, die zwischen verschiedenen An-
bietern wihlen konnen, auf 75 % erhoht. Damit bleibt immer noch ein Viertel der
Haushalte von diesem Wettbewerb ausgeschlossen. Diese konnen allerdings ganz iiber-
wiegend alternative Telefonie-Angebote von Wettbewerbern {iber Breitbandnetze
(VolIP), typischerweise in Kombination mit weiteren Breitbanddiensten, nutzen. Die
Monopolkommission geht wie die Bundesnetzagentur in ihrer Marktanalyse zu Markt 1
(Zugang zum offentlichen Telefonnetz an festen Standorten) davon aus, dass herkdmm-
liche schmalbandige Anschliisse und Komplettanschliisse in Form von DSL- oder Ka-
belanschliissen im Hinblick auf die Telefoniefunktion austauschbar sind. Daraus folgt,
dass der fehlende flaichendeckende Wettbewerb bei den herkdmmlichen Teilnehmeran-
schliissen nicht gegen die Riickfiihrung der Regulierung spricht.

63. Gegen die Deregulierung der Teilnehmeranschliisse spricht auch nicht, dass weiter-
hin der groBte Teil der Angebote auf dem entbiindelten Zugang zur Teilnehmeran-
schlussleitung und damit zu einem Teil auf der Infrastruktur des eingesessenen Netzbe-
treibers basiert. Der Umstand der Abhéngigkeit von der Infrastruktur der DTAG spricht
fiir die Regulierung des Netzzugangs und nicht zwingend fiir die doppelte Regulierung
von Vor- und Endkundenleistung.

64. Damit bleibt als Argument gegen die Riickfiihrung der Regulierung bei den Teil-
nehmeranschliissen die Gefahr, dass das eingesessene Unternehmen versuchen konnte,
seine Marktposition mit missbriauchlichen Entgeltmafinahmen, sprich ungerechtfertigter
Biindelung, Preis-Kosten-Scheren oder Preisdumping, zu verteidigen. Die Monopol-
kommission teilt die Auffassung der Bundesnetzagentur, dass diese Gefahr prinzipiell
besteht. Biindelprodukte spielen auf den Anschlussmirkten in Deutschland eine grof3e
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Rolle. Das Problem der Preis-Kosten-Scheren ist auf dem deutschen Markt fiir Teilneh-
meranschliisse nicht unbekannt. Die Monopolkommission ist zwar der Auffassung, dass
solche Missbrauche grundsitzlich auch mit den Mitteln des allgemeinen Wettbewerbs-
rechts verfolgt werden konnen, lehnt aber eine vollstdndige Riickfiihrung der Regulie-
rung der Teilnehmeranschliisse zum jetzigen Zeitpunkt noch ab. Die nachtrégliche Ent-
geltregulierung nach dem Telekommunikationsgesetz ermdglicht aufgrund ihrer auf
zwel Monate begrenzten Entscheidungsfrist und der Moglichkeit der Anordnung von
wettbewerbskonformen Entgelten eine effizientere Aufsicht iiber missbriauchliche Ent-
gelte als das Wettbewerbsrecht. Der Wettbewerb bei den Teilnehmeranschliissen ist
noch nicht hinreichend robust, um auf diese Moglichkeit bereits jetzt verzichten zu kon-
nen. Um gleichwohl dem zunehmenden Wettbewerb auf dem Anschlussmarkt Rech-
nung zu tragen, sollte die Intensitdt der Regulierung weiter reduziert werden, wie es die
Bundesnetzagentur mit ihrem Verzicht auf die Verpflichtung zur Anzeige der Entgelt-
mafnahmen vor ihrer Markteinfiihrung bereits praktiziert.

3.2.2 Verbindungen

65. Weiter zugenommen hat die Wettbewerbsintensitit bei den Verbindungen. Dafiir
spricht, dass die Marktanteile der Wettbewerber bei den Inlandsgesprichen weiter
wachsen und dass der Substitutionswettbewerb durch Internettelefonie, Kabelnetztelefo-
nie und Mobilfunk weiter zunimmt. Nicht ins Gewicht fillt, dass die alternativen An-
bieter bei den Auslandsgesprachen Marktanteile verloren haben. Es gehort zum Wettbe-
werb, dass auch das eingesessene Unternehmen Marktanteile zuriickerobern kann. An
der Einschitzung der Monopolkommission, dass der Markt fiir Festnetzverbindungen
nachhaltig wettbewerbsorientiert ist, dndert sich nichts. Das Problem des fehlenden
Preiswettbewerbs bei den Fest-Mobil-Verbindungen sollte mit den Mitteln des Wettbe-
werbsrechts zu 16sen sein. Es spricht jedenfalls nichts dafiir, diese Verbindungen erneut
der Regulierung zu unterstellen.

66. Weiterhin reguliert werden sollten Biindelprodukte aus Anschluss- und Verbin-
dungsleistungen. Biindelprodukte bergen spezielle Gefahren fiir den Wettbewerb, wie
die Gefahr von Quersubventionierungen oder Preis-Kosten-Scheren. Solche Risiken
konnen dadurch begrenzt werden, dass Wettbewerber Zugang zu samtlichen Bestandtei-
len der Produktbiindel zu Preisen haben, die einem effizienten Anbieter die Nachbil-
dung ermdglicht. Um diese Kontrolle zu gewéhrleisten, sollten Biindelprodukte aus An-
schluss- und Verbindungsleistungen, wie die Teilnehmeranschliisse selber, weiterhin
der nachtriglichen Entgeltregulierung unterliegen.
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4. Amtspraxis der Bundesnetzagentur

67. Die Monopolkommission wiirdigt geméafl §121 Abs. 2 TKG die Amtspraxis der
Bundesnetzagentur im Bereich der Telekommunikation. Wegen der Vielzahl der Ent-
scheidungen, die die Behorde in diesem Bereich trifft, muss sich die Monopolkommis-
sion dabei auf die aus ihrer Sicht wichtigen Félle beschrinken, die auf der Grundlage
einer systematischen Beobachtung der Amtspraxis der Behorde auszufiltern sind. Fiir
die Telekommunikationsmirkte von besonderer Bedeutung sind die Verfahren der
Marktregulierung. Daneben werden Entscheidungen aus dem Bereich der Entgeltregu-
lierung und der besonderen Missbrauchsaufsicht kommentiert.

4.1 Marktregulierung

68. Telekommunikationsmérkte unterliegen der Regulierung nach den §§ 9 ff. TKG,
wenn sie (i) durch betrachtliche und anhaltende Marktzutrittsbarrieren gekennzeichnet
sind, (i1) langerfristig keine Tendenz zu wirksamem Wettbewerb erkennen lassen und
(ii1) das allgemeine Wettbewerbsrecht nicht ausreicht, dem festgestellten Marktversagen
entgegenzuwirken. Hinzu muss kommen, dass auf dem relevanten Markt kein wirksa-
mer Wettbewerb herrscht, d.h. dass ein oder mehrere Unternehmen iiber betrdchtliche
Marktmacht verfiigen. Die Europédische Kommission gibt in einer ,,Empfehlung iiber re-
levante Produkt- und Dienstemirkte des elektronischen Kommunikationssektors**
Mirkte vor, die nach ihrer Auffassung fiir eine sektorspezifische Regulierung in Be-
tracht kommen. Diese Markte unterliegen in jedem Fall dem Prozedere von Marktab-
grenzung, Marktanalyse und gegebenenfalls Auferlegung von regulatorischen Ver-
pflichtungen durch die nationalen Regulierungsbehdrden. Die Europdische Kommission
hat gegeniiber den Feststellungen der nationalen Regulierungsbehdrden im Hinblick auf
die Marktabgrenzung und die Feststellung der Regulierungsbediirftigkeit Vetorechte,
nicht jedoch im Hinblick auf die zu verhdngenden Abhilfemalnahmen. Die nationalen
Regulierungsbehorden konnen weitere Mérkte, die nicht in der Markte-Empfehlung ge-
listet sind, auf ihre Regulierungsbediirftigkeit iiberpriifen.

69. Die aktuelle Mirkte-Empfehlung der Europdischen Kommission aus dem Jahr 2007
enthdlt nur noch sieben Mérkte, die auf ihre Regulierungsbediirftigkeit hin zu priifen
sind. Die erste Markte-Empfehlung der Europdischen Kommission aus dem Jahr 2003
hatte noch 18 Mérkte enthalten.’® Ein Teil dieser Mérkte ist in der zweiten Empfehlung
schlicht zusammengefasst worden, andere Mérkte sind nach Auffassung der Europii-
schen Kommission nicht mehr regulierungsbediirftig. Soweit die nicht mehr in der
Mairkte-Empfehlung enthaltenen Mérkte national reguliert werden, ist im Rahmen eines
Verfahrens gemal3 §§ 10 und 11 TKG zu priifen, ob die Voraussetzungen fiir die Regu-
lierung national weiterhin gegeben sind.

35 Empfehlung der Kommission vom 17. Dezember 2007 iiber relevante Produkt- und Dienstemérkte
des elektronischen Kommunikationssektors, die aufgrund der Richtlinie 2002/21/EG des Europii-
schen Parlaments und des Rates iiber einen gemeinsamen Rechtsrahmen fiir elektronische Kommu-
nikationsnetze und -dienste fiir eine Vorabregulierung in Betracht kommen, 2007/879/EG, ABI. EU
Nr. L 344 vom 28. Dezember 2007, S. 65.

36 Empfehlung der Kommission vom 11. Februar 2003 iiber relevante Produkt- und Dienstemirkte des
elektronischen Kommunikationssektors, die aufgrund der Richtlinie 2002/21/EG des Europédischen
Parlaments und des Rates iiber einen gemeinsamen Rechtsrahmen fiir elektronische Kommunikati-
onsnetze und -dienste fiir eine Vorabregulierung in Betracht kommen, 2003/311/EG, ABI. EU Nr.
L 114 vom 8. Mai 2003, S. 45.
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70. Ende Oktober 2009 ergibt sich folgender Verfahrensstand: Nahezu abgeschlossen
sind die Wiederholungsuntersuchungen der Endkundenmaérkte. In der Méarkte-Empfeh-
lung 2007 findet sich nur noch ein Endkundenmarkt, ndmlich der fiir den Zugang von
Privat- und Geschéftskunden zum 6ffentlichen Telefonnetz an festen Standorten.’’ Ent-
halten sind darin die ehemaligen Mérkte 1 und 2 der Mérkte-Empfehlung aus dem Jahr
2003, die noch zwischen Mirkten fiir Privat- und Geschéftskunden unterschied. Eben-
falls analysiert sind die in der Mirkte-Empfehlung 2007 nicht mehr enthaltenen Mérkte
fiir Inlandsverbindungen und fiir Verbindungen aus dem Festnetz in Mobilfunknetze.*®
Die Mirkte flir Auslandsverbindungen und fiir Verbindungen aus dem Festnetz in aus-
landische Mobilfunknetze sind in der zweiten Mérkte-Empfehlung ebenfalls nicht mehr
enthalten.’” Sie miissen nicht mehr dem Verfahren gemafl §§ 10 und 11 TKG unterwor-
fen werden, da beide Mirkte bereits seit Ende 2005 nicht mehr reguliert werden. Noch
nicht erfolgt ist die Wiederholungsuntersuchung des Endkundenmarktes ,,Mindestange-
bot an Mietleitungen®, der in der Mérkte-Empfehlung 2007 auch nicht mehr enthalten
ist, aber seit 2007 teilweise reguliert wird.*

71. Die Bundesnetzagentur hat in einem Verfahren die Vorleistungsmérkte fiir Verbin-
dungsaufbau und Anrufzustellung im offentlichen Telefonnetz an festen Standorten un-
tersucht.* Abgeschlossen ist zudem die Wiederholungsuntersuchung des Marktes fiir
Anrufzustellung in einzelnen Mobilfunknetzen.** Noch nicht abgeschlossen waren Ende
Oktober 2009 die Wiederholungsuntersuchungen der Mérkte fiir den Zugang zur Teil-
nehmeranschlussleitung, den Breitbandzugang und fiir Abschluss-Segmente von Miet-
leitungen.* Nicht mehr in der Mérkte-Empfehlung 2007 enthalten, aber gegenwiértig re-
guliert sind die Mérkte fiir Ferniibertragungs-Segmente fiir Mietleitungen, Rundfunk-
ibertragungsdienste und Breitbandzufiihrung.** Hier muss die Bundesnetzagentur unter-
suchen, ob die Regulierung aus nationaler Sicht weiterhin gerechtfertigt ist.

4.1.1 Endkundenmiirkte
4.1.1.1 Verbindungen aus dem Festnetz in inliindische Fest- und Mobilfunknetze

72. In ihrer im Dezember 2008 bei der Europdischen Kommission notifizierten Markt-
analyse hat die Bundesnetzagentur festgestellt, dass die Mérkte fiir Inlandsverbindungen
im Festnetz sowie fiir Verbindungen aus dem Festnetz in inlindische Mobilfunknetze
nicht mehr die Kriterien fiir die Regulierungsbediirftigkeit erfiillen.* Mit der Regulie-
rungsverfiigung vom 22. April 2009 hat sie die der DTAG auf diesen Markten auferleg-

37 Markt 1 der Mérkte-Empfehlung 2007 der Europdischen Kommission.

38 Mairkte 3 und 5 der Markte-Empfehlung 2003 der Europdischen Kommission.

39 Mirkte 4 und 6 der Markte-Empfehlung 2003 der Europdischen Kommission.

40 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 80 ff.

41 Mirkte 2 und 3 der Mérkte-Empfehlung 2007 bzw. Mérkte 8 bis 10 der Markte-Empfehlung 2003
der Europdischen Kommission.

42 Markt 7 der Markte-Empfehlung 2007 bzw. Markt 16 der Mérkte-Empfehlung 2003 der Européi-
schen Kommission.

43 Mirkte 4, 5 und 6 der Mérkte-Empfehlung 2007 bzw. 11, 12, und 13 der Mérkte-Empfehlung 2003
der Europdischen Kommission.

44 Markte 14 und 18 der Markte-Empfehlung 2003 sowie Markt 19, der nicht Gegenstand der Mérkte-
Empfehlung der Européischen Kommission war.

45 BNetzA, Notifizierungsentwurf vom 3. Dezember 2008, Verbindungen in inléndische Festnetze an
festen Standorten und Verbindungen in inldndische Mobilfunknetze an festen Standorten.
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ten Verpflichtungen widerrufen.* Damit sind nahezu sdmtliche Mérkte fiir Festnetzver-
bindungen aus der sektorspezifischen Regulierung entlassen. Lediglich Verbindungs-
leistungen mit einzelnen Grofkunden (Jahresumsatz von mehr als 1 Mio. EUR ohne
Mehrwertsteuer) unterliegen weiterhin der sektorspezifischen Regulierung. Die Bundes-
netzagentur folgt mit ihrer Analyse der Einschétzung der Europdischen Kommission,
die die Endkundenmérkte fiir Festnetzverbindungen bereits im Jahr 2007 aus ihrer
Empfehlung iiber die in der Gemeinschaft sektorspezifisch zu regulierenden Mérkte ge-
strichen hatte.

73. Mal3geblich fiir die Feststellung der fehlenden Regulierungsbediirftigkeit durch die
Bundesnetzagentur ist, dass auf beiden Mérkten wegen der Moglichkeit zur Betreiber-
auswahl (Call-by-Call) und zur Betreibervorauswahl (Preselection) keine betrdchtlichen
und anhaltenden Marktzutrittsschranken bestehen. Dariiber hinaus erkennt die Behorde
auf beiden Mérkten die Tendenz zu wirksamem Wettbewerb. Auf dem Markt fiir Fest-
netzverbindungen wird diese Einschédtzung mit der Entwicklung der Marktanteile und
dem bestehenden Preiswettbewerb begriindet. Auf dem Markt fiir Verbindungen aus
dem Festnetz in Mobilfunknetze nimmt die Behorde an, dass sich Preiswettbewerb in
der Zukunft entwickeln wird.

74. Die Monopolkommission teilt die Auffassung, dass der Markt fiir Festnetzverbin-
dungen nicht mehr regulierungsbediirftig ist. Dafiir sprechen sowohl die Marktstruktur
als auch die zu verzeichnende Wettbewerbsintensitidt. Die Verbraucher profitieren so-
wohl von giinstigen Pauschaltarifen als auch von giinstigen Call-by-Call- und Preselec-
tionangeboten. Eine Verschlechterung der Wettbewerbssituation ist auch nach der
Riickfiihrung der Regulierung nicht zu erwarten, da der Wettbewerb bei den Festnetz-
verbindungen strukturell abgesichert ist. Dies gilt vor allem, weil ein zunehmender An-
teil der Verbindungsminuten von Teilnehmernetzbetreibern und Kabelnetzbetreibern er-
bracht wird, die aufgrund eigener Netzinvestitionen eine tendenziell stabilere Marktpo-
sition haben als Verbindungsnetzbetreiber. Auch die Entwicklung des Wettbewerbs bei
den Auslandsgespriachen hat gezeigt, dass die Risiken der Deregulierung gering sind.
Die Monopolkommission hat bereits in ihrem letzten Sondergutachten zur Telekommu-
nikationsentwicklung kritisiert, dass es keine schliissigen Argumente dafiir gibt, den
Markt fiir Gespriche aus dem Festnetz in inlédndische Festnetze in der Regulierung zu
belassen, wihrend der Markt fiir Gespriche in auslindische Festnetze dereguliert wird.*’
An dieser Einschitzung hat sich nichts geéndert.

75. Anders ist die Situation auf dem Markt fiir Gesprache vom Festnetz in die Mobil-
funknetze. Hier ldsst sich weiterhin so gut wie kein Preiswettbewerb feststellen. Die
DTAG und andere Festnetzbetreiber haben die in den vergangenen Jahren massiv ge-
sunkenen Entgelte flir die Terminierung der Gesprache in den Mobilfunknetzen nicht an
ihre Kunden weitergegeben. Wihrend die Terminierung im Mobilfunk seit Beginn der
Regulierung im Jahr 2006 um gut 40 % von 0,124 EUR auf 0,0714 EUR bei den
E-Netzbetreibern bzw. 0,11 EUR auf 0,0659 EUR bei den D-Netzbetreibern gesunken
sind, blieben die Entgelte der DTAG fiir Gespriche in die Mobilfunknetze bis heute
(Stand: Oktober 2009) mit 0,19 EUR konstant.*® Nach Auskunft der Bundesnetzagentur
gilt dies auch fiir die anderen Festnetzbetreiber. Die Festnetzbetreiber erlosen auf diese

46 BNetzA, Beschluss vom 22. April 2009, BK 2a 09/001-R.
47 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 77 f.
48 Beispielsweise Call & Surf Basis, Call & Surf Comfort und Call & Surf Comfort VDSL.
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Weise Extraprofite. Ein integrierter Festnetz- und Mobilfunknetzbetreiber, wie die
DTAG, kann diese Extraprofite im Wettbewerb mit anderen Mobilfunknetzbetreibern
einsetzen und den Wettbewerb verzerren.

76. Zweifelhaft ist, ob der fehlende aktuelle Wettbewerb bei den Fest-Mobil-Verbin-
dungen die Beibehaltung der sektorspezifischen Regulierung auf diesem Markt erfor-
derlich macht. Dagegen spricht, dass die Regulierung des Marktes in der Zeit von De-
zember 2007 bis April 2009 wirkungslos geblieben ist. Die Bundesnetzagentur hatte
den Markt fiir Fest-Mobil-Verbindungen im Oktober 2007 nach einer Aufforderung
durch die Europdische Kommission der Marktanalyse unterworfen und die Regulie-
rungsbediirftigkeit festgestellt.* Mit der Regulierungsverfiigung vom 14. Dezember
2007 wurde die DTAG zur nachtraglichen Entgeltregulierung verpflichtet und dazu,
Anderungen der Entgelte zwei Monate vor Inkrafttreten anzuzeigen.*® Zu Entgeltregu-
lierungsverfahren ist es nicht gekommen, da die DTAG ihre Entgelte in dieser Zeit
nicht gedndert hat. Gegen eine Regulierung spricht auch, dass der Markt fiir Fest-Mo-
bil-Verbindungen, wie die anderen Markte fiir Festnetzverbindungen auch, durch nied-
rige Marktzugangsbarrieren gekennzeichnet ist. Dafiir sorgt die bestehende Verpflich-
tung der DTAG, die Betreiberauswahl und -vorauswahl zu gewéhrleisten. Die Mono-
polkommission ist zudem der Auffassung, dass auch dieser Markt durch eine Tendenz
zu wirksamem Wettbewerb gekennzeichnet ist. Es ist nicht ersichtlich, warum sich der
Markt fiir Fest-Mobil-Verbindungen auf lédngere Sicht strukturell und im Hinblick auf
die Wettbewerbsintensitit anders entwickeln sollte als die iibrigen Markte fiir Festnetz-
verbindungen. Die Monopolkommission stimmt deshalb mit der Bundesnetzagentur in
der Einschétzung iiberein, dass eine sektorspezifische Regulierung vor diesem Hinter-
grund nicht mehr angebracht ist.

77. Ein Herausfallen aus der Regulierung bedeutet allerdings nicht, dass eventuelle
Wettbewerbsbeschrankungen hingenommen werden miissen. Unterliegt ein Telekom-
munikationsmarkt nicht mehr der sektorspezifischen Regulierung, unterfillt er dem all-
gemeinen Wettbewerbsrecht. Sind die Voraussetzungen fiir ein Eingreifen nach dem
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrinkungen bzw. dem Gemeinschaftsrecht gegeben,
kann das Bundeskartellamt gegen missbriuchliche Verhaltensweisen der DTAG vorge-
hen und gegebenenfalls eine Senkung der Fest-Mobil-Entgelte erreichen. Die Monopol-
kommission wiirde es begriilen, wenn die Kartellbehdrde priifen wiirde, ob im Fall der
Fest-Mobil-Entgelte der DTAG die Voraussetzungen fiir ein Eingreifen gemif3 den
Vorschriften fiir die Missbrauchsaufsicht gegeben sind. Nicht nachvollziehbar sind je-
denfalls die Einlassungen der DTAG, die Fest-Mobil-Entgelte nicht senken zu konnen,
weil die RechtmiBigkeit der Regulierungsverfiigung gegen die Mobilfunkunternehmen
noch Gegenstand einer Verfassungsbeschwerde ist. Sollte die Verpflichtung zur Ex-
ante-Regulierung der Mobilfunkterminierungsentgelte nicht verfassungsméfig sein,
drohen nach Auffassung der DTAG den Festnetzbetreibern hohe Nachzahlungen an die
Mobilfunknetzbetreiber. Die Monopolkommission sieht dieses Risiko nicht. Das Bun-
desverwaltungsgericht hat die Regulierungsverfiigung der Bundesnetzagentur bereits
am 2. April 2008 mit iiberzeugender Begriindung bestitigt.' Im Ubrigen hat das Bun-
desverfassungsgericht bisher (Stand: Oktober 2009) noch nicht einmal entschieden, ob
es die Verfassungsbeschwerde iiberhaupt annimmt.

49 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 79.
50 BNetzA, Beschluss vom 14. Dezember 2007, BK 2a 07/001-R.
51 BVerwG, Urteil vom 2. April 2008, 6 C 16.07.
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4.1.1.2 Zugang zum offentlichen Telefonnet; an festen Standorten

78. Weiterhin regulierungsbediirftig ist nach Auffassung der Bundesnetzagentur der
Markt fiir den Zugang zum 6ffentlichen Telefonnetz an festen Standorten. Sachlich um-
fasst der Markt die herkdmmlichen schmalbandigen Anschliisse (Analog-, ISDN-, Pri-
mérmultiplexanschluss) sowie erstmals die breitbandigen Komplettanschliisse. Letztere
werden auch als VoIP-Anschliisse oder Naked-DSL-Anschliisse bezeichnet.”> Gemeint
sind damit entbiindelte DSL-Anschliisse, die unmittelbar mit einer Telefondienstfunk-
tionalitdt ausgestattet sind, ohne mit einem Schmalbandanschluss gekoppelt zu sein.
Nicht zum relevanten Markt gehoren Breitbandanschliisse, die mit einem Schmalband-
anschluss gekoppelt sind und iiber keine unmittelbare Telefondienstfunktionalitét verfii-
gen. Ebenfalls nicht dazu gehdren Mobilfunkanschliisse. Zwar steigt der Anteil der
Haushalte, die ihren Festnetzanschluss vollstindig durch einen Mobilfunkanschluss sub-
stituieren — Ende 2007 betraf dies bereits etwa 11 % der Haushalte. Gleichwohl bleibt
die Substituierbarkeit von mobilem und festem Anschluss begrenzt. Der Grofteil der
Verbraucher substituiert den herkdmmlichen Schmalbandanschluss eher durch einen
Komplettanschluss, der neben Telefonie auch den schnellen Zugang zum Internet er-
moglicht.

79. Die Bundesnetzagentur stellt die weiterhin gegebene Regulierungsbediirftigkeit und
das Vorliegen betrachtlicher Marktmacht fiir den Anschlussmarkt fest. Obwohl die Zu-
trittsschranken durch die Vorleistungsregulierung gesenkt worden sind, bleiben sie
hoch, da auch die Wettbewerber, die ihr Angebot auf die angemietete Teilnehmeran-
schlussleitung aufsetzen, in deren ErschlieBung investieren miissen. Dies ist bisher nur
teilweise geschehen. Ende des Jahres 2007 waren erst ca. 3.000 der etwa 7.900 Haupt-
verteiler durch Wettbewerber erschlossen.” Damit haben relevante Teile der Bevolke-
rung — die Bundesnetzagentur geht von 30 % der Haushalte aus — weiterhin nicht die
Moglichkeit, Teilnehmeranschliisse von alternativen Anbietern zu beziehen. Gegen eine
Tendenz zu wirksamem Wettbewerb sprechen die immer noch hohen Marktanteile der
DTAG auf dem Markt fiir Teilnehmeranschliisse. Er lag Ende 2007 bei knapp {iber
80 % und Ende 2008 noch bei ca. 73 %. Die Marktanteilsverluste der DTAG haben sich
nach den Feststellungen der Bundesnetzagentur zudem verlangsamt. Dies liegt unter an-
derem daran, dass erstens die Wechselbereitschaft der Kunden abnimmt und zweitens
die Wechselmoglichkeiten aufgrund der lingeren Bindungsfristen an die DTAG zuriick-
gehen. Wihrend der klassische Teilnehmeranschluss innerhalb von wenigen Tagen ge-
kiindigt werden konnte, betrdgt die Bindungsfrist der DTAG bei Biindelprodukten und
Komplettanschliissen (Call & Surf) inzwischen ein Jahr.

80. Mit der Regulierungsverfiigung vom 18. Mérz 2009** wird die DTAG verpflichtet,
ihren Endkunden die Moglichkeit der fallweisen und festen Betreibervorauswahl ein-
zurdumen sowie den Wettbewerbern Teilnehmeranschliisse zum Wiederverkauf anzu-
bieten und ein Standardangebot fiir den Weitervertrieb von Anschliissen vorzulegen.

52 Vgl. dazu auch Monopolkommission, Mehr Wettbewerb auch im Dienstleistungssektor!, Hauptgut-
achten 2004/2005, Baden-Baden 2006, Tz. 49.

53 Diese Zahl wird in dem Notifizierungsentwurf der Bundesnetzagentur fir die Marktanalyse des
Marktes fiir den Zugang von Privat- und Geschiftskunden zum 6ffentlichen Telefonnetz an festen
Standorten vom 18. Mérz 2009 genannt (S. 63). Im Jahresbericht 2008 wird von 3.500 erschlosse-
nen Hauptverteilern gesprochen. Vgl. BNetzA, Jahresbericht 2008, S. 12.

54 BNetzA, Beschluss vom 18. Mirz 2009, BK 2¢ 09/002
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Die Entgelte fiir Endnutzerleistungen und fiir das Resale-Angebot unterliegen der nach-
traglichen Entgeltregulierung geméf § 38 Abs. 2 bis 4 TKG. Auf die Verpflichtung zur
Anzeige der Entgelte vor der Inkraftsetzung gemiBl § 38 Abs. 1 Satz 1 TKG hat die
Bundesnetzagentur verzichtet.

81. Aus Sicht der Monopolkommission positiv anzumerken ist, dass die Betreibervor-
auswahl als technologieunabhéngig gilt, d.h. auch fiir Anschliisse auf der Ebene des In-
ternet-Protokolls, liber die Sprachtelefonie nur als VolP-Telefonie mdglich ist. Die
DTAG hatte dies zundchst mit dem Argument ausschlieBen wollen, dass der Gemein-
schaftsgesetzgeber bei der Formulierung der Verpflichtung zur Betreiber(vor)auswahl
das herkommliche paketvermittelte Netz und nicht das leitungsvermittelte Netz im
Blick gehabt habe und den Breitbandmarkt deutlich weniger intensiv regulieren wolle.
Die Monopolkommission teilt die Auffassung der Bundesnetzagentur, dass § 40 TKG,
der die Betreiber(vor)auswahl regelt, gerade diesen Schluss nicht zuldsst. Eine Differen-
zierung der Verpflichtung aufgrund der verwendeten Technologie ist dort an keiner
Stelle vorgesehen und erscheint auch sachlich nicht gerechtfertigt.

82. Die Bundesnetzagentur begriindet die Beibehaltung der nachtréglichen Entgeltregu-
lierung damit, dass die DTAG versuchen konnte, ihre liberragende Marktstellung durch
Preis-Kosten-Scheren, Dumping- oder Biindelungsstrategien zu verteidigen. Dies liege
nahe, da der Verlust eines Anschlusskunden fiir das Unternehmen deshalb schwer wie-
ge, weil damit eine unmittelbare und in der Regel langerfristige Kundenbindung verlo-
ren gehe. In einem gewissen Widerspruch zu dieser Begriindung steht, dass die Bundes-
netzagentur auf die Verpflichtung zu einer vorherigen Anzeige der Tarife gemif § 38
Abs. 1 Satz 1 TKG verzichtet. Danach sind die Entgelte des Netzbetreibers mit be-
trachtlicher Marktmacht der Bundesnetzagentur zwei Monate vor Inkrafttreten vorzule-
gen, damit diese in einem verkiirzten Verfahren priifen kann, ob die oben genannten
Missbrauchstatbestdnde — geregelt in § 28 TKG — vorliegen. Die Monopolkommission
sieht in dem Verzicht auf die vorherige Anmeldepflicht allerdings kein gravierendes
Problem, da sie ohnehin davon ausgeht, dass der Regulierungsbehoérde im Rahmen der
Priifung gemiB § 28 Abs. 1 TKG sowohl die notwendigen Informationen als auch die
notwendige Zeit fehlen, um missbrauchliche Verhaltensweisen des regulierten Unter-
nehmens zuverldssig erfassen zu kénnen.*

83. Positiv ist, dass die Bundesnetzagentur die DTAG zum Anschluss-Resale verpflich-
tet, was bis Mitte 2008 gemiB der Ubergangsvorschrift des § 150 Abs. 5 TKG ausge-
schlossen war. Der Wiederkauf von Teilnehmeranschliissen kann fiir die Wettbewerber
dort von Bedeutung sein, wo sie noch keine eigenen Infrastrukturen aufgebaut haben
oder wo sich Investitionen in eigene Infrastrukturen nicht rechnen. Anschluss-Resale
gibt den alternativen Anbietern die Moglichkeit, Festnetzanschliisse oder Biindelpro-
dukte unter Einschluss von Anschliissen flichendeckend anzubieten. Die Bundesnetz-
agentur verpflichtet die DTAG nicht dazu, den Wiederverkdufern GroBhandelsrabatte
einzurdumen. Der Reseller muss den Anschluss zu denselben Konditionen tibernehmen,
wie die Endkunden der DTAG. Das ist nachvollziehbar, weil der Regulierer damit ver-
hindert, dass sich neben der entbiindelten Teilnehmeranschlussleitung und dem Bit-
stromzugang ein Vorleistungsprodukt fiir den Teilnehmeranschluss etabliert, welches

55 Vgl. Monopolkommission, Telekommunikation und Post 2003: Wettbewerbsintensivierung in der
Telekommunikation — Zementierung des Postmonopols, Sondergutachten 39, Baden-Baden 2004,
Tz. 151.
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ohne Investitionen in eigene Infrastrukturen auskommt. Damit wiirden die Anreize fiir
infrastrukturbasierten Wettbewerb bei den Teilnehmeranschliissen im Festnetz deutlich
verringert, was nicht im Sinne der Entwicklung nachhaltig wettbewerbsorientierter Te-
lekommunikationsmérkte wire.

4.1.2 Vorleistungsmiirkte
4.1.2.1 Verbindungsaufbau und Anrufzustellung im Festnet;

84. Zu den Verbindungsleistungen im Festnetz gehoren die Markte fiir den Verbin-
dungsaufbau und fiir Transitdienste im 6ffentlichen Telefonnetz an festen Standorten
sowie fiir die Anrufzustellung in einzelnen 6ffentlichen Telefonnetzen an festen Stand-
orten. Der Markt fiir den Verbindungsautbau umfasst alle Verbindungsleistungen, wel-
che der Netzbetreiber, an dessen Netz der anrufende Teilnehmer angeschlossen ist, ei-
nem Anbieter von Telekommunikationsdiensten auf dessen Nachfrage hin auf der nied-
rigsten erschlieBbaren Netzzugangsebene iibergibt (= Zufiihrung). Spiegelbildlich dazu
gehoren zu dem Markt fiir die Anrufzustellung alle Verbindungsleistungen, welche der
Netzbetreiber, an dessen Netz der angerufene Teilnehmer angeschlossen ist, einem An-
bieter von Telekommunikationsdiensten auf dessen Nachfrage hin nach Ubernahme ei-
ner Verbindung auf der niedrigsten erschlieBbaren Netzzugangsebene erbringt (= Ter-
minierung). Transitdienste sind Verbindungsleistungen auf der Ebene des Verbin-
dungsnetzes.

85. Sachlich grenzt die Bundesnetzagentur ab:

« die Mirkte fiir den Verbindungsaufbau (i) im 6ffentlichen Telefonnetz an festen
Standorten zu Mehrwertdiensten, (i) im Offentlichen Telefonnetz an festen
Standorten zur Betreiberauswahl und zur Betreibervorauswahl sowie (iii) im 6f-
fentlichen Telefonnetz an festen Standorten zu Online-Diensten {iber Primér-
multiplexanschliisse,

« drei Mirkte fiir Transitleistungen im 6ffentlichen Telefonnetz sowie

- 58 Mirkte fiir die Anrufzustellung in einzelnen offentlichen Telefonnetzen an
festen Standorten.

86. Wihrend auf den Mirkten flir Zufiihrungsleistungen, mit Ausnahme des Marktes
fiir den Verbindungsaufbau zu Online-Diensten {iber Primarmultiplexanschliisse, sowie
den 58 Mairkten fiir die Anrufzustellung in einzelnen Festnetzen die Voraussetzungen
fiir die Regulierungsbediirftigkeit weiterhin gegeben sind, liegen diese bei den Transit-
leistungen nicht mehr vor. Die Verbindungsnetze sind inzwischen weitgehend dupli-
ziert. Transitleistungen werden von den Netzbetreibern als Eigenleistung erbracht und
konnen gegebenenfalls auch problemlos extern angeboten werden. Der Markt fiir den
Verbindungsaufbau zu Online-Diensten iiber Primdrmultiplexanschliisse ist nicht mehr
regulierungsbediirftig, da diese Dienste inzwischen weitgehend iiber Breitbandverbin-
dungen erbracht werden und das Marktvolumen nur noch unwesentlich ist.

87. Bei den Regulierungsverpflichtungen bleibt es bei der Ex-ante-Entgeltregulierung
von Zufithrungs- und Terminierungsleistungen der DTAG. Anders als bisher wollte die
Bundesnetzagentur bei der Regulierung der alternativen Teilnehmernetzbetreiber zu-
néchst unterscheiden zwischen solchen, die eine Vereinbarung mit der DTAG {iber rezi-
proke Terminierungsentgelte geschlossen haben, und solchen, die eine solche Vereinba-
rung nicht geschlossen haben. Die Unternehmen, die eine Vereinbarung mit der DTAG
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geschlossen haben, sollten weiterhin der nachtraglichen Entgeltregulierung ohne An-
meldepflicht unterliegen, wihrend die Netzbetreiber ohne Vereinbarung mit der DTAG
der Ex-ante-Entgeltregulierung unterworfen werden sollten. Von diesem Vorhaben ist
die Regulierungsbehorde letztlich abgewichen, nachdem schlieBlich alle alternativen
Netzbetreiber Reziprozititsvereinbarungen mit der DTAG geschlossen hatten. Wie bis-
her unterliegen damit alle alternativen Teilnehmernetzbetreiber der nachtraglichen Ent-
geltregulierung ohne vorherige Anmeldepflicht.>

88. Die Reziprozititsvereinbarungen sehen vor, dass die Netzbetreiber Entgelte fiir die
Terminierung von Gesprachen in ihrem Netz in gleicher Hohe wie die DTAG erheben.
Da Terminierungsentgelte der DTAG der Genehmigungspflicht unterliegen, ist iiber die
Vereinbarung gewdhrleistet, dass auch bei den alternativen Netzbetreibern die Kosten
der effizienten Leistungsbereitstellung nicht iiberschritten werden. Besteht die Gefahr
eines Preish6henmissbrauchs nicht, reicht bei den alternativen Netzbetreibern die nach-
tragliche Entgeltregulierung aus, um Missbrauche der Monopolstellung bei der Termi-
nierung zu verhindern.

89. Mit der Androhung einer Ex-ante-Regulierung der Terminierungsentgelte hat die
Bundesnetzagentur auch die zunédchst unwilligen alternativen Netzbetreiber dazu ge-
bracht, Reziprozititsvereinbarungen mit der DTAG einzugehen. Vermieden wird auf
diese Weise, dass die Terminierungsentgelte der Netzbetreiber unterschiedlich hoch
sind. Auch dringt insbesondere die Europdische Kommission verstirkt darauf, dass die
nationalen Regulierer fiir symmetrische Terminierungentgelte sorgen.”” Die Bundes-
netzagentur reguliert in diesem Falle sehr geschickt, indem sie den Abschluss von Rezi-
prozititsvereinbarungen mit der DTAG nicht erzwingt, sondern durch Erleichterungen
bei der Regulierung belohnt. Insbesondere fiir die kleinen Netzbetreiber wire das Ver-
fahren der Entgeltgenehmigung vergleichsweise aufwendig. Die Kosten {ibersteigen ge-
gebenenfalls die moglichen Ertrige aus individuell hoheren Terminierungsentgelten.
Vor dem Hintergrund des enormen biirokratischen Aufwands der Regulierung einer
Vielzahl von Teilnehmernetzbetreibern hatte sich die Monopolkommission bereits in ih-
rem letzten Sondergutachten gegen eine Ex-ante-Regulierung der Terminierungsentgel-
te bei den alternativen Teilnehmernetzbetreibern ausgesprochen.’® Fraglich ist, ob in
Anbetracht der Reziprozititsvereinbarungen mit der DTAG auf Seiten der alternativen
Teilnehmernetzbetreiber liberhaupt noch die Moglichkeit besteht, missbrauchliche Ent-
gelte zu verlangen. Wenn das nicht der Fall ist, konnte auf die nachtrigliche Regulie-
rung der Terminierungsentgelte alternativer Teilnehmernetzbetreiber im Festnetz ver-
zichtet werden.

90. Bemerkenswert ist, dass die Bundesnetzagentur den alternativen Teilnehmernetzbe-
treibern zwar Verpflichtungen zur Gleichbehandlung gemédf3 § 19 TKG und zur Trans-
parenz gemil § 20 TKG auferlegt, auf Zugangsverpflichtungen gemaf3 § 21 TKG aber
verzichtet. Gemall § 21 Abs. 3 Nr. 2 TKG soll die Bundesnetzagentur Betreibern 6f-
fentlicher Telekommunikationsnetze, die iiber betrichtliche Marktmacht verfiigen, die
Verpflichtung auferlegen, die Zusammenschaltung von Telekommunikationsnetzen zu
ermoglichen. Davon sieht die Bundesnetzagentur ab, weil das Interesse der alternativen
Netzbetreiber an der Zusammenschaltung mit anderen Netzen, insbesondere dem der

56 BNetzA, Regulierungsverfiigungen vom 23. September 2009, BK 3d-08-026 bis BK 3d-08-083.
57 Vgl. Abschnitt 5.3.2.1.
58 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 89.
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DTAG, zum Zwecke der Erreichbarkeit ihrer eigenen Kunden so grof} ist, dass nicht
mit der Verweigerung der Zusammenschaltung oder der Durchsetzung unangemessener
Bedingungen fiir die Zusammenschaltung gerechnet werden miisse. Die auferlegte Ver-
pflichtung zur Gleichbehandlung stelle sicher, dass ein alternativer Netzbetreiber ande-
re, gegebenenfalls kleinere alternative Netzbetreiber in Bezug auf die Konditionen der
Zusammenschaltung nicht anders behandele als die DTAG.

4.1.2.2 Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung (TAL)

91. Die letzte Untersuchung des Marktes flir den entbiindelten Zugang zur Teilnehmer-
anschlussleitung (TAL-Markt) erfolgte Mitte des Jahres 2007 und wurde von der Mo-
nopolkommission bereits ausfiihrlich kommentiert.” Nach den Vorgaben des Gemein-
schaftsrechts und gemif § 14 Abs. 2 TKG erfolgt die Uberpriifung von Marktdefinition
und Marktanalyse alle zwei Jahre. Damit ist im Verlauf des Jahres 2009 eine weitere
Wiederholungsuntersuchung notwendig, die allerdings bis zum Abschluss diese Gutach-
tens noch nicht vorgelegen hat.

92. Bis dahin gelten die Ergebnisse der letztmaligen Marktanalyse, wonach der TAL-
Markt weiterhin die Kriterien fiir die Regulierungsbediirftigkeit erfiillt und durch be-
trachtliche Marktmacht der DTAG gekennzeichnet ist. Als Regulierungsmafinahmen
auferlegt sind die Verpflichtung zur Gewahrung von Zugang und Kollokation, die Vor-
lage eines Standardangebots sowie die Ex-ante-Entgeltregulierung. Mit Blick auf den
VDSL-Netzausbau (Glasfaser zwischen Hauptverteiler und Kabelverzweiger in den 50
groBten Stiddten zur Erhdhung der Ubertragungsraten) hat die Regulierungsbehdrde die
DTAG zudem verpflichtet, Wettbewerbern zum Zwecke des Zugangs zur Teilnehmer-
anschlussleitung am Kabelverzweiger den Zugang zu Kabelkanélen zwischen Hauptver-
teiler und Kabelverzweiger zu gewidhren, soweit die Leerkapazititen vorhanden sind,
und Wettbewerbern den Zugang zu unbeschalteter Glasfaser fiir den Fall zu gewéhren,
dass aus technischen oder Kapazititsgriinden die Gewdhrung des Zugangs zu den Ka-
belkanélen nicht moglich ist. Die Entgelte fiir die Gewédhrung des Zugangs zu Kabel-
kandlen und unbeschalteter Glasfaser unterliegen ebenfalls der praventiven Entgeltregu-
lierung.

4.1.2.3 Anrufzustellung in einzelnen Mobilfunknetzen

93. Unter (Mobil-)Terminierung ist die Zustellung eines Anrufs aus dem Festnetz oder
einem Mobilfunknetz zu dem angerufenen Anschluss in einem Mobilfunknetz zu ver-
stehen. Diese Leistung kann ausschlieBlich durch den jeweiligen Mobilfunknetzbetrei-
ber erbracht werden. Daher gibt es keinen einheitlichen Markt fiir Terminierungsleis-
tungen in allen Netzen, sondern je Netz einen Markt. Einbezogen werden erstmals auch
virtuelle Mobilfunknetze, die von sog. Mobile Virtual Network Operators (MVNOs)
betrieben werden. MVNOs sind Anbieter ohne eigene Funknetze, aber mit eigenen
Netzstrukturen im Backbone-Bereich sowie einer eigenen Vermittlungsinfrastruktur
einschlieBlich Service-Plattformen. Ein (Full-)MVNO gibt eigene SIM-Karten aus und
verfligt iber eigene Mobilfunkcodes, mittels derer er in der Lage ist, das Routing der
Verkehrsmengen fast vollstindig selber zu iibernehmen. In Deutschland sind gegenwir-
tig mit der Vistream GmbH und der Ring Mobilfunk GmbH (Ring) zwei MVNOs am

59 Vgl. ebenda, Tz. 115 ff.
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Markt. Zusammen mit den vier Funknetzbetreibern gibt es daher sechs Markte fiir die
Terminierung in einzelne Mobilfunknetze. Jeder dieser Mérkte ist ein Monopolmarkt,
der nach den Feststellungen der Bundesnetzagentur weiterhin regulierungsbediirftig ist.
Der jeweilige Netzbetreiber bzw. MVNO verfiigt als Monopolist iiber betrdchtliche
Marktmacht und ist Adressat der Regulierung.

94. Bei den RegulierungsmafBnahmen differenziert die Bundesnetzagentur. Den Mobil-
funknetzbetreibern wird neben der Verpflichtung zur Zusammenschaltung und der
Nichtdiskriminierung die Ex-ante-Entgeltregulierung auferlegt. Die MVNOs sind zur
Netzzusammenschaltung, Nichtdiskriminierung und zur Transparenz, nicht jedoch zur
Entgeltregulierung verpflichtet.

95. Die seit der erstmaligen Verfiigung im Jahr 2006 strittige Frage nach der Zuléssig-
keit der Ex-ante-Regulierung der Terminierungsentgelte im Mobilfunk hat das Bundes-
verwaltungsgericht im Sinne der Bundesnetzagentur entschieden. Die Zuldssigkeit war
umstritten, da nach Auffassung des Verwaltungsgerichts Koln die Verpflichtung zur
Vorabgenehmigung der Entgelte unverhiltnisméBig ist.®® Die Ziele der Regulierung und
speziell der Entgeltregulierung des Telekommunikationsgesetzes seien danach bereits
mit der nachtrdglichen Regulierung der Terminierungsentgelte im Mobilfunk gewéhr-
leistet.” Zudem sah das Verwaltungsgericht den Ermessensspielraum der Behorde
durch die Vorgaben des § 30 Abs. 1 Satz 2 TKG zugunsten einer nachtriglichen Regu-
lierung eingeschriankt. Dem widersprach das Bundesverwaltungsgericht in seinem Ur-
teil vom 2. April 2008.* Es stellte fest, dass die Entscheidung, ob eine nachtrigliche
Entgeltregulierung zur Erreichung der Regulierungsziele ausreicht, von der Bundes-
netzagentur nach Maf3gabe des ihr zustehenden Regulierungsermessens zu treffen ist.
Die Bundesnetzagentur habe in ihrer Regulierungsverfiigung vom 30. August 2006
ohne Ermessensfehler dargelegt, dass eine Orientierung der Terminierungsentgelte im
Mobilfunk an dem strengeren Entgeltmalstab der Ex-ante-Regulierung angemessen ist.
Auch im Ubrigen bestitigte das Bundesverwaltungsgericht die Entscheidung der Regu-
lierungsbehdrde in vollem Umfang.

96. Wihrend sich die Mobilfunknetzbetreiber gegen die Verpflichtung zur Vorabregu-
lierung der Entgelte wehren, mochte der MVNO Ring ausdriicklich dieser Verpflich-
tung unterworfen werden oder alternativ génzlich aus der Regulierung entlassen wer-
den. Begriindet wird die Forderung nach einer Vorabregulierung damit, dass ein
MVNO deutlich héhere Terminierungskosten habe als ein Funknetzbetreiber. Es konne
diese aber bei der DTAG wegen deren iiberragender Nachfragemacht nicht durchsetzen.
Die Durchsetzung hoherer Entgelte konne nur auf der Grundlage einer Regulierungs-
verfligung der Bundesnetzagentur oder im Wege eines Zugangsverfahrens nach ge-
scheiterten Vertragsverhandlungen mit der DTAG erfolgen. Da solche Verhandlungen
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit scheitern wiirden, bevorzuge das Un-
ternechmen unmittelbar die Unterstellung unter die Ex-ante-Entgeltregulierung.

97. Die Monopolkommission teilt die Auffassung der Bundesnetzagentur, dass eine
Verpflichtung der MVNOs zur Vorabregulierung der Terminierungsentgelte unverhélt-

60 VG Koln, Urteil vom 8. Mérz 2007, 1 K 3918/06. Vgl. dazu auch Monopolkommission, Sondergut-
achten 50, a.a.O., Tz. 111.

61 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 111.

62 BVerwG, Urteil vom 2. April 2008, 6 C 16.07.

63 BNetzA, Beschliisse vom 30. August 2006, BK 4c-06-001/R bis BK 4c-06/004/R,
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nismdfig wire. Ring hat mit der DTAG eine Vereinbarung geschlossen, nach der die
von der DTAG an Ring zu zahlenden Engelte an die von E-Plus gekoppelt sind. Damit
ist gewahrleistet, dass Ring keine Entgelte von der DTAG fordert, die missbrauchlich
iiberh6ht sind. Eine Diskriminierung anderer Zusammenschlusspartner ist nach den
Ausfithrungen der Behorde ebenfalls nicht zu erwarten. Die Vorstellung von Ring, mit
Hilfe der Vorabregulierung hoéhere Terminierungsentgelte durchzusetzen, verkennt,
dass die Regulierung nicht darauf abzielt, einzelne Unternehmen zu schiitzen, sondern
darauf, eine Wettbewerbssituation mit Als-ob-Wettbewerbspreisen zu simulieren. Im
Wettbewerb ist es nicht vorstellbar, dass die Preise kleiner oder neu in den Markt ein-
tretender Wettbewerber fiir eine vergleichbare Leistung hoher sind als die der im Markt
etablierten Unternehmen. Vorstellbar wire eher, dass ein Unternehmen zum Zwecke
des Marktzutritts Preise verlangt, die unterhalb der Preise der eingesessenen Unterneh-
men liegen. Gleichwohl akzeptiert die Bundesnetzagentur bisher noch differenzierte
Terminierungsentgelte, da sie davon ausgeht, dass die Kosten der effizienten Leistungs-
bereitstellung bei den spiter lizenzierten E-Netzbetreibern hoher sind als bei den D-
Netzbetreibern. Dies mag auch fiir die MVNOs gelten. Mit der Orientierung an den (ho-
heren) Terminierungsentgelten von E-Plus diirfte dem Anliegen von Ring allerdings
Rechnung getragen sein.

98. Einwinde gegen die Regulierungsverfiigungen erhebt die Europdische Kommission.
Kritisiert wird, dass darin zwar die Verpflichtung zur Ex-ante-Regulierung, aber keine
konkreten Terminierungsentgelte festgelegt werden. Die Europédische Kommission ist
der Auffassung, dass die Entgelte flir die Terminierung in einzelnen Mobilfunknetzen,
Gleitpfade fiir deren Absenkung sowie die Methoden zur Kosten- und Preisberechnung
der Notifizierungspflicht gemafl Art. 7 Abs. 3 Rahmenrichtlinie unterliegen, da sie Aus-
wirkungen auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten haben.** Dem widerspricht die
Bundesnetzagentur. Sie sieht fiir die Notifizierung konkreter Um- und Durchsetzungs-
akte der Regulierung, wie etwa MaBBnahmen der Entgeltregulierung, keine Rechtsgrund-
lage und hat am 31. Mirz 2009 Entgelte fiir die Terminierung in einzelnen Mobilfunk-
netzen festgelegt, die am 1. April 2009 in Kraft getreten sind. Die Européische Kom-
mission hat daraufhin am 25. Juni 2009 ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die
Bundesrepublik Deutschland wegen der Nichtbeachtung von Transparenzvorschriften
der Europdischen Union bei der Regulierung der Mobilfunkzustellungsentgelte einge-
leitet.*

99. Die Monopolkommission sieht wie die Bundesnetzagentur keine Rechtsgrundlage
fiir die Beteiligung der Europédischen Kommission und der anderen nationalen Regulie-
rungsbehorden an konkreten Regulierungsentscheidungen der nationalen Behorde. Dem
Verfahren gemél Art. 7 Abs. 3 Rahmenrichtlinie unterliegen die Marktdefinition und
die Marktanalyse sowie die Auferlegung von (abstrakten) Regulierungsverpflichtungen.
Dazu gehoren die Fragen, ob dem Unternehmen mit betrdchtlicher Marktmacht iiber-
haupt eine Verpflichtung zur Entgeltregulierung aufzuerlegen ist und wenn, welche
Form der Entgeltregulierung angemessen ist. Davon zu unterscheiden ist die Durchfiih-
rung des Entgeltregulierungsverfahrens, an dessen Ende die Festsetzung eines bestimm-
ten Entgelts steht. Dabei gibt es weder ein nationales Konsultationsverfahren noch ein
Notifizierungsverfahren.

64 Vgl. Europdische Kommission, Stellungnahme gemaf Art. 7 Abs. 3 der Richtlinie 2002/21/EG vom
26. November 2008, SG-Greffe (2008) D/207093.
65 Vgl. Europidische Kommission, Pressemitteilung vom 25. Juni 2009, IP/09/1008.
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100. Die Europidische Kommission verlangt die Notifizierung der Terminierungsentgel-
te im Mobilfunk mit dem Argument, dass diese Auswirkungen auf den Gemeinsamen
Markt haben. Dasselbe gilt nach Auffassung der Europédischen Kommission auch fiir
die Terminierungsentgelte im Festnetz.®® Die Monopolkommission teilt diese Ansicht
nicht. Anders als bei den Entgelten fiir die Terminierung von Gespriachen in auslidndi-
schen Mobilfunknetzen (International Roaming) betreffen die Entgelte fiir die Termi-
nierung von Gespriachen aus inldndischen Netzen in inlédndische Netze nur den jeweili-
gen nationalen Markt. Dort, wo MaBBnahmen der Entgeltregulierung durch nationale Be-
horden Auswirkungen auf den Gemeinsamen Markt haben, wie bei den Roamingentgel-
ten fiir grenziiberschreitende Gespréche, bietet sich eine direkte Regulierung auf der
Gemeinschaftsebene eher an als Eingriffe liber das Beteiligungsverfahren geméal3 Art. 7
Abs. 3 Rahmenrichtlinie. Das Verfahren nach Art. 7 Abs. 3 Rahmenrichtlinie setzt die
Durchfiihrung eines nationalen Konsultationsverfahrens gemif3 Art. 6 Rahmenrichtlinie
voraus. Wiirde dieses nicht nur auf die Marktanalyse und die Auferlegung von Ver-
pflichtungen, sondern zusétzlich auf die nachgelagerten Entgeltregulierungsverfahren
angewendet, wiirde das den regulatorischen Aufwand und die Verfahrensdauer noch
einmal deutlich erhéhen, ohne dass dem ein entsprechender Nutzen gegeniiberstiinde.

4.1.2.4 Breitbandzugang (Bitstromzugang)

101. Breitbandzugang fiir Grokunden (Bitstromzugang) ist ein Vorleistungsprodukt,
mit dem alternative Internetzugangsanbieter ohne eigenes Netz oder alternative Netzbe-
treiber breitbandige Endkundenzuginge (DSL) realisieren konnen.” Der Anbieter von
Bitstromzugang iiberlasst dem Bitstromnachfrager Breitbandanschliisse und transpor-
tiert den dariiber gefiihrten Datenstrom iiber sein Konzentratornetz zu dem zugehorigen
Ubergabepunkt im Netz des Nachfragers. Die Bundesnetzagentur unterscheidet nach
der Ubertragungstechnologie des Verbindungsnetzes und dem Ubergabepunkt sachlich
relevante Mairkte fiir Layer-2-Bitstromzugang (bisher ATM-Bitstromzugang) und
Layer-3-Bitstromzugang (bisher IP-Bitstromzugang). Den beiden Bitstromzugangs-
mirkten entsprechen auf der Endkundenebene samtliche DSL-Anschliisse im Massen-
markt und im Premiumbereich. Wegen der Unterschiede bei der Erfiillung von Quali-
tétsstandards bedienen Layer-2- und Layer-3-Bitstromprodukte unterschiedliche Nach-
fragen: Layer-2-Bitstromprodukte werden vor allem von Unternehmen nachgefragt, die
als Service Provider oder Carrier Premiumanschliisse (ADSL-, SDSL-Anschliisse,
VDSL-Anschliisse) mit besonderen Qualititsgarantien anbieten. Layer-3-Bitstrompro-
dukte zielen dagegen auf Anbieter von ADSL-Anschliissen ohne besondere Qualitdtsga-
rantien fiir den Massenmarkt.

102. In Deutschland sind regulierte Bitstromzugangsprodukte seit Juli 2008 erhéltlich.
Daneben gibt es ein freiwilliges Angebot der DTAG sowie seit dem Jahr 2005 Angebo-
te alternativer Netzbetreiber. Die Angebote der alternativen Netzbetreiber basieren na-
hezu ausschlieBlich auf der gemieteten Teilnehmeranschlussleitung und sind daher nur
in von Wettbewerbern bereits erschlossenen Anschlussbereichen verfiigbar. Breitband-
anschlussprodukte werden mit unterschiedlichen Bandbreiten, gebiindelt mit einem
Schmalbandanschluss oder ungebiindelt sowie mit unterschiedlichen Ubertragungsqua-
litditen angeboten.

66 Vgl. Europidische Kommission, Pressemitteilung vom 27. Mérz 2009, 1P/09/489.
67 Vgl. dazu ausfiihrlich Monopolkommission, Sondergutachten 43, a.a.O., Tz. 116 ff.
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103. Von besonderer Bedeutung ist der Ende Oktober 2009 von der Bundesnetzagentur
zur nationalen Konsultation verdffentlichte Entwurf fiir eine Marktdefinition und
Marktanalyse deshalb, weil dabei erstmals {iber die Moglichkeit einer regional unter-
schiedlichen Regulierung in Deutschland entschieden wird.®® Ansatzpunkte fiir eine Re-
gionalisierung der Regulierung sind entweder die Abgrenzung regionaler Mirkte im
Rahmen der sachlichen Marktabgrenzung, wie in Grofbritannien oder Portugal, oder
die Differenzierung von Regulierungsmafinahmen in einem einheitlich nationalen
Markt, wie in Osterreich. Fiir eine Regionalisierung der Regulierung spicht, dass sich
die Wettbewerbsbedingungen auf den regionalen Teilmérkten fiir den Bitstromzugang
unterscheiden. Als Ankniipfungspunkt fiir die Abgrenzung von Regionen werden die
Anschlussbereiche im Netz des eingesessenen Unternehmens gesehen. Auf dieser Ebene
des Netzes besteht die Nachfrage zum entbiindelten Zugang zur Teilnehmeranschluss-
leitung am Hauptverteiler, {iber den wiederum alternative Anbieter ganz iiberwiegend
eigene Bitstromzugangsangebote realisieren. Im Netz der DTAG gibt es ca. 7.900
Hauptverteiler bzw. Anschlussbereiche, von denen zur Zeit etwa 3.800 durch Wettbe-
werber erschlossen sind. Die Anschlussbereiche unterscheiden sich im Hinblick auf ihre
GroBe (Anzahl der Teilnehmeranschliisse) und die Anzahl der dort titigen Anbieter von
Bitstromzugangsprodukten. In vielen Anschlussbereichen bietet lediglich die DTAG
Bitstromzugang an, in anderen Anschlussbereichen gibt es neben der DTAG einen oder
mehrere alternative Anbieter. Ein Anschlussbereich gilt als wettbewerblich, wenn er
eine Mindestgrof3e von 4.000 Teilnehmeranschliissen hat, dort mindestens vier Anbieter
von Bitstromzugangsprodukten aktiv sind und die DTAG auf dem zugehorigen End-
kundenmarkt fiir Breitbandanschliisse einen Marktanteil von weniger als 50 % hat. Die
Mindestgrofle von 4.000 Teilnehmeranschliissen ist nach Auffassung der Bundesnetz-
agentur notwendig, damit ein Wettbewerber mit einem begrenzten Marktanteil — unter-
stellt werden 16 % — eine effiziente Betriebsgrofe erreichen kann. Ein Marktanteil der
DTAG von weniger als 50 % auf den zugehorigen Endkundenmérkten fiir Breitbandan-
schliisse ldsst auf eine gewisse Wettbewerbsintensitit auch auf dem Vorleistungsmarkt
fiir Bitstromzugang schliefen. Die Vier-Anbieter-Regel bezieht sich auf die Verhiltnis-
se in Deutschland, wo derzeit vier Unternehmen {iiberregional Bitstromzugang anbieten
(DTAG, Telefonica, Arcor und QSC). Sie wird aber auch als Kriterium fiir das Beste-
hen von Wettbewerb auf den britischen Mérkten fiir Bitstromzugang genutzt.*

104. Die von der Bundesnetzagentur genannten Kriterien fiir einen durch Wettbewerb
gekennzeichneten Bitstromzugangsmarkt sind in 771 Anschlussbereichen im Netz der
DTAG mit insgesamt ca. 9 Mio. Teilnehmeranschliissen und ca. 5 Mio. realisierten
DSL-Anschliissen erfiillt. Gleichwohl lehnt die Bundesnetzagentur die Abgrenzung re-
gionaler Mirkte und die Regionalisierung der Regulierung ab. Dagegen sprechen nach
Auffassung der Behorde vier Griinde:

«  Der durchschnittliche Marktanteil der DTAG beim Bitstromzugang liegt in den

771 identifizierten Regionen trotz der Existenz von drei Wettbewerbern in einer
GroBenordnung, die nicht auf nachhaltigen Wettbewerb schlieBen ldsst.” Damit

68 Vgl. ABL. BNetzA Nr. 20 vom 21. Oktober 2009, S. 4059, Mitteilung Nr. 529/2009.

69 Vgl. Office of Communications (Ofcom), Review of the wholesale broadband access markets — Fi-
nal explanatory statement and notification, London, 21. Mai 2008.

70 Der durchschnittliche Marktanteil der DTAG ist in dem Entwurf als Geschéftsgeheimnis gekenn-
zeichnet.
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unterscheiden sich die Wettbewerbsbedingungen in den wettbewerblichen und
weniger wettbewerblichen Regionen nicht wesentlich.

Es bestehen Unsicherheiten im Hinblick auf die zukiinftige Entwicklung der
Wettbewerbsverhiltnisse auf den Mérkten fiir Bitstromzugang, da das Bitstrom-
zugangsprodukt der DTAG zum Zeitpunkt der Datenabfrage noch relativ neu
war und keine abschlieBende Einschidtzung zuldsst.

Mit dem Abbau von Hauptverteilern im Zuge der Migration zu Next Generation
Networks entfillt auch der entbiindelte Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung
am Hauptverteiler.”' Da der Bitstromzugang durch alternative Anbieter auf der
Grundlage des Zugangs zur Teilnehmeranschlussleitung basiert, wird auch das
Angebot von Bitstromzugang durch alternative Anbieter in diesen Regionen ent-
fallen. Die Auswirkungen auf den Wettbewerb auf den Vorleistungs- und den
zugehorigen Endkundenmaérkten lassen sich aus Sicht der Bundesnetzagentur
gegenwirtig noch nicht abschéitzen.

Preisdifferenzierungen konnen auf dem Markt fiir Bitstromzugang nicht zur Un-
terscheidung von regionalen Mérkten herangezogen werden, da die Entgelte der
DTAG der Ex-ante-Regulierung unterliegen und bundeseinheitlich sind. Auch
auf den zugehorigen Endkundenmarkten fiir Breitbandzugéinge sind — mit weni-
gen Ausnahmen — keine regionalen Preisdifferenzierungen feststellbar.

105. Im Rahmen ihrer Marktanalyse kommt die Bundesnetzagentur zu dem Ergebnis,
dass die beiden bundesweit abzugrenzenden Mérkte fiir den Layer-2- und Layer-3-Bit-
stromzugang weiterhin die Kriterien des Telekommunikationsgesetzes fiir die Regulie-
rungsbediirftigkeit erfiillen und dass die DTAG auf beiden Mirkten iiber betridchtliche
Marktmacht verfiigt. In dem gleichzeitig zur Konsultation gestellten Entwurf einer Re-
gulierungsverfiigung verpflichtet die Bundesnetzagentur die DTAG dazu, Nachfragern
Bitstromzugang zu gewidhren, die Vereinbarungen diskriminierungsfrei im Sinne von
§ 19 TKG zu gestalten und Transparenz im Hinblick auf die Preise herzustellen. Die
Entgelte sowohl fiir den Layer-2 als auch den Layer-3-Bitstromzugang unterliegen der
nachtrdglichen Regulierung geméfl § 38 TKG. Damit reduziert die Bundesnetzagentur
die Regulierungsintensitit auf dem Markt fiir den IP-Bitstromzugang (Layer-3-Bit-
stromzugang), der bisher der Entgeltgenehmigung gemif § 30 Abs. 1 Satz 1 TKG un-
terliegt.

106. Die Monopolkommission steht der Regionalisierung der Regulierung von Tele-
kommunikationsmérkten grundsétzlich positiv gegeniiber. Die Regionalisierung eroff-
net die Moglichkeit, Regulierung schneller abzubauen, als dies im nationalen Kontext
moglich wire. Die damit verbundenen Risiken fiir den Wettbewerb oder den Infrastruk-
turausbau werden iiberschédtzt. Die praktischen Probleme, wie die Zunahmen der An-
zahl der zu regulierenden Teilmérkte oder die Schwierigkeiten bei der Gewéhrleistung
der Konsistenz von Entgelten, miissen angegangen werden. Sie konnen jedenfalls kein
Argument dafiir sein, auf mogliche Deregulierungsschritte zu verzichten. Die Monopol-
kommission sieht als Kandidaten fiir eine Regionalisierung der Regulierung die Mérkte
fiir den Bitstromzugang sowie den Endkundenmarkt fiir Teilnehmeranschliisse. Auf die-
sen Mirkten sind die Wettbewerbsbedingungen nicht mehr hinreichend homogen, um
sie rdumlich als einheitliche nationale Mérkte abzugrenzen. Keine akute Notwendigkeit

71 Vgl. dazu auch Kapitel 6.
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zur Regionalisierung gibt es auf dem Markt fiir den Zugang zur Teilnehmeranschluss-
leitung. Hier sind die Wettbewerbsbedingungen weiterhin homogen, da die DTAG
durchgehend Alleinanbieter ist und es keine Teilmérkte mit mehreren alternativen An-
bietern gibt. Keinen Bestand bei einer regional differenzierten Regulierung wird vor-
aussichtlich die Tarifeinheit im Raum haben, die allerdings aus 6konomischer Sicht oh-
nehin fragwiirdig ist. Sie entspricht nicht dem Wettbewerbsprinzip und schadet den
Endkunden im ldndlichen Raum mehr, als sie ithnen nutzt, da die Dienste, wie etwa der
Breitbandzugang, dort schlicht nicht angeboten werden, wenn die Kosten des Dienstes
hoher sind als dessen Einheitspreis.”> Zudem sind heute bereits in Ballungszentren mit
Wettbewerb de facto giinstigere Angebote zu erhalten als in landlichen Regionen ohne
Wettbewerb.

107. Voraussetzung fiir die Regionalisierung der Regulierung ist nach Auffassung der
Monopolkommission die Abgrenzung regionaler Miarkte im Rahmen der rdumlichen
Marktabgrenzung. Ein rdumlich relevanter Markt ist ein Gebiet mit hinreichend homo-
genen Wettbewerbsbedingungen. Die Homogenitit von Wettbewerbsbedingungen lésst
sich anhand von Kriterien, wie der Marktstruktur, der Existenz von Produkt-, Preis-
oder Rabattdifferenzierungen, dem Bestehen von Marktzutrittsbarrieren oder von Préfe-
renzen der Nachfrager, bestimmen. Die Abgrenzung von regionalen Mairkten ist eine
notwendige, aber keine hinreichende Bedingung fiir die Regionalisierung der Regulie-
rung. In einem zweiten Schritt ist im Rahmen der Marktanalyse zu untersuchen, ob auf
den regionalen Markten die Voraussetzungen des § 10 Abs. 2 TKG fiir die Regulie-
rungsbediirftigkeit gegeben sind. Dabei kann sich zeigen, dass diese Voraussetzungen
auf einem Teil der regionalen Markte nicht mehr gegeben sind, es kann sich aber auch
zeigen, dass weiterhin sdmtliche Regionalmaérkte zu regulieren sind.

108. Nach Auffassung der Monopolkommission rechtfertigt in Deutschland die Unter-
schiedlichkeit der Wettbewerbsbedingungen in den Anschlussbereichen die Abgrenzung
mehrerer regionaler Mérkte flir Bitstromzugang, die, wie in Grofbritannien, jeweils
eine groflere Anzahl von Anschlussbereichen mit dhnlichen Strukturen umfassen, ohne
dass die Anschlussbereiche ein zusammenhéngendes Gebiet ergeben. Abgegrenzt wer-
den konnten zum Beispiel — vorbehaltlich einer ndheren Untersuchung durch die Bun-
desnetzagentur — vier Mérkte: Markt 1 wiirde Anschlussbereiche umfassen, auf denen
die DTAG Alleinanbieter ist und die aufgrund ihrer geringen GroBe (kleiner als 4.000
Teilnehmeranschliisse) fiir wettbewerbliche Angebote nicht infrage kommen. Markt 2
wiirde Anschlussbereiche umfassen, in denen die DTAG zwar aktuell Alleinanbieter ist,
aber potenzieller Konkurrenz durch Anbieter ausgesetzt ist, die bereits Zugang am
Hauptverteiler haben und auf dem Endkundenmarkt Breitbandanschliisse anbieten, ak-
tuell aber nicht auf dem Vorleistungsmarkt fiir Bitstromzugang aktiv sind. Markt 3 wiir-
de Anschlussbereiche umfassen, die von Wettbewerbern erschlossen sind, von denen
ein bis zwei Wettbewerber neben Endkundenleistungen auch Bitstromzugang anbieten.
Markt 4 schlieBlich wiirde Anschlussbereiche mit mindestens vier aktuellen Anbietern
von Bitstromzugang umfassen. Die moglichen Auswirkungen einer Deregulierung des
Bitstromzugangs auf den Wettbewerb, den Infrastrukturausbau oder die Endkunden-
mairkte fiir Breitbandanschliisse sind nicht im Rahmen der Marktabgrenzung, sondern
bei der Marktanalyse zur Feststellung der Regulierungsbediirftigkeit und dem Bestehen

72 Vgl. Weizsicker, C.C. von, Regionalisierung der Regulierung im Bitstromzugangs-Markt? Gutach-
ten fiir die Deutsche Telekom AG, September 2008, S. 21.
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betrachtlicher Marktmacht zu untersuchen. Gegebenenfalls kéime die Bundesnetzagen-
tur hier zu dem Ergebnis, dass die Voraussetzungen fiir eine Regulierung auf einem der
Mairkte nicht mehr gegeben ist. Nicht auszuschlieen ist, dass alle abgegrenzten Regio-
nalmérkte weiterhin zu regulieren sind. Die Bundesnetzagentur miisste schlielich prii-
fen, ob auf den weiterhin zu regulierenden Mérkten gleiche oder unterschiedliche Ver-
pflichtungen auferlegt werden.

4.2 Entgeltregulierung

109. Die wichtigsten Genehmigungsverfahren seit Anfang 2008 betrafen die Entgelte
fiir den Bitstromzugang, die Zusammenschaltung, die Teilnehmeranschlussleitung so-
wie die Mobilfunkterminierung. Daneben hat die Bundesnetzagentur im Mai 2009 einen
Entwurf fiir Hinweise zur konsistenten Entgeltregulierung im Sinne des § 27 Abs. 2
TKG vorgelegt. Umstritten in den Verfahren waren unter anderem die Kalkulation des
Investitionswertes der Teilnehmeranschlussleitung auf der Basis reiner Wiederbeschaf-
fungskosten, die Beriicksichtigung der Kosten des Personalabbaus bei der DTAG sowie
die Bewertung der Kosten der UMTS-Lizenzen fiir die Ermittlung der effizienten Kos-
ten der Mobilfunkterminierung. Die Genehmigungsverfahren standen zudem im Blick-
punkt des Offentlichen Interesses, weil die DTAG ein Junktim zwischen der Hohe der
genehmigten Entgelte fiir die Teilnehmeranschlussleitung und Investitionen in den Aus-
bau ihrer Breitbandnetze hergestellt hat. AuBerdem hat die Europédische Kommission
die Notifizierung der Mobilfunkterminierungsentgelte verlangt und ein Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland eingeleitet, nachdem die Bun-
desnetzagentur der Aufforderung nicht gefolgt war.

4.2.1 IP-Bitstromzugang

110. Die Bundesnetzagentur hat das erste Entgeltregulierungsverfahren fiir den IP-Bit-
stromzugang im Mai 2008 abgeschlossen.” Es stand im Mittelpunkt des Interesses, weil
die Nutzer anderer Vorleistungen fiir die Realisierung von Breitbandanschliissen, insbe-
sondere die Nutzer der Teilnehmeranschlussleitung, Beflirchtungen im Hinblick auf die
Tragfahigkeit ihres Endkundengeschéftsmodells hatten. Ein in Relation zu dem Entgelt
fiir die Teilnehmeranschlussleitung zu niedriges Entgelt fiir den Bitstromzugang héitte
die Bitstrom-orientierten Anbieter auf dem Endkundenmarkt fiir Breitbandzugénge be-
vorzugt und die Investitionen der TAL-orientierten Anbieter in eigene Infrastrukturen
entwertet. Die Bundesnetzagentur hatte die gemiB3 den Kosten der effizienten Leis-
tungsbereitstellung ermittelten Entgelte Kosten-Kosten-Scheren-Tests unterworfen. Da-
bei waren die Kosten eines Nachfragers nach IP-Bitstrom den Kosten der Nachfrager
anderer Vorleistungen zur Realisierung von Breitbandanschliissen gegeniiberzustellen.
Im Einzelnen waren dies die Kosten der Nachfrager nach dem entbiindelten Zugang zur
Teilnehmeranschlussleitung und zu Line Sharing sowie die Kosten der Reseller. Die
Regulierungsbehorde geht davon aus, dass keine Kosten-Kosten-Schere besteht, wenn
die monatlichen Kosten des IP-Bitstromnachfragers hoher sind als die Kosten der Nut-
zer anderer Vorleistungen. Das ist bei simtlichen Varianten des IP-Bitstromzugangs so-
wie bei allen alternativen Vorleistungen der Fall. Auf dieser Grundlage geht die Bun-

73 BNetzA, Beschluss vom 13. Mai 2008, BK 3c¢c-08-004 sowie dies., Anderungsbeschluss vom
26. Mai 2008, BK 3¢c-08-004.
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desnetzagentur davon aus, dass es keine Verzerrungen des Wettbewerbs der unter-
schiedlichen Geschiftsmodelle bei der Realisierung von Breitbandanschliissen durch al-
ternative Anbieter auf der Endkundenebene gibt und dass insbesondere der Infrastruk-
turausbau der TAL-orientierten Wettbewerber nicht beeintrachtigt wird.

111. Genehmigt wurde zunéchst mit einer Laufzeit bis Ende Juni 2009 fiir die beson-
ders wichtige Stand-alone-Variante des Bitstromzugangs, bei der ein Endkunde neben
dem DSL-Anschluss keinen Telefonanschluss der DTAG mehr benétigt, ein Grundpreis
in Hohe von 19,15 EUR, der sich erhoht, wenn der Nachfrager eine hohere durch-
schnittliche Bandbreite in Anspruch nimmt. Das Entgelt wurde im September 2009 mit
einer Laufzeit bis Ende November 2010 auf 18,32 EUR gesenkt.”* Verantwortlich fiir
die Absenkung der Entgelte sind Anpassungen, die sich aus Anderungen bei den Ent-
gelten fiir andere Vorleistungen ergeben haben, die in die Kalkulation einflieen, sowie
gesunkene Preise bei der Ubertragungstechnik.

4.2.2 Zusammenschaltung (Interconnection)

112. Mit Wirkung zum 1. Dezember 2008 hat die Bundesnetzagentur neue Entgelte fiir
die Zusammenschaltung (sog. Interconnection-Entgelte) verfligt.”> Erstmals steigen die-
se Entgelte im Vergleich zu der vorherigen Regulierungsperiode um durchschnittlich
4,4 % an. Die Entgelte liegen, je nach den Netzebenen, die bei der Durchleitung beriihrt
werden, und je nach der Tageszeit (Haupt- oder Nebenzeit) zwischen 0,38 und
1,34 Cent/Minute. Begriindet wird die Preisanhebung mit den zuriickgehenden Ver-
kehrsmengen im klassischen Telefonnetz, ausgeldst durch die Verlagerung von Gespra-
chen in die Mobilfunknetze und das Internet (VoIP), die zu héheren Kosten je Minute
fiihrt. Zwar stellt die Bundesnetzagentur zugleich Kostensenkungen durch Effizienzver-
besserungen beim Netzbetrieb fest. Diese konnen allerdings den entgelterhohenden Ef-
fekt der Verkehrsmengenreduzierung nicht vollstdndig ausgleichen.

113. Zudem hat die Bundesnetzagentur erstmals die von der DTAG geltend gemachten
Kosten des Personalabbaus, speziell die Aufwendungen fiir Abfindungszahlungen und
Riickstellungen fiir Vorruhestandsregelungen sowie das Defizit der Personalauffangge-
sellschaft Vivento, beriicksichtigt. Bei diesen Kosten handelt es sich nach Auffassung
der Behorde um Aufwendungen gemél § 31 Abs. 3 TKG, die iiber die Kosten der effi-
zienten Leistungsbereitstellung hinaus beriicksichtigt werden konnen, soweit hierfiir
eine rechtliche Verpflichtung besteht oder eine sonstige sachliche Rechtfertigung nach-
gewiesen wird. Die Kosten fiir den Personalabbau sind danach keine Kosten der effizi-
enten Leistungsbereitstellung, da weder die Kréfte von Vivento noch die iiber das Per-
sonalrestrukturierungsprogramm freigesetzten Mitarbeiter zur Leistungserstellung bend-
tigt werden. Sie seien aber begriindet, da die DTAG aus beamtenrechtlichen oder tarif-
vertraglichen Vorgaben verpflichtet sei, die Kréfte weiter zu beschéftigen. Die Abfin-
dungszahlungen und Vorruhestandsregelungen seien sachlich gerechtfertigt, weil sie zu
Effizienzsteigerungen bei der DTAG fiihren. Bei den Kosten von Vivento wurde be-
riicksichtigt, dass dort Beschiftigte zeitweise unternehmensintern und -extern eingesetzt
werden und auf diese Weise Ertridge erwirtschaften, die bei der Ermittlung des Defizits
der Personalauffanggesellschaft gegengerechnet werden.

74 BNetzA, Beschluss vom 14. September 2009, BK 3e-09-044.
75 BNetzA, Beschluss vom 28. November 2008, BK 3¢-08-137.
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114. Die Monopolkommission teilt die Auffassung, dass das Defizit der Personalauf-
fanggesellschaft Vivento als Aufwendungen im Sinne von § 31 Abs. 3 Satz 1 1. Alt.
TKG gelten kann. Voraussetzung ist, dass bei Vivento nur Arbeitnehmer beschiftigt
werden, fiir die keine Kiindigungsmoglichkeit besteht. Fraglich ist hingegen, ob Abfin-
dungen und Vorruhestandsregelungen ihre sachliche Rechtfertigung als Aufwendungen
im Sinne von § 31 Abs. 3 Satz 1 2. Alt. TKG darin finden, dass sie zu Effizienzsteige-
rungen bei der DTAG fiihren. Problematisch ist jedenfalls insoweit, dass die Wettbe-
werber des regulierten Unternehmens die Rationalisierungsinvestitionen ihres grofiten
Konkurrenten finanzieren. Je grofer die Rationalisierungsanstrengungen des regulierten
Unternehmens ausfallen, desto hohere Vorleistungsentgelte miissen die Wettbewerber
zahlen. Aus 6konomischer Sicht akzeptabel ist das nach Auffassung der Monopolkom-
mission nur dann, wenn die Rationalisierungsvorteile des regulierten Unternehmens in
der folgenden Regulierungsperiode in Form sinkender Vorleistungsentgelte an die
Wettbewerber weitergegeben werden.

4.2.3 Teilnehmeranschlussleitung

115. Die Bundesnetzagentur hat die Entgelte fiir den entbiindelten Zugang zur Teilneh-
meranschlussleitung mit Wirkung zum 1. April 2009 fiir zwei Jahre von 10,50 EUR auf
10,20 EUR gesenkt.”” Die DTAG hatte in ihrem Antrag eine Erh6hung auf 12,90 EUR
gefordert. Die Wettbewerber hielten dagegen eine weitaus deutlichere Absenkung fiir
erforderlich. Strittig an der Entscheidung ist insbesondere die ausschlieBliche Verwen-
dung von Wiederbeschaffungskosten bei der Ermittlung des Entgelts fiir die Teilneh-
meranschlussleitung. Die DTAG hat als Reaktion auf die Absenkung die Uberpriifung
von Investitionen fiir den Breitbandausbau auf dem Lande angekiindigt.”

116. Die Reduzierung des Entgelts um knapp 3 % ergab sich aufgrund gegenlaufiger
Kosteneffekte. Im Vergleich zu der vorangegangenen Regulierungsentscheidung aus
dem Jahr 2007 hat sich nach den Ermittlungen der Bundesnetzagentur der Investitions-
wert des Anschlussnetzes wegen gestiegener Tiefbau- und Kupferpreise erhoht. Dem
steht eine Absenkung der realen kalkulatorischen Zinsen gegeniiber, die sich als Folge
der Unternehmenssteuerreform 2008, gesunkener Eigenkapitalrenditen sowie einer ho-
heren Inflationsrate ergibt.

117. Die Bundesnetzagentur hat die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung, die
die Entgelte im Genehmigungsverfahren nicht iiberschreiten diirfen, wie bei allen vor-
angegangenen Entscheidungen zur Teilnehmeranschlussleitung auf der Grundlage von
Wiederbeschaffungskosten ermittelt. Gemeint sind damit Kosten, die einem Betreiber
fiir die Errichtung einer vollstandig neuen Teilnehmeranschlussinfrastruktur entstehen
wiirden. Unberiicksichtigt bleiben historische Kosten, die dem Betreiber des Teilneh-
meranschlussnetzes tatsdchlich entstanden sind, abziiglich der bereits erfolgten Ab-
schreibungen. Das ist aus rechtlicher und 6konomischer Perspektive umstritten. Die Re-
gulierungsbehorde rechtfertigt ihr Vorgehen damit, dass sie bei der Bestimmung der
Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung und auch bei der Frage nach dem Kos-
tenbeurteilungsmafBstab fiir den Investitionswert einen vollumfanglichen Beurteilungs-
spielraum habe.” Bei der Abwigung der Interessen der DTAG als Antragstellerin und

76 BNetzA, Beschluss vom 31. Mirz 2009, BK 3¢-09-005.
77 DTAG, Telekom fiberpriift Investitionen fiir Breitbandausbau, Pressemitteilung vom 2. April 2009.
78 Vgl. BNetzA, Beschluss vom 31. Mérz 2009, BK 3¢-09-005, S. 19 ff.
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der Wettbewerber als Nutzer der Vorleistung sowie in Anbetracht des Regulierungsziels
der Forderung eines nachhaltigen Wettbewerbs und effizienter Infrastrukturinvestitio-
nen sei eine ausschlieBliche Kalkulation auf der Basis von Wiederbeschaffungswerten
gerechtfertigt.

118. Streitig ist, ob die ausschlieBliche Beriicksichtigung von Wiederbeschaffungkosten
mit dem europdischen Telekommunikationsrecht vereinbar ist. Der Europidische Ge-
richtshof hatte in einem Vorabentscheidungsverfahren, bei dem es um mehrere Vorla-
gefragen des Verwaltungsgerichts Koln ging, entschieden, dass die nationalen Regulie-
rungsbehorden bei der Ermittlung der Kosten fiir den entbiindelten Zugang zur Teilneh-
meranschlussleitung die tatsdchlichen Kosten beriicksichtigen miissen, die sich aus den
historischen Kosten und den voraussichtlichen Kosten ergeben.” Die voraussichtlichen
Kosten wiederum sind gegebenenfalls aufgrund des Wiederbeschaffungswertes des Net-
zes oder bestimmter Teile davon zu kalkulieren.® Die Bundesnetzagentur sieht in dieser
Feststellung keine Verpflichtung, bei der Ermittlung der Kosten fiir die Teilnehmeran-
schlussleitung sowohl historische als auch aktuelle Kosten zu beriicksichtigen. Der Eu-
ropdische Gerichtshof gestehe der nationalen Regulierungsbehdrde bei der Bestimmung
der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung einen Beurteilungsspielraum zu, der
auch die Kalkulation und Genehmigung von ausschlieBlich auf der Grundlage von Wie-
derbeschaffungskosten ermittelten Entgelte ermdglicht. Im Rahmen der Abwigung sei
daher zu priifen, ob den Regulierungszielen, den Interessen der Antragstellerin und den
Interessen der Nutzer besser durch die Kalkulation der Entgelte auf der Grundlage von
historischen Kosten oder von Wiederbeschaffungskosten Rechnung getragen wird. Die-
se Abwigung gehe zugunsten der Wiederbeschaffungskosten aus. Fine andere Auffas-
sung vertritt das Verwaltungsgericht Ko6In. Es interpretiert den Europdischen Gerichts-
hof dahingehend, dass weder eine ausschlieBlich auf den aktuellen Kosten noch eine
ausschlieBlich auf historischen Kosten basierende Kostenberechnungsmethode zulédssig
ist." Es hat mit Hinweis auf die Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs Be-
schliisse der Bundesnetzagentur zur Regulierung des entbiindelten Zugangs zur Teilneh-
meranschlussleitung aus den Jahren 1999 und 2001 — soweit sie die monatlichen Uber-
lassungsentgelte betreffen — als rechtswidrig beanstandet. Ahnlich wie das Verwal-
tungsgericht interpretieren zwei Rechtsgutachten den Européischen Gerichtshof.*? Kiih-
ling/Heimeshoff sehen bei der Regulierungsbehdrde zwar einen Spielraum im Hinblick
auf die Bestimmung der Kosten des effizienten Netzes auf der Basis historischer und
aktueller Kosten, aber keine Moglichkeit der ausschlieBlichen Orientierung an dem
einen oder anderen Maf3stab.* Nach Klotz/Brandenberg verdeutlicht das Konzept der
tatsdchlichen Kosten des Europdischen Gerichtshofs, dass eine ausschlieBliche Verwen-
dung der Wiederbeschaffungskosten nicht zuléssig ist.**

79 Vgl. EuGH, Urteil vom 24. April 2008, Rs. C-55/06, Rn. 115, 119.

80 Vgl. ebenda, Rn. 119.

81 Vgl. VG Kéln, Urteil vom 27. November 2008, 1 K 1749/99, Rn. 96 ff.

82 Vgl. Kiihling, J., Heimeshoff, U., Die Entgeltregulierung der Kupfer-TAL vor dem Hintergrund der
NGA-Migration, Gutachten im Auftrag des VATM, 27. Januar 2009; Klotz, R., Brandenberg, A.,
Vorgaben des Gemeinschaftsrechts zur Festsetzung des TAL-Preises, Gutachten im Auftrag des
Bundesverbandes Breitbandkommunikation BREKO e.V., 24. Februar 2009.

83 Vgl. Kiihling, J., Heimeshoff, U., Die Entgeltregulierung der Kupfer-TAL vor dem Hintergrund
der NGA-Migration, a.a.0., S. 34.

84 Vgl. Klotz, R, Brandenberg, A., a.a.0., S. 18.
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119. Aus dkonomischer Sicht ist der Riickgriff auf Wiederbeschaffungskosten bei der
Ermittlung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung gerechtfertigt, weil da-
durch Entgelte simuliert werden, die sich bei funktionsfihigem Wettbewerb ergeben
wiirden. Unterstellt wird eine Entscheidungssituation, bei der ein Neueinsteiger die
Wahl zwischen Investitionen in ein eigenes Netz oder die Miete der Teilnehmeran-
schlussleitung hat. Dabei sind die aktuell entstehenden und zukiinftig anfallenden Kos-
ten relevant und nicht die historischen Kosten. Bei der Beriicksichtigung der Wiederbe-
schaffungskosten wird sichergestellt, dass der Infrastrukturinhaber geniigend Mittel und
Anreize hat, sein Netz zu erhalten und auf den neuesten Stand zu bringen. Fraglich ist
allerdings, ob die alleinige Verwendung von Wiederbeschaffungskosten bei der Ermitt-
lung der TAL-Entgelte vor dem beschriebenen rechtlichen Hintergrund aufrechterhalten
werden kann und ob diese Praxis in Anbetracht der Migration zu Next Generation Net-
works weiter angemessen ist.®

120. Die Angemessenheit der alleinigen Verwendung von Wiederbeschaffungskosten
steht bei der Migration zu einem neuen Netz infrage, weil die Investitionen in das iiber-
kommene (Kupfer-)Netz auf ein Mindestmal} reduziert werden, wenn dieses in kurzer
Perspektive — ganz oder teilweise — durch ein neues Glasfasernetz ersetzt werden soll.®
Unterstellt wird, dass der Netzinhaber in diesem Fall keine Mittel mehr fiir die Moder-
nisierung des Netzes aufbringt. Werden die Kosten der effizienten Leistungsbereitstel-
lung weiterhin auf der Grundlage von Wiederbeschaffungskosten bestimmt, konnen die
Entgelte fiir den Netzzugang deutlich {iberhoht sein. Das abgeschriebene (Kupfer-)Netz
wird hochprofitabel mit der Folge, dass Anreize fiir das eingesessene Unternehmen be-
stehen, das alte Netz langer als notwendig zu nutzen und Investitionen in neue Netze zu
verzogern. Gleichzeitig werden den alternativen Netzbetreibern, die weiterhin auf den
Zugang zu dem alten Netz angewiesen sind, Mittel fiir eigene Investitionen in neue Net-
ze entzogen.

121. Nach Auffassung der Monopolkommission folgt daraus allerdings nicht, dass die
Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung auf der Grundlage historischer Kosten zu
ermitteln sind. Eine Abkehr von den Wiederbeschaffungskosten hie3e, die Fiktion eines
Als-ob-Wettbewerbspreises als Ziel der Entgeltregulierung aufzugeben. Abzugehen ist
vielmehr von der Praxis, die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung allein auf
der Grundlage der Wiederbeschaffungskosten des bestehenden Netzes zu ermitteln.
Steht, wie in der gegenwdrtigen Situation, ein Umbruch bei der Netztechnologie an,
wiirde ein effizientes Unternehmen auf einem hypothetischen Wettbewerbsmarkt nicht
mehr in das alte Netz investieren, sondern unmittelbar das moderne, kostengiinstigere
Netz errichten. Daraus folgt, dass sich ein Neueinsteiger bei der Wahl zwischen Investi-
tionen in ein eigenes Netz oder der Miete der Teilnehmeranschlussleitung nicht mehr an
den Kosten des bestehenden, sondern denen des zu errichtenden neuen Netzes orien-
tiert. Bei der Ermittlung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung ist damit
von der alleinigen Beriicksichtigung der Wiederbeschaffungskosten des alten Netzes ab-
zuweichen. Ist das neue Netz, wie es bei dem Next Generation Network der Fall zu sein
scheint, kostengiinstiger, bilden die aktuell entstehenden und zukiinftig anfallenden

85 Vgl. Kiihling, J., Heimeshoff, U., Die Entgeltregulierung der Kupfer-TAL vor dem Hintergrund der
NGA-Migration, a.a.0.,
86 Vgl. Kapitel 6.
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Kosten des neuen Netzes eine Obergrenze fiir die Wiederbeschaffungskosten des beste-
henden Netzes.

122. Bedenklich ist die Ankiindigung der DTAG, ihre Investitionen fiir den Breitband-
ausbau in den unversorgten Gebieten im ldndlichen Raum um ein Drittel zu kiirzen,
weil die Vorleistungsentgelte nicht wie beantragt gestiegen sind, sondern gekiirzt wur-
den.” Eine solche Reaktion zielt darauf ab, politischen Druck auf die Entscheidungen
der Regulierungsbehorde auszuiiben. Die Monopolkommission begriifit ausdriicklich,
dass sich bisher weder die Entscheidungstriager in der Politik noch die Regulierungsbe-
horde davon beeinflussen lieBen. Die Politik sollte dieses Vorgehen der DTAG zum
Anlass nehmen, die Unabhingigkeit der Bundesnetzagentur weiter zu stirken.*® Dazu
gehort auch, dass die materielle Privatisierung der DTAG weiter vorangetrieben wird.

4.2.4 Mobilfunkterminierung

123. Mit Wirkung zum 1. April 2009 hat die Bundesnetzagentur im Rahmen von vier
Regulierungsverfahren die Entgelte fiir die Terminierung von Gespréichen in einzelnen
Mobilfunknetzen gesenkt. Die neuen Entgelte betragen 6,59 Cent/Minute (nach 7,92
Cent/Minute) fiir die D-Netzbetreiber T-Mobile und Vodafone sowie 7,14 Cent/Minute
(nach 8,80 Cent/Minute) fiir die E-Netzbetreiber E-Plus und O2. Die beiden Betreiber
virtueller Mobilfunknetze (Mobile Virtual Network Operators, MVNOs) unterliegen
keiner Entgeltregulierung. Begriindet wird die Tarifreduzierung mit den deutlich gestie-
genen Verkehrsmengen in den Mobilfunknetzen, die bei einer stabilen Kostensituation
und effizienten Netzen zu geringeren Kosten der Terminierung pro Minute fiithren. Die
Tarifspreizung zwischen den D- und E-Netzbetreibern bleibt erhalten. Sie wird aber
weiter reduziert, weil die Nachteile der E-Netzbetreiber aus dem spdteren Marktzutritt
und der unterschiedlichen Frequenzausstattung fortschreitend abnehmen. Berticksichtigt
bei der Kalkulation der Terminierungsentgelte wurden neben den Netzkosten auch die
Kosten der UMTS-Lizenzen auf der Basis aktueller Wertermittlungen. Die Entgelte
wurden bis zum 30. November 2010 festgelegt.

124. Die Ermittlung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung fiir die beiden
Netzbetreiber Vodafone und O2 erfolgte erstmals auf der Grundlage detaillierter Kos-
tenunterlagen. Bei T-Mobile und E-Plus war das nicht moglich, da beide Unternehmen
keine priiffahigen Unterlagen vorgelegt hatten. Die Bundesnetzagentur verlangt von den
Unternehmen mit Blick auf die kurze Genehmigungsfrist von lediglich zehn Wochen
zeitgleich mit dem Entgeltantrag die Vorlage einer vollstindig verformelten und ver-
kniipften Excel-Datei der Kostendaten als elektronischen Kostennachweis. Alternativ
konnen die Unternehmen ihre Kostendaten auf der Basis eines von der Bundesnetzagen-
tur entwickelten elektronischen Kalkulationstools einreichen, welches die Anforderun-
gen der Behorde an die Kostenunterlagen abbildet und die Priiffahigkeit sichert. Geméaf
§ 35 Abs. 3 Satz 3 TKG kann die Bundesnetzagentur eine Genehmigung der Entgelte
versagen, wenn das regulierte Unternehmen keine vollstdndigen Kostenunterlagen vor-
legt. Der Regulierer hat davon in Ausilibung seines Ermessens abgesehen, weil die Ver-
sagung der Genehmigung erhebliche Unsicherheiten im Markt ausgeldst hitte. Das
Bundeskartellamt regt in seiner Stellungnahme zu dem Beschlussentwurf der Bundes-

87 DTAG, Telekom iiberpriift Investitionen fiir Breitbandausbau, Pressemitteilung vom 2. April 2009.
88 Vgl. dazu auch Kapitel 5.1.3
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netzagentur an, eine Ablehnung der nédchsten Entgeltantrdge ernsthaft in Erwdgung zu
ziehen, wenn Mobilfunknetzbetreiber weiterhin keine vollstindigen Kostenunterlagen
vorlegen. Vorzugswiirdig wire nach Auffassung der Monopolkommission, die Nutzung
des von der Behorde entwickelten Kalkulationstools verpflichtend vorzugeben. Gegebe-
nenfalls sollte diese Verpflichtung in § 35 Abs. 3 TKG verankert werden.

125. Die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung wurden bei T-Mobile und E-
Plus anhand einer nationalen Vergleichsmarktbetrachtung ermittelt. Gemal3 § 35 Abs. 1
Nr. 1 TKG sind dabei die Preise solcher Unternehmen als Vergleich heranzuziehen, die
entsprechende Leistungen auf vergleichbaren, dem Wettbewerb gedffneten Markten an-
bieten. Das sind Terminierungsmarkte im strengen Wortsinn nicht. Es sind vielmehr
Mirkte, auf denen der jeweilige Netzbetreiber Alleinanbieter ist. Wettbewerb ist nicht
moglich, da nur der Netzbetreiber Terminierungsleistungen in seinem Netz anbieten
kann. Gleichwohl sieht die Bundesnetzagentur die Anwendbarkeit der Vergleichsmarkt-
methode als gegeben, da es dem Zweck des § 35 Abs. 1 Nr. 1 TKG entspreche, diese
Methode auch in Féllen nutzbar zu machen, bei denen die Entgelte auf einem fiir den
Wettbewerb gedffneten Markt durch Regulierung festgesetzt werden. Die Monopol-
kommission teilt die Auffassung der Bundesnetzagentur. Eine Vergleichsmarktbetrach-
tung ist bei der Ermittlung der effizienten Kosten der Terminierung moglich, weil die
Regulierung der Méarkte Wettbewerb simuliert und fiir weitgehend wettbewerbsanaloge
Marktergebnisse sorgt. Voraussetzung fiir die Vergleichbarkeit ist allerdings, dass es
sich um die Terminierungsentgelte in einem strukturell vergleichbaren Netz handelt und
die Entgelte dort auf der Grundlage von Kostenunterlagen oder eines Kostenmodells er-
mittelt worden sind. Die Verwendung eines nationalen Vergleichsmarktes bietet sich
deshalb an, weil die Strukturen der Méarkte weitgehend &hnlich sind. Eine andere Auf-
fassung vertritt das Verwaltungsgericht Koln.* Danach konnen Mirkte fiir die Termi-
nierung von Gespriachen in einzelnen Netzen grundsitzlich keine Vergleichsmirkte im
Sinne von § 35 Abs. 1 Nr. 1 TKG sein, da auf ihnen weder Wettbewerb besteht noch
entstehen kann. Die fehlende Wettbewerbsgrundlage konne nicht durch den Riickgriff
auf Entgelte ersetzt werden, die lediglich aufgrund von Regulierung festgesetzt seien.

126. Die Bundesnetzagentur setzt mit ihren Beschliissen den eingeschlagenen Weg fort,
die Terminierungsentgelte im Mobilfunk kontinuierlich weiter zu senken und die Sprei-
zung der Entgelte zwischen den D- und E-Netzbetreibern zu verringern. Im Grundsatz
entspricht dieses Vorgehen der Linie der Europédischen Kommission, die allerdings eine
deutlich stirkere Absenkung der Entgelte anstrebt, ndmlich auf 1,5 bis 3 Cent/Minute
bis Ende des Jahres 2012.” Die Umsetzung dieser Empfehlung hieBe, dass die Bundes-
netzagentur bei ihren ndchsten Regulierungsentscheidungen fiir die Terminierunsmérkte
im Mobilfunk Ende des Jahres 2010 die Entgelte deutlich stirker senken miisste als bis-
her, gegebenenfalls bis auf ein Niveau unterhalb der effizienten Kosten. Die Monopol-
kommission lehnt das ab. Sie sieht darin das Risiko, dass die Betreiber der kleineren
Mobilfunknetze iiberfordert werden.”' Grundsitzlich positiv steht die Monopolkommis-
sion dem Anliegen gegeniiber, die Spreizung der Entgelte zwischen den D- und E-Netz-
betreibern zu liberwinden. Die Spreizung bei den Terminierungsentgelten wird damit
begriindet, dass die Kostensituation der Netze unterschiedlich ist. In einem Wettbe-

89 Vgl. VG Kéln, Urteil vom 6. November 2008, 1 K 3194/06, S. 9 ff.
90 Vgl. Abschnitt 5.3.2.
91 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 131.
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werbsumfeld, welches durch die Regulierung simuliert werden soll, wére es allerdings
nicht moglich, dass einzelne Unternehmen ihre hoheren Kosten auf Dauer durch héhere
Preise finanzieren kdnnen.

4.3 Besondere Missbrauchsaufsicht

127. Die Aufsicht {iber missbrauchliche Verhaltensweisen der DTAG nimmt in der
Amtspraxis der Bundesnetzagentur eine eher nachgeordnete Bedeutung ein. Wenn Ver-
fahren gemill § 42 TKG geflihrt werden, werden diese zum Teil ohne Abschluss einer
Missbrauchsverfiigung eingestellt, nachdem die DTAG ihre Verhaltensweisen gedndert
oder eine Anderung in Aussicht gestellt hat. Seit Ende des Jahres 2007 wurden zwei
groflere Verfahren gefiihrt, zum einen wegen der aus Sicht der Wettbewerber zu langen
Umschaltzeiten bei dem Vorleistungsprodukt Teilnehmeranschlussleitung und zum an-
deren wegen der Vertragslaufzeiten bei dem Endkundenprodukt Call & Surf.

128. Das Verfahren wegen missbrauchlichen Verhaltens bei der Bereitstellung von Teil-
nehmeranschlussleitungen wurde gefiihrt, weil es infolge der gestiegenen Nachfrage im
Verlauf des Jahres 2007 zu einem erheblichen Riickstau bei den TAL-Umschaltungen
auf die Wettbewerber gekommen war. Das Verfahren wurde im Mai 2008 eingestellt,
nachdem die DTAG den Auftragsstau abgebaut hatte und sich mit den Beschwerde fiih-
renden Wettbewerbern vertraglich auf verbesserte Bedingungen fiir die Bestellung und
Bereitstellung der TAL geeinigt hatte.”? Dariiber hinaus hatte die DTAG sich verpflich-
tet, die verbesserten Bezugsbedingungen auch allen anderen Nachfragern einzurdumen
und die Bundesnetzagentur iiber einen Zeitraum von 18 Monaten regelméBig tiber die
Nachfrage- und Bereitstellungssituation bei der TAL zu unterrichten.

129. Ein weiteres Missbrauchsverfahren bezog sich auf die Einfiihrung einer zweijahri-
gen Vertragslaufzeit bei den Komplettangeboten aus Telefonanschluss, Internetzugang
sowie Verbindungsflatrate, dem sog. Call & Surf-Paket. Nach Auffassung der Wettbe-
werber entstand mit der langen Vertragslaufzeit eine unzulédssig Kundenbindung, die
zulasten des Wettbewerbs auf den Endkundenmirkten geht. Die Bundesnetzagentur hat
das Verfahren im Januar 2009 eingestellt, da die Missbrauchsvorschrift des § 42 TKG
auf Vertragslaufzeiten nicht anwendbar ist und ein Versto3 gegen § 28 Abs. 2 Nr. 3
TKG (sachlich ungerechtfertigte Produktbiindelung) nicht feststellbar war. Gleichwohl
hatte die DTAG im Vorfeld der Verfahrenseinstellung die Vertragslaufzeit fiir das Pro-
dukt Call & Surf-Basic von 24 auf zwolf Monate gesenkt.

130. Weitergefiihrt wurde im Berichtszeitraum die Diskussion um die Ausweitung der
besonderen Missbrauchsaufsicht gemil3 §§ 38 und 42 TKG auf beherrschte, aber nicht
gemil §§ 9 ff. TKG regulierte Mérkte. So hat sich der Bundesrat in einem Beschluss zu
der Stellungnahme der Bundesregierung zum Siebzehnten Hauptgutachten der Mono-
polkommission dafiir ausgesprochen, das Telekommunikationsgesetz dahingehend zu
dndern, dass die Vorschriften zur nachtriglichen Regulierung von Entgelten (§ 38
TKG) und zur besonderen Missbrauchsaufsicht (§ 42 TKG) auch ohne Abschluss eines
formlichen Marktanalyse- und Marktdefinitionsverfahrens anwendbar sind.”® Die Mo-
nopolkommission hatte dies abgelehnt, da sie an der Vereinbarkeit einer solchen Rege-
lung mit dem Gemeinschaftsrecht zweifelt und das allgemeine Wettbewerbsrecht fiir

92 BNetzA, Pressemitteilung vom 8. Mai 2008.
93 BR-Drs. 973/08 vom 13. Februar 2009.

66



ausreichend erachtet, entsprechende Missbrauche zu verfolgen.” Die Bundesnetzagen-
tur hat der Monopolkommission in der Anhérung im Rahmen der Vorbereitungen zu
diesem Gutachten noch einmal ausdriicklich bestitigt, dass es aus ihrer Sicht keine Ge-
setzesliicke im Telekommunikationsgesetz gibt, die eine effiziente Missbrauchsaufsicht
iiber marktbeherrschende Telekommunikationsunternehmen verhindert. Soweit es im
Einzelfall um Missbrauche auf nicht regulierten Telekommunikationsmérkten geht,
wiirden diese in enger Zusammenarbeit mit dem Bundeskartellamt gelost. Die Mono-
polkommission sieht vor diesem Hintergrund weiterhin keine Notwendigkeit fiir eine
entsprechende Anderung des Telekommunikationsgesetzes.

4.4 Frequenzregulierung

131. Im Jahr 2010 steht das vom Umfang des zu vergebenden Spektrums her grofBte
Vergabeverfahren fiir Frequenzen in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland
an. Vergeben werden sollen ca. 360 MHz in den Frequenzbereichen 800 MHz, 1,8
GHz, 2 GHz und 2,6 GHZ. Ein Teil dieser Frequenzen, die im Bereich 800 MHz, stam-
men aus der sog. digitalen Dividende.” Gemeint sind damit Frequenzen, die im Zuge
der Umstellung von Rundfunk und Fernsehen von der Analog- auf die Digitaltechnik
frei werden und fiir eine Nutzung fiir Kommunikationszwecke zur Verfligung stehen.
Die Monopolkommission diskutiert das Verfahren zur Vergabe der Frequenzen aus der
digitalen Dividende sowie die vorgesehenen Auflagen in einem eigenen Kapitel dieses
Gutachtens.” An dieser Stelle wiirdigt sie die Entscheidungen der Bundesnetzagentur
zu der Verbindung der Verfahren zur Vergabe der Frequenzen und den Vergabebedin-
gungen sowie zu der Flexibilisierung von bestehenden Frequenznutzungsrechten.

132. Die Bundesnetzagentur hat am 12. Oktober 2009 entschieden, die Verfahren zur
Vergabe der Frequenzen aus den Bereichen 1,8 GHz, 2 GHz sowie 2,6 GHz, die bereits
seit Langerem anstehen, mit der Vergabe der Frequenzen aus der digitalen Dividende
zu verkniipfen.”” Ziel ist es, die Vergabe der 800 MHz-Frequenzen dadurch zu be-
schleunigen, dass sie an ein Verfahren angehéngt werden, welches in der Vorbereitung
bereits fortgeschritten ist. Hinzu kommt die Uberlegung, dass die gemeinsame Vergabe
von Spektrum regulierungsinduzierte Knappheiten verhindert, die sich bei einer ge-
trennten Vergabe ergeben wiirden. Diese Uberlegung stellt darauf ab, dass die gemein-
same Vergabe des gesamten verfligbaren Spektrums erstens die Menge des zu einem
Termin zu vergebenden Spektrums erhoht. Zweitens wird es den Bietern ermdglicht,
sich ergdnzendes Spektrum aus verschiedenen Frequenzbereichen gleichzeitig zu erstei-
gern, um damit eine optimale Frequenzausstattung fiir das jeweilige Geschiftsmodell zu
erreichen oder das Ausweichen auf anderes Spektrum zu erleichtern, wenn Gebote er-

94 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.0., Tz. 132 ff.; dies., Weniger Staat, mehr
Wettbewerb, Hauptgutachten 2006/2007, Baden-Baden 2008, Tz. 65 ff.

95 Vgl. Abschnitt 7.2.

96 Vgl. Kapitel 7.

97 Vgl. BNetzA, Prisidentenkammer, Entscheidung vom 12. Oktober 2009 iiber die Verbindung der
Vergabe von Frequenzen in den Bereichen 790 bis 862 MHz sowie 1710 bis 1725 MHz und 1805
bis 1820 MHz mit dem Verfahren zur Vergabe von Frequenzen in den Bereichen 1,8 GHz, 2 GHz
und 2,6 GHz fiir den drahtlosen Netzzugang zum Angebot von Telekommunikationsdiensten sowie
iiber die Festlegungen und Regelungen fiir die Durchfithrung des Verfahrens zur Vergabe von Fre-
quenzen in den Bereichen 800 MHz, 1,8 GHz, 2 GHz und 2,6 GHz fiir den drahtlosen Netzzugang
zum Angebot von Telekommunikationsdiensten (Auktionsregeln), BK 1a-09/002, ABL. BNetzA
Nr. 20 vom 21. Oktober 2009, S. 3623, Verfiigung 59/2009.
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folglos bleiben. Die Monopolkommission begriifit die Bemiihungen der Behorde, die
Vergabe der Frequenzen aus der digitalen Dividende zu beschleunigen. Sie bezweifelt
aber, dass die Verbindung der Verfahren notwendig war, da sdmtliche zeitintensiven
vorbereitenden Schritte bis zur Vergabe der Frequenzen aus der digitalen Dividende —
Anderung der Frequenzbereichszuweisungsplanverordnung (FreqBZPV), Anderung des
Frequenznutzungsplans, Entscheidung iiber ein Vergabeverfahren — trotz der Verbin-
dung der Verfahren durchgefiihrt werden mussten. Zeitvorteile konnen sich allenfalls
daraus ergeben, dass die technische Vorbereitung der Versteigerung der Frequenzen aus
den iibrigen Frequenzbereichen bereits fortgeschritten war.

133. Nicht notwendig erscheint die Verbindung der Verfahren zur Vermeidung von re-
gulierungsinduzierten Frequenzknappheiten. Zwar sieht die Monopolkommission den
Vorteil, dass die Unternehmen ihren gesamten Frequenzbedarf fiir die kommenden Jah-
re zu einem Zeitpunkt decken konnen. Das versetzt sie in die Lage, Geschiftsmodelle,
die auf Frequenzen aus unterschiedlichen Bereichen aufsetzen, schneller umzusetzen.
Hinzu kommt der Vorteil, dass Frequenzen durch Spektrum aus einem anderen Bereich
substituiert werden konnen, wenn ein Unternehmen bei der Vergbe der Frequenzen in
dem gewiinschten Bereich leer ausgegangen ist. Nicht ersichtlich ist, warum dieser Vor-
teil nicht auch durch zeitlich parallele getrennte Verfahren erreicht werden kann.

134. Eher gegen die Verbindung der Verfahren spricht, dass Teile des 1,8 GHz-,
2 GHz- und 2,6 GHz-Frequenzspektrums derzeit noch Gegenstand gerichtlicher Aus-
einandersetzungen sind. Nicht ausgeschlossen ist, dass mit der damit verbundenen
Rechtsunsicherheit das Gesamtverfahren belastet wird. Betroffen davon sind die
1,8 GHz-Frequenzen mit Ausnahme der Bereiche 1710 bis 1725 MHz und 1805 bis
1820 MHz, etwa die Halfte des zu vergebenden Spektrums im Bereich 2 MHz und
samtliche 2,6 GHz-Frequenzen.” Je nach Ausgang der Gerichtsverfahren kann sich die
Situation ergeben, dass Nutzungsrechte flir Frequenzen, die an einen Bieter vergeben
werden, nach Abschluss der Gerichtsverfahren wieder dem fritheren Nutzer eingerdumt
werden miissen. Die Bundesnetzagentur wird die Zuteilung der streitbefangenen Fre-
quenzen daher mit einer auflosenden Bedingung fiir den Fall versehen, dass sie durch
eine gerichtliche Entscheidung gezwungen wird, die Nutzungsrechte an andere Unter-
nehmen zu verldngern oder wieder einzurdumen. Der Zuschlagsbetrag soll in diesem
Fall erstattet werden.

135. Wird die Zuteilung der Nutzungsrechte mit einer auflosenden Bedingung versehen,
wird dadurch wiederum der Vorteil der Verfahrensverkniipfung, regulierungsinduzierte
Frequenzknappheiten zu vermeiden, relativiert. Die auflosende Bedingung, mit der die
streitbefangenen Frequenzen versehen sind, sorgt dafiir, dass diese zwar ohne Risiko er-
steigert, aber nur unter erheblichen Risiken genutzt werden konnen. Die Ersteigerung
als solche birgt kein Risiko, da der Zuschlagsbetrag erstattet wird, wenn das Nutzungs-
recht wieder erlischt. Nicht erstattet werden hingegen die Kosten fiir den Aufbau des ei-
gentlichen Mobilfunkdienstes, ndmlich Kosten fiir den Netzautbau, den Marktzutritt
usw. Diese Kosten sind versunken, wenn das Nutzungsrecht an den Frequenzen wieder
erlischt. Nahe liegend ist es daher, dass die streitbefangenen Frequenzen nicht zur un-

98 Ein Uberblick iiber die streitbefangenen Frequenzen, den Streitgegenstand, die Kliger sowie die
bisher ergangenen Entscheidungen findet sich in: ABI. BNetzA Nr. 20 vom 21. Oktober 2009,
S. 3623, hier: S. 3655 ff., Verfligung 59/2009.
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mittelbaren Nutzung, sondern auf Vorrat oder als Spekulationsobjekt erworben werden.
Erst wenn die Rechtslage abschlieBend zuungunsten des ehemaligen Nutzers geklért ist,
konnen die Frequenzen entweder durch den Bieter genutzt oder zu einem gegebenen-
falls hoheren Preis verduBBert werden. Der Umstand, dass sie zundchst nur unter Risiken
nutzbar sind, wird zudem ihren Preis driicken.

136. Neben der Frage der Verbindung der Verfahren ist zudem die Abgrenzung des
sachlich und rdumlich relevanten Marktes umstritten. Gemall § 61 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2
TKG bestimmt die Regulierungsbehérde vor Durchfiihrung eines Vergabeverfahrens
den sachlich und rdumlich relevanten Markt, fiir den die zu vergebenden Frequenzen
unter Beachtung des Frequenznutzungsplans verwendet werden diirfen. Ausweislich der
Festlegungen der Bundesnetzagentur diirfen alle zur Vergabe anstehenden Frequenzen
sachlich fiir den drahtlosen Netzzugang zum Angebot von Telekommunikationsdiensten
und rdumlich im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland genutzt werden. Die Be-
schrinkung der Nutzung auf den drahtlosen Netzzugang konnte der Nutzung fiir feste
Funkdienste entgegenstehen. Die Festlegung des rdumlich relevanten Marktes auf die
Bundesrepublik Deutschland verhindert in Verbindung mit bundesweiten Versorgungs-
auflagen die Nutzung der Frequenzen durch regional titige mittelstindische Unterneh-
men.

137. Die Kritik an der sachlichen und rdumlichen Marktabgrenzung ist vor dem Hinter-
grund zu sehen, dass ein Teil der Frequenzen im Bereich 2,6 MHz seit 1999 von dem
Betreiber eines portablen DSL-Netzes regional zum Angebot von drahtlosem Breit-
band-Internet genutzt wird, welches als fester Funkdienst gilt. Die Zuteilung der Fre-
quenzen auf das Unternehmen war bis Ende des Jahres 2007 begrenzt, da die Zuwei-
sung des Frequenzbereichs auf feste Funkdienste sowohl im Frequenzzuweisungsplan
als auch im Frequenznutzungsplan zu diesem Zeitpunkt auslief. Die beantragte Verldn-
gerung der Frequenznutzung bis Ende des Jahres 2016 wurde seitens der Bundesnetz-
agentur abgelehnt. Seitdem nutzt das Unternehmen die Frequenzen regional bis zu einer
anderweitigen Vergabe auf der Grundlage eines Vergleichs mit der Bundesnetzagentur,
ist aber daran gehindert, seinen ortsfesten drahtlosen Funkdienst zur Bereitstellung
schneller Internetanschliisse bundesweit anzubieten. Anhédngig sind zwei Gerichtsver-
fahren, bei dem das Unternehmen erstens gegen die Ablehnung der Verldngerung der
Frequenznutzungsrechte und zweitens gegen die Vergabebedingungen fiir die 2,6 MHz-
Frequenzen, die eine auf den drahtlosen Netzzugang beschrinkte Nutzung vorsehen,
klagt.” Zudem hat die Europdische Kommission am 29. Oktober 2009 ein Vertragsver-
letzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland eingeleitet, weil diese es ver-
sdumt habe, das 2,6 GHz-Frequenzband zu flexibilisieren und damit auch fiir ortsfeste
drahtlose Funkdienste nutzbar zu machen.'®

99 Die Klagen richten sich gegen BNetzA, Priasidentenkammer, Entscheidung vom 19. Juni 2007 iiber
die Anordnung und die Wahl des Vergabeverfahrens zur Vergabe von Frequenzen in den Bereichen
1,8 GHz, 2 GHz und 2,6 GHz fiir den digitalen zellularen Mobilfunk, BK 1-07/003, ABl. BNetzA
Nr. 14 vom 18. Juli 2007, S. 3115, Verfiigung 34/2007, sowie BNetzA, Prasidentenkammer, Ent-
scheidung vom 7. April 2008 iiber die Anordnung und die Wahl des Vergabeverfahrens sowie iiber
die Festlegungen und Regeln im Einzelnen zur Vergabe von Frequenzen in den Bereichen 1,8 GHz,
2 GHz und 2,6 GHz fiir den drahtlosen Netzzugang zum Angebot von Telekommunikationsdiens-
ten, BK 1-07/003, ABIL. BNetzA Nr. 7 vom 23. April 2008, S. 581, Verfiigung 34/2008.

100 Vgl. Europdische Kommission, Pressemitteilung vom 29. Oktober 2009, IP/09/1614.
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138. Die Regulierungsbehorde weist in ihrer Entscheidung vom 12. Oktober 2009 dar-
auf hin, dass die Zuweisung des 2,6 GHZ-Bands fiir den Mobilfunk feste Anwendungen
nicht ausschliee, da § 4 Ziff. 22 FreqBZPV den Mobilfunkdienst als Funkdienst zwi-
schen mobilen und ortsfesten Funkstellen oder zwischen mobilen Funkstellen beschrei-
be.'”! Neben mobilen Anwendungen seien damit auch feste und nomadische Anwen-
dungen zuldssig, sofern die maBgeblichen Frequenznutzungsparameter eingehalten wer-
den, die sich aus der zwischenstaatlichen Koordinierung der Frequenznutzungen erge-
ben. In Bezug auf die rdumliche Abgrenzung des relevanten Marktes auf die Bundesre-
publik Deutschland weist die Behorde auf die Breitbandstrategie der Bundesregierung
hin, die eine bundesweit flichendeckende Versorgung der Bevolkerung mit Breitband-
zugingen vorsehe. Dieser werde mit einer Vergabe bundesweit nutzbarer Frequenzen
eher entsprochen. Die Realisierung regionaler Geschiftsmodelle sei nicht ausgeschlos-
sen, da regionale Anbieter regionale Nutzungsrechte von den Lizenzinhabern erwerben
konnen.

139. Die Monopolkommission kann nicht abschlieBend beurteilen, ob die Vergabebe-
dingungen der Bundesnetzagentur fiir das 2,6 MHz-Band die Nutzung fiir feste Funk-
dienste zulassen oder nicht. Dass Zweifel bestehen konnen, zeigt bereits, dass die Bun-
desnetzagentur die Frequenznutzung durch den oben genannten Anbieter eines festen
Funkdienstes nicht verldngert hat. Zudem geht offenbar auch die Europdische Kommis-
sion davon aus, dass die Frequenzbereichszuweisungsplanverordnung, auf die sich die
Bundesnetzagentur bezieht, die Nutzung des 2,6 GHz-Bands fiir ortsfeste drahtlose
Funkverbindungen nicht zuldsst. Die Monopolkommission wiirde es begriilen, wenn
die Bundesnetzagentur eine entsprechende Klarstellung vornimmt. Der Hinweis in der
Entscheidung iiber die Flexibilisierung der Frequenznutzungsrechte, dass die 2,6 GHz-
Frequenzen bei einer Neuvergabe von Anfang an flexibel ausgestattet vergeben werden,
geht zwar in diese Richtung, erscheint aber nicht ausreichend.'® Nach Auffassung der
Monopolkommission sollte der nationale Gesetzgeber gegebenenfalls zudem dafiir Sor-
ge tragen, dass die Frequenzbereichszuweisungsplanverordnung entsprechend den Vor-
gaben des Gemeinschaftsrechts geédndert wird.

101 Vgl. ABI. BNetzA Nr. 20 vom 21. Oktober 2009, S. 3623, hier: S. 3654, Verfiigung 59/2009.

102 Vgl. BNetzA, Préisidentenkammer, Entscheidung vom 12. Oktober 2009 zur Flexibilisierung der
Frequenznutzungsrechte fiir drahtlose Netzzugénge zum Angebot von Telekommunikationsdiensten
in den Bereichen 450 MHz, 900 MHz, 1800 MHz, 2 GHz und 3,5 GHz, BK 1a-09/001, ABL
BNetzA Nr. 20 vom 21. Oktober 2009, S. 3575, Verfiigung 58/2009.
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S. Aktuelle Fragen

5.1 Reform des europiiischen Rechtsrahmens fiir Telekommunikationsmdrkte

5.1.1 Stand der Reform

140. Die Europdische Kommission, das Européische Parlament und die Mitgliedstaaten
haben sich Anfang November 2009 auf einen Kompromiss bei der Frage der Grund-
rechte fiir Internetnutzer geeinigt und damit den Weg fiir die endgiiltige Verabschie-
dung des neuen Rechtsrahmens fiir die Telekommunikationsmérkte geebnet.'” Die Ei-
nigung im Vermittlungsverfahren war notwendig geworden, nachdem die Verabschie-
dung im Europdischen Parlament im Mai 2009 an der franzdsischen Haltung zu der Fra-
ge nach den Grundrechten und Freiheiten von Internetnutzern gescheitert war.'” Die
endgiiltige Verabschiedung des Reformpakets im Europdischen Parlament erfolgte am
24. November 2009. Die wichtigsten Punkte der Reform sind:'®
« die Einfiihrung eines sog. Ko-Regulierungsverfahrens, welches an die Stelle des
urspriinglich vorgesehenen Vetos der Europdischen Kommission bei den Regu-
lierungsmalnahmen tritt,
 die Stirkung der Unabhangigkeit der nationalen Regulierungsbehdrden,
+ die Einfilhrung der Moglichkeit von Entscheidungen iiber die harmonisierte An-
wendung von Richtlinien der Europdischen Kommission,
+ die Einfithrung der funktionalen Separierung als Instrument der Regulierung so-
wie
- die Einrichtung einer abgespeckten Version einer europdischen Regulierungsbe-
horde.'*

141. Daneben werden der Verbraucher- und der Datenschutz gestérkt, die Frequenzver-
waltung und die Zugénglichkeit der Notrufdienste verbessert sowie Regelungen fiir In-
vestitionen in Zugangsnetze der ndchsten Generation getroffen. Die Monopolkommis-
sion hat sich bereits in ihrem letzten Sondergutachten zur Telekommunikationsregulie-
rung ausfiihrlich mit den Vorschligen des EU-Review befasst.'” Die nachfolgende
Kommentierung bleibt daher auf wenige herausragende Reformen beschrankt.

103 European Commission, Agreement on EU Telecoms Reform paves way for stronger consumer
rights, an open internet, a single European telecom market and high-speed internet connections for
all citizens, MEMO/09/491 vom 5. November 2009.

104 Vgl. Keine Einigung zur Reform des européischen Telekommunikationsrechts, Pressemitteilung des
Européischen Parlaments vom 6. Mai 2009.

105 Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2002/21/EG
iiber einen gemeinsamen Rechtsrahmen fiir elektronische Kommunikationsnetze und -dienste, der
Richtlinie 2002/19/EG iiber den Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehorigen
Einrichtungen sowie deren Zusammenschaltung und der Richtlinie 2002/20/EG fiber die Genehmi-
gung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste, PE-CONS 3677/1/09 vom 12. November
2009.

106 Der Europédische Rat hat bereits am 26. Oktober 2009 die Verordnung iiber die Einrichtung einer
europdischen Behorde fiir die Markte der Telekommunikation verabschiedet. Vgl. Verordnung (EG)
des Europdischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Gremiums Europiischer Regulie-
rungsstellen fiir elektronische Kommunikation (GEREK), PE-CONS 3675/09 vom 22. Oktober
2009.

107 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 184 ff.
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5.1.2 Ko-Regulierungsverfahren

142. Art. 7 Rahmenrichtlinie regelt das Verfahren, mit dem die Kommission und die
nationalen Regulierungsbehorden fiir die notwendige Transparenz und die kohérente
Anwendung des europdischen Rechtsrahmens sorgen.'® Zukiinftig soll an dem Konsul-
tationsverfahren zusétzlich das Gremium Européischer Regulierungsstellen fiir elektro-
nische Kommunikation (GEREK) beteiligt werden.'” Vorgesehen ist, dass die Entwiir-
fe fir die Marktdefinition, die Marktanalyse und die Auferlegung von Regulierungs-
mafnahmen gleichzeitig der Europédischen Kommission, den anderen nationalen Regu-
lierungsbehdrden und GEREK vorzulegen sind. Alle drei Institutionen kdnnen zu MaB-
nahmenentwiirfen einer nationalen Regulierungsbehorde Stellung nehmen. Die nationa-
len Regulierungsbehdrden haben die Stellungnahmen weitestgehend zu beriicksichtigen.
Beabsichtigt die Europdische Kommission, ihr Veto gegen einen Entwurf zur Marktde-
finition oder zur Marktanalyse einer nationalen Regulierungsbehorde einzulegen, hat sie
zuvor die Stellungnahme von GEREK einzuholen und weitestgehend zu beriicksichti-
gen.

143. In einem neuen Art. 7a Rahmenrichtlinie soll zusétzlich ein Verfahren zur einheit-
lichen Anwendung von RegulierungsmaBBnahmen eingefiihrt werden (vgl. Abbil-
dung 5.1). Danach kann die Europdische Kommission die betreffende nationale Regu-
lierungsbehdrde und GEREK innerhalb eines Monats dariiber informieren, dass sie in
einem MaBnahmenentwurf ein Hindernis fiir den Binnenmarkt sieht oder erhebliche
Zweifel an dessen Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht hat. Die Annahme des
MalBnahmenentwurfs kann dann fiir weitere drei Monate aufgeschoben werden, in de-
nen die Europdische Kommission, GEREK und die nationale Regulierungsbehdrde eng
mit dem Ziel zusammenarbeiten, die am besten geeigneten und wirksamsten Mafnah-
men zu ermitteln. GEREK gibt innerhalb von sechs Wochen nach Beginn der Dreimo-
natsfrist eine Stellungnahme zu der Mitteilung der Europédischen Kommission ab, in der
darzulegen ist, ob der MaBBnahmenentwurf der nationalen Regulierungsbehérde geédn-
dert oder zuriickgezogen werden soll. Teilt GEREK in seiner Stellungnahme die ernst-
haften Bedenken der Europdischen Kommission, arbeitet es eng mit der nationalen Re-
gulierungsbehorde zusammen, um die am besten geeigneten Maflnahmen zu ermitteln.

144. Teilt die Behorde die Bedenken der Europdischen Kommission nicht oder gibt sie
keine Stellungnahme ab, kann die Europdische Kommission ihre Bedenken aufgeben
oder der nationalen Regulierungsbehorde empfehlen, ihren MaBnahmenentwurf zu én-
dern oder zuriickzuziehen. Dabei kann sie auch konkrete Vorschlige im Hinblick auf
die aus ihrer Sicht geeigneten Mallnahmen machen. Die nationale Regulierungsbehdrde
kann ihren Mafnahmenentwurf darauf hin &ndern oder zuriickziehen, sie kann ihn je-
doch auch beibehalten. Behilt sie ihn bei, begriindet sie dies gegeniiber der Européi-
schen Kommission.

108 Vgl. Richtlinie 2002/21/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Marz 2002 iiber
einen gemeinsamen Rechtsrahmen fiir elektronische Kommunikationsnetze und -dienste (Rahmen-
richtlinie), ABI. EG Nr. L 108 vom 24. April 2002, S. 33.

109 International gebrauchlich ist die englische Bezeichnung BEREC (Body of European Regulators for
Electronic Communications).
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Abbildung 5.1:

Ko-Regulierungsverfahren gemifl dem Entwurf fiir Art. 7a Rahmenrichtlinie
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Quelle: European Commission, Agreement on EU Telecoms Reform paves way for stronger consumer rights, an
open internet, a single European telecom market and high-speed internet connections for all citizens,

MEMO/09/491 vom 5. November 2009.
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145. Die Monopolkommission steht der Einfiihrung eines zusétzlichen Ko-Regulie-
rungsverfahrens skeptisch gegeniiber. Das bereits in der jetzigen Form nicht einfache
Beteiligungsverfahren auf der europdischen Ebene wird dadurch komplizierter, der bii-
rokratische Aufwand nimmt zu und die Verfahrensdauer wird in kritischen Fillen wei-
ter verldngert. Dem stehen keine Vorteile gegeniiber. Die Monopolkommission ist der
Meinung, dass die national unterschiedlichen RegulierungsmaBBnahmen ein Reflex auf
die Unterschiede bei der Wettbewerbsentwicklung auf den nationalen Telekommunika-
tionsmérkten und die dort anzutreffenden nationalen Besonderheiten sind. Daher gibt es
keine Griinde, zusitzliche Verfahren zur Harmonisierung der MaBBnahmen einzufiihren.
Das gilt auch, weil die Europdische Kommission bisher bereits Einfluss auf die Ent-
scheidungen der nationalen Regulierungsbehorden iiber Regulierungsmalinahmen hat.
Sie kann zu den Entscheidungsentwiirfen zu RegulierungsmafBnahmen Stellungnahmen
abgeben, die die nationalen Regulierungsbehdrden weitestgehend beachten miissen.

146. Besonders kritisch ist die Verldngerung der Verfahrensdauer. Das Beteiligungsver-
fahren gilt bisher schon als biirokratisch und zeitaufwendig.'"® Die Europdische Kom-
mission hat daher im Jahr 2008 MaBnahmen zur Vereinfachung und Beschleunigung
der Verfahren ergriffen.'"" Diese werden durch eine Verldngerung des Konsultations-
verfahrens konterkariert. Die Monopolkommission hatte zur Verminderung des biiro-
kratischen Aufwands und zur Verkiirzung der Verfahren vorgeschlagen, die obligatori-
schen Beteiligungsrechte der anderen nationalen Regulierungsbehérden zu iiberdenken,
da diese ohnehin nur in Ausnahmefillen ausgeiibt werden.''> Wenn die vorgesehene Be-
teiligung von GEREK an den Verfahren gemafl Art. 7 und Art. 7a Rahmenrichtlinie
Realitdt wird, gibt es noch weniger Griinde dafiir, die obligatorische Beteiligung der an-
deren nationalen Regulierungsbehdrden beizubehalten, da GEREK aufgrund seiner Zu-
sammensetzung die Auffassung der nationalen Regulierungsbehérden représentiert.

5.1.3 Unabhiingigkeit der nationalen Regulierung

147. Art. 3 Rahmenrichtlinie soll um einen Absatz 3a ergénzt werden, der die nationa-
len Regulierungsbehorden und Behordenleiter stirker als bisher vor politischen Einfliis-
sen schiitzt. Danach handeln die fiir die Vorabregulierung des Marktes zustédndigen na-
tionalen Regulierungsbehdrden unabhingig und holen im Zusammenhang mit der lau-
fenden Erfiillung der ihnen nach den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung des
Gemeinschaftsrechts iibertragenen Aufgaben weder Weisungen einer anderen Stelle ein
noch nehmen sie solche entgegen. Die Mitgliedstaaten stellen zudem sicher, dass der
Leiter einer nationalen Regulierungsbehorde oder die Stellvertreter nur entlassen wer-
den konnen, wenn sie die in den nationalen Rechtsvorschriften vorab festgelegten Vor-
aussetzungen fiir die Ausiibung ihres Amtes nicht mehr erfiillen.

148. Die Monopolkommission begriiit das Vorhaben des Gemeinschaftsgesetzgebers,
die Unabhingigkeit der nationalen Regulierungsbehorden zu stirken, uneingeschrénkt.
Sie hat bereits bei fritherer Gelegenheit darauf hingewiesen, dass sie die geltende

110 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 212 ff.

111 Empfehlung der Kommission vom 15. Oktober 2008 zu den Notifizierungen, Fristen und Anhérun-
gen gemill Artikel 7 der Richtlinie 2002/21/EG des Europdischen Parlaments und des Rates iiber
einen gemeinsamen Rechtsrahmen fiir elektronische Kommunikationsnetze und -dienste, K(2008)
5925, ABI. EU Nr. L 301 vom 12. November 2008, S. 23.

112 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.0O., Tz. 213.
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Rechtslage in Deutschland im Hinblick auf die Weisungsrechte des Bundesministeriums
fiir Wirtschaft und Technologie gegeniiber der Bundesnetzagentur sowie die Ubertra-
gung wichtiger Regulierungsentscheidungen auf die in einem politischen Verfahren be-
stimmten Prédsidenten und Vizeprésidenten fiir sachlich verfehlt und gemeinschafts-
rechtlich problematisch hilt.'"* Werden die Vorschriften zur Stirkung der Unabhéngig-
keit der nationalen Regulierungsbehdrden Realitét, wird der deutsche Gesetzgeber nach
Auffassung der Monopolkommission sowohl § 117 TKG als auch das Gesetz {iber die
Bundesnetzagentur fiir Elektrizitit, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen
(BEGTPG) dndern miissen.

149. Gemall § 117 TKG sind Weisungen, die das Bundesministerium flir Wirtschaft
und Technologie erteilt, im Bundesanzeiger zu verdffentlichen. Das gilt fiir allgemeine
Weisungen wie filir Einzelweisungen. Daran, dass § 117 TKG auch das Recht auf Ein-
zelweisungen umfasst, gibt es keinen Zweifel.''* Wéhrend das Telekommunikationsge-
setz 1996 in § 66 Abs. 5 noch von ,,allgemeinen Weisungen® sprach, ist in § 117 TKG
2004 nur noch von ,,Weisungen* die Rede. Die Begriindung zu dem Gesetzentwurf
(§ 115 Regierungsentwurf) stellt klar, dass die Pflicht zur Verdffentlichung von Wei-
sungen die sich auf die Beschlusskammern auswirkenden, allgemeinen Weisungen und
Einzelweisungen umfasst.''> Soweit der neue Art. 3 Abs. 3a Rahmenrichtlinie jedes
Einholen oder Entgegennehmen von Weisungen im Zusammenhang mit der laufenden
Erfiillung der Aufgaben nach dem Telekommunikationsgesetz ausschlieft, werden zu-
kiinftig jedenfalls Einzelweisungen des Bundesministeriums fiir Wirtschaft, die sich auf
Regulierungsentscheidungen der Behorde auswirken, gegen europdisches Recht versto-
Ben. Daneben ist zumindest zweifelhaft, ob allgemeine Weisungen weiterhin statthaft
sind.

150. Ebenfalls nicht mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar wird zukiinftig § 4 Abs. 5
Satz 2 BEGTPG sein. Danach kann der Prédsident der Bundesnetzagentur durch Be-
schluss der Bundesregierung aus wichtigem Grund entlassen werden. Die Monopol-
kommission ist weiterhin der Auffassung, dass auch die Zuweisung wichtiger Regulie-
rungsentscheidungen auf die Prédsidentenkammer gegen das Gemeinschaftsrecht ver-
stoBt, da diese in ihrer Unabhingigkeit eingeschrinkt ist. Die Prisidentenkammer ent-
scheidet gemél § 132 Abs. 3 TKG iiber das Vergabeverfahren fiir Frequenzen und die
Moglichkeit des Frequenzhandels, iiber die Festlegung von Universaldienstleistungen,
iiber sdmtliche Festlegungen im Zusammenhang mit der Marktdefinition und Marktana-
lyse gemdB §§ 10 und 11 TKG sowie iiber die Auferlegung von Regulierungsverpflich-
tungen. Diese Aufgabenzuweisung ist vor dem Hintergrund kritisch zu sehen, dass der
Prisident und die Vizeprésidenten der Bundesnetzagentur in einem politischen Verfah-
ren auf Vorschlag des Beirates der Bundesnetzagentur durch die Bundesregierung be-
nannt werden, eine auf fiinf Jahre begrenzte Amtszeit haben, wiederberufen und aus
wichtigem Grund entlassen werden konnen. Dies begriindet die Gefahr einer politischen
Instrumentalisierung, auch wenn es dafiir bei dem gegenwirtigen Prisidium der Bun-
desnetzagentur keine Anzeichen gibt. Die Monopolkommission sieht die Unabhangig-

113 Vgl. Monopolkommission, Zur Reform des Telekommunikationsgesetzes, Sondergutachten 40, Ba-
den-Baden 2004, Tz. 45 ff.

114 Vgl. Beck'scher TKG-Kommentar, 3. Aufl., Miinchen 2006, Geppert, § 117, Rn. 2.

115 Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Telekommunikationsgesetzes (TKG), BT-Drs.
15/2316 vom 9. Januar 2004, S. 98.
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keit der Bundesnetzagentur nur dann gewahrt, wenn die Konzentration wichtiger Regu-
lierungsentscheidungen auf die Prasidentenkammer riickgdngig gemacht wird und die
Unabhéngigkeit des Présidiums vor politischen Einfliissen auch institutionell abgesi-
chert wird.""® Vorzusehen wire in Anlehnung an die Regelung bei dem Présidenten des
Bundeskartellamtes die Bestellung aufgrund eines Beamtenverhéltnisses statt auf der
Grundlage einer vertraglichen Vereinbarung, sodass es keiner Regelung zur Wiederbe-
rufung bedarf. Nicht zuletzt ist zur Vermeidung von Interessenkonflikten zwischen Ei-
gentiimer und Regulierer die materielle Privatisierung der DTAG und ein Ausscheiden
des Bundes und seiner Institutionen aus dem Kreis der Aktiondre unabdingbar.

5.1.4 Harmonisierte Anwendung von Richtlinien

151. Deutlich verstarkt werden soll die Moglichkeit der Europdischen Kommission, fiir
eine harmonisierte Anwendung des Gemeinschaftsrechts zu sorgen. Bisher kann sie bei
einer national unterschiedlichen Ausfiillung des vorgegebenen Rechtsrahmens gemil
Art. 19 Abs. 1 Rahmenrichtlinie Empfehlungen iiber die harmonisierte Durchfiihrung
der Richtlinien erlassen. Ein Beispiel dafiir ist die Empfehlung iiber die Regulierung der
Entgelte fiir die Terminierung in Festnetz- und Mobilfunknetzen vom Mai 2009.'"” Zu-
kiinftig soll die Europdische Kommission auch Entscheidungen iiber die harmonisierte
Anwendung der Rahmenrichtlinie oder der Einzelrichtlinien erlassen konnen, die fiir
die nationalen Regulierungsbehorden rechtlich bindend sind.

152. Entscheidungen der Europdischen Kommission gemiB Art. 19 Abs. 1 Rahmen-
richtlinie sollen sich aber nur auf die Umsetzung des allgemeinen Regulierungskonzep-
tes gemall den Art. 15 und 16 Rahmenrichtlinie durch die nationalen Regulierungsbe-
horden und nicht auf spezifische Mitteilungen iiber Abhilfemallnahmen im Rahmen des
geplanten Art.-7a-Verfahrens beziehen diirfen. Voraussetzung fiir den Erlass einer Ent-
scheidung soll sein, dass die Europdische Kommission zu demselben Thema bereits
eine Empfehlung erlassen hat und seitdem mindestens zwei Jahre vergangen sind. Eine
weitere Voraussetzung soll sein, dass die Europdische Kommission die Stellungnahme
von GEREK zur Annahme einer solchen Entscheidung einholt und diese Stellungnahme
weitestgehend beachtet. GEREK soll die Moglichkeit erhalten, die Europdische Kom-
mission auch von sich aus in der Frage zu beraten, ob eine Empfehlung oder Entschei-
dung gemal Art. 19 Abs. 1 Rahmenrichtlinie erlassen werden sollte.

153. Die Monopolkommission lehnt die geplante Ergdnzung von Art. 19 Abs. 1 Rah-
menrichtlinie ab. Der geltende Rechtsrahmen rdumt den nationalen Regulierungsbehor-
den zu Recht ein vergleichsweise breites Ermessen bei der Auswahl der Regulierungs-
mafBnahmen ein, um flexibel auf die Besonderheiten der nationalen Markte abstellen zu
konnen. Das sollte nicht weiter eingeschrankt werden. Bei den Telekommunikations-
mirkten handelt es sich weiterhin um vorwiegend nationale Markte. Spezifische Beson-
derheiten, wie die unterschiedliche Entwicklung von Infrastrukturen (Festnetz, Kabel-
netz, Mobilfunk) und die unterschiedlich ausgeprigte Wettbewerbsintensitdt, sprechen
eher gegen eine weitere Harmonisierung der Regulierung. Verbaut wiirde damit zudem

116 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 40, a.a.O., Tz. 51.

117 Empfehlung der Kommission vom 7. Mai 2009 iiber die Regulierung der Festnetz- und Mobilfunk-
Zustellungsentgelte in der EU, ABL. EU Nr. L 124 vom 20. Mai 2009, S. 67. Vgl. dazu auch Ab-
schnitt 5.3.2.1.
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die Moglichkeit, Nutzen aus dem Vergleich von Regulierungssystemen und -methoden
zu zichen.

5.1.5 Funktionale Separierung

154. Vorgesehen ist weiterhin, die funktionale Separierung als ein zusitzliches Instru-
ment der Regulierung in die Zugangsrichtlinie aufzunehmen. Eingefiihrt werden soll in
der Zugangsrichtlinie ein Art. 13a, wonach die nationale Regulierungsbehorde einem
vertikal integrierten Unternehmen als auB3erordentliche MaBBnahme auferlegen kann, sei-
ne Tatigkeiten im Zusammenhang mit der Bereitstellung der Zugangsprodukte auf der
Vorleistungsebene in einem unabhdngig arbeitenden Geschiftsbereich unterzubringen.
Dieser Geschiftsbereich stellt Zugangsprodukte und -dienste allen Unternehmen, ein-
schlieBlich des eigenen Mutterunternehmens, zu gleichen Bedingungen (Preise und Um-
fang), mit den gleichen Fristen und mittels der gleichen Systeme zur Verfligung. Die
Voraussetzung fiir die Auferlegung der Verpflichtung zur funktionalen Separierung ist,
dass andere RegulierungsmaBBnahmen nicht zu einem wirksamen Wettbewerb gefiihrt
haben und wichtige und andauernde Wettbewerbsprobleme und/oder Marktversagen auf
den betroffenen Mérkten fiir Zugangsprodukte bestehen. In einem zusétzlich einzufiih-
renden Art. 13b wird die freiwillige funktionale Trennung durch ein vertikal integrier-
tes Unternehmen geregelt. Sie setzt voraus, dass die nationale Regulierungsbehorde auf-
grund einer rechtzeitigen Vorabunterrichtung die Moglichkeit hatte, die Wirkungen der
geplanten Transaktion — Einrichtung getrennter Geschiftsbereiche oder Trennung der
Geschiftsbereiche und Ubertragung des gesamten Ortsanschlussnetzes oder groBer Tei-
le davon auf andere Eigentiimer — einzuschétzen, insbesondere im Hinblick auf die
Moglichkeiten, allen Anbietern auf der Endkundenebene véllig gleichwertige Zugangs-
produkte zu liefern. Die nationale Regulierungsbehdrde soll zudem eine erneute Markt-
analyse durchfiihren, um die Folgen der beabsichtigten Operation auf die bestehenden
Verpflichtungen zu priifen.

155. Die Monopolkommission hat sich bereits in ihrem letzten Sondergutachten kritisch
mit der funktionalen Separierung als Instrument der Telekommunikationsregulierung
befasst.'"® Gegen seine Einfiihrung spricht vor allem, dass es keine Notwendigkeit gibt,
in einem fortgeschrittenen Stadium der Wettbewerbsentwicklung auf den Telekommu-
nikationsmérkten ein solch restriktives Instrument neu einzufiihren. Gerechtfertigt wére
das allenfalls, wenn die bisherige Zugangsregulierung gescheitert wére oder zu schei-
tern droht. Dafiir sicht die Monopolkommission keine Anzeichen. Zu begriiflen ist, dass
der aktuelle Vorschlag zur funktionalen Separierung stirker als der Ausgangsvorschlag
den Ausnahmecharakter des Instruments betont. Die Monopolkommission geht davon
aus, dass dieses Instrument, so es eingefiihrt werden sollte, bei der Regulierung der Te-
lekommunikationsmérkte in Deutschland keine Rolle spielen wird.

5.1.6 GEREK

156. Von dem urspriinglichen Vorschlag der Europédischen Kommission zur Errichtung
einer europdischen Regulierungsbehdrde mit etwa 120 Mitarbeitern ist nach zdhem Rin-
gen und iiber mehrere Zwischenschritte das ,,Gremium Europdischer Regulierungsstel-
len fiir elektronische Kommunikation® (GEREK) iibrig geblieben. Der Européische Rat

118 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 215 ff.
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hat in seiner Sitzung am 26. Oktober 2009 den Vorschlag in zweiter Lesung angenom-
men. GEREK wird die Gruppe Europidischer Regulierungsstellen (European Regulators
Group, ERQG) ersetzen und als ausschlieBliches Forum fiir die Zusammenarbeit zwi-
schen den nationalen Regulierungsbehdrden sowie zwischen den nationalen Regulie-
rungsbehodrden und der Europdischen Kommission bei der Wahrnehmung aller ihrer
Aufgaben innerhalb des europdischen Rechtsrahmens fiir die Telekommunikation fun-
gieren. GEREK ist weder eine Gemeinschaftsagentur noch hat sie eine Rechtsperson-
lichkeit. Es besteht aus dem Regulierungsrat, der sich wiederum aus den Leitern oder je
einem hochrangigen Vertreter der nationalen Regulierungsbehdrden zusammensetzt.
Die Europdische Kommission hat einen Beobachterstatus. GEREK handelt bei der Er-
fiillung seiner Aufgaben unabhédngig. Die Mitglieder des Regulierungsrates diirfen we-
der von Regierungen noch von der Europdischen Kommission noch von anderen 6ffent-
lichen oder privaten Stellen Weisungen entgegennehmen. Der Regulierungsrat ernennt
aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, dessen Amtszeit ein Jahr betrdgt. Pro Jahr finden
mindestens vier Plenarsitzungen des GEREK statt. Das Gremium trifft seine Beschliisse
mit einer Zweidrittelmehrheit.

157. GEREK soll im Wesentlichen

- bewihrte Regulierungspraktiken zur Umsetzung des Rechtsrahmens fiir die Te-
lekommunikation entwickeln,

- die nationalen Regulierungsbehorden auf Anfrage in Regulierungsfragen unter-
stlitzen,

«  Stellungnahmen zu Entwiirfen von Entscheidungen, Empfehlungen und Leitlini-
en der Europédischen Kommission abgeben,

« Berichte erstellen und Stellungnahmen fiir das Européische Parlament und den
Rat abgeben,

« das Europdische Parlament, den Rat und die Europdische Kommission sowie die
nationalen Regulierungsbehdrden bei deren Beziehungen zu Dritten unterstiit-
zen.

158. GEREK erhilt zu seiner Unterstiitzung in professioneller und administrativer Hin-
sicht ein Biiro, welches als Einrichtung der Gemeinschaft mit eigener Rechtspersonlich-
keit eingerichtet wird.'" Das Biiro wird von einem Verwaltungsdirektor geleitet und
verfiigt liber eine streng auf die zur Erfiillung seiner Aufgaben begrenzte Anzahl von
Bediensteten. Kontrolliert wird das Biiro durch den Verwaltungsausschuss, der sich aus
je einem Mitglied pro Mitgliedstaat zusammensetzt und in dem jedes Mitglied eine
Stimme hat.

159. Die Monopolkommission hat die Einrichtung einer europdischen Regulierungsbe-
horde und die Ausweitung der Kompetenzen der Gruppe Europdischer Regulierungs-
stellen abgelehnt.'™ Gegen die Einrichtung spricht, dass ein nationaler Regulierer Vor-
teile bei der Informationsbeschaffung und damit bei der Analyse nationaler Mérkte hat.
Eine dezentrale Regulierung kann in einem weitaus stirkeren Mafle an den Besonder-
heiten nationaler Markte, wie etwa der unterschiedlichen Entwicklung von alternativen

119 Das Biiro wird als Gemeinschaftseinrichtung mit einer eigenen Rechtspersénlichkeit im Sinne des
Art. 185 der Haushaltsordnung eingerichtet. Vgl. Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des
Rates vom 25. Juni 2002 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Europdischen
Gemeinschaften, ABl. EG Nr. L 248 vom 16. September 2002, S. 1.

120 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 203 ff.
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Infrastrukturen, ausgerichtet werden. Ebenso spricht die national zum Teil sehr unter-
schiedliche Entwicklung des Wettbewerbs auf den Telekommunikationsmarkten fiir
eine eher differenzierte Regulierung. Zentralisierung bedeutet nicht zuletzt den Verzicht
auf Effizienzgewinne aus einem Wettbewerb der Regulierungssysteme. Auch wenn GE-
REK nicht die europédische Regulierungsbehdrde ist, wie sie urspriinglich vorgesehen
war, diirfte die Skepsis weiterhin berechtigt sein. Mit der Einrichtung eines Biiros mit
eigener Rechtspersonlichkeit und einem eigenen Stab ist der Schritt zu einer europii-
schen Regulierungsbehorde kleiner geworden. Nicht auszuschlieBen ist, dass sich eine
Eigendynamik entfaltet, die zu einem Mehr statt zu einem Weniger an Regulierung
fiihrt. Kritisch ist insbesondere, dass die Einfiihrung von GEREK die Einfithrung des
Ko-Regulierungsverfahrens nach sich gezogen hat.'?! Insgesamt wird das Prozedere bis
zu einer endgiiltigen Entscheidung der nationalen Regulierungsbehdrde dadurch lang-
wieriger und biirokratischer. Die Monopolkommission hétte es vorgezogen, wenn die
Aufgaben des Gremiums darauf beschrinkt worden wiren, Lander mit kleinen unerfah-
renen Regulierungsbehodrden zu unterstiitzen.

5.2 Euwropiiische Initiativen zur Regulierung des Mobilfunks

160. Europdisches Parlament, Rat und Europdische Kommission intensivieren die Re-
gulierung im Mobilfunk. So haben das Europdische Parlament und der Rat nicht nur
eine weitere Absenkung der grenziiberschreitenden Tarife fiir Mobilfunkgespridche und
der Entgelte flir das International Roaming von Gesprichen beschlossen, sondern die
Regulierung auf grenziiberschreitende Datendienste (SMS und Internetzugang) ausge-
weitet. Die Europédische Kommission hat zudem im Mai 2009 eine Empfehlung iiber
die Regulierung der Terminierungsentgelte im Mobilfunk und im Festnetz erlassen, die
auf die Vereinheitlichung der Methoden und der Kostenstandards der Regulierung so-
wie eine deutliche Reduzierung der Entgelte fiir die Terminierung in den nationalen
Mobilfunknetzen abzielt.

5.2.1 International Roaming

161. Die grenziiberschreitenden Tarife fiir Mobilfunkgesprache werden bereits seit
Sommer 2007 auf der Ebene der Europédischen Union gesetzlich reguliert. Mit der Ver-
ordnung (EG) 717/2007 iiber das Roaming in 6ffentlichen Mobilfunknetzen wurden
Preisobergrenzen fiir Handygespriache im Ausland sowie die Entgelte, die sich die Netz-
betreiber fiir die Zustellung eines Gespréchs im jeweils anderen Netz (Roaming) gegen-
seitig in Rechnung stellen, eingefiihrt.'* Im Juni 2009 haben das Europiische Parla-
ment und der Rat diese Verordnung novelliert.'*® Neben einer weiteren Absenkung der

121 Vgl. Abschnitt 5.1.2.

122 Verordnung (EG) 717/2007 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2007 {iber das
Roaming in 6ffentlichen Mobilfunknetzen in der Gemeinschaft und zur Anderung der Richtlinie
2002/21/EG, ABIL. EU Nr. L 171 vom 29. Juni 2007, S. 32. Gegenwdrtig ist ein Vorabentschei-
dungsersuchen des britischen High Court of Justice beim Europdischen Gerichtshof anhingig, Rs.
C-58/08. Hierbei geht es unter anderem um die Frage, ob die gesetzliche Vorgabe einer Preisober-
grenze fiir Endkundenroamingentgelte gegen den Grundsatz der VerhiltnisméBigkeit und/oder den
Subsidiarititsgrundsatz verstoBt. Eine Entscheidung des Gerichts stand bei Abschluss dieses Gut-
achtens noch aus.

123 Verordnung (EG) 544/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 zur An-
derung der Verordnung (EG) 717/2007 iiber das Roaming in 6ffentlichen Mobilfunknetzen in der
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Obergrenzen der Entgelte fiir Handygespriche und Roaming wurde die Regulierung der
Endkundenentgelte fiir SMS sowie eine Regulierung der Vorleistungsentgelte fiir Da-
tendienste (Versenden von E-Mails und MMS {iiber Handy oder Internetnutzung {iber
Mobiltelefon) eingefiihrt. Die neue Verordnung gilt unmittelbar in allen 27 EU-Mit-
gliedstaaten und sieht im Einzelnen vor:

Die Endkundenentgelte fiir Anrufe aus dem Ausland sinken ab 1. Juli 2009 auf
0,43 EUR, ab 1. Juli 2010 auf 0,39 EUR und ab 1. Juli 2011 auf 0,35 EUR. Die
Endkundenentgelte fiir den Empfang von Gesprichen im Ausland sinken im
gleichen Zeitraum von 0,19 tiber 0,15 auf 0,11 EUR (jeweils pro Minute, ohne
Mehrwertsteuer.)

Die Endkundenentgelte fiir den SMS-Versand im Ausland sinken ab 1. Juli 2009
auf maximal 0,11 EUR (ohne Mehrwertsteuer), was bezogen auf den Durch-
schnittspreis einer SMS in der Gemeinschaft von 0,28 EUR eine Reduzierung
von 60 % bedeutet.'**

Die Vorleistungsentgelte fiir Datenroaming (Kosten, die ein ausldndischer Netz-
betreiber dem Heimatanbieter des Roamingkunden in Rechnung stellen darf)
werden ab 1. Juli 2009 auf 1 EUR (ohne Mehrwertsteuer) pro Megabyte, ab
1. Juli 2010 auf 0,80 EUR und ab 1. Juli 2011 auf 0,50 EUR pro Megabyte ge-
senkt. Dem stehen derzeit durchschnittliche Entgelte von 1,68 EUR entgegen.

Zum Schutz der Verbraucher vor unerwartet hohen Rechnungen wurde zusétz-
lich eingefiihrt, dass der Dienst kostenlos unterbrochen wird, wenn ein Rech-
nungsbetrag von 50 EUR erreicht wird, es sei denn der Endkunde wiinscht einen
hoheren Betrag fiir die Unterbrechung.

Zulasten der Umsétze der Mobilfunknetzbetreiber geht auch die Einfiihrung der
sekundengenauen Abrechnung ab der 31. Sekunde fiir alle ausgehenden und ab
der 1. Sekunde fiir alle eingehenden Anrufe. Ohne diese Regelung zahlen die
Verbraucher bei gleichen Telefoniegewohnheiten etwa 20 % mehr fiir ihre An-
rufe.

162. Nach Auffassung der Monopolkommission durchbricht die direkte Regulierung
der Roamingmirkte durch europdisches Recht das im Ubrigen geltende Regulierungs-
system, nach dem die nationalen Behdrden Mafinahmen nach der Durchfithrung einer
Marktanalyse und einem Konsultations- und Notifizierungsverfahren auferlegen. Fiir
eine solche Abweichung gibt es gute Griinde. Das International Roaming ist der klassi-
sche Anwendungsfall fiir eine gemeinschaftsweite Regulierung von Telekommunikati-
onsmirkten, da Entscheidungen iiber die Entgelte von inldndischen Netzbetreibern fiir
die Zustellung der Anrufe aus auslidndischen Netzen direkte Auswirkungen auf die
Wohlfahrt der Biirger in anderen Mitgliedstaaten der Europdischen Union haben.'** Von
iiberhohten Roamingentgelten profitieren inldndische Mobilfunkanbieter und indirekt
iiber die Quersubventionierung von Gespriachsgebilihren und Endgerdten auch inlidndi-
sche Verbraucher. Belastet werden ausldndische Nutzer, die im Inland mobil telefonie-
ren. Umgekehrt profitieren ausldndische Nutzer von einer strengen nationalen Regulie-

Gemeinschaft und der Richtlinie 2002/21/EG iiber einen gemeinsamen Rechtsrahmen fiir elektroni-
sche Kommunikationsnetze und -dienste, ABl. EU Nr. L 167 vom 29. Juni 2009, S. 12.
124 Fiir deutsche Verbraucher liegt das Sparpotenzial noch hoher, weil E-Plus bis dahin fiir eine Aus-
lands-SMS 0,29 EUR, O2 und T-Mobile 0,39 EUR und Vodafone sogar 0,41 EUR berechnet hatte.
125 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.0O., Tz. 206.
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rung der Roamingentgelte im Inland, wéhrend die Inldnder im Ausland durch gegebe-
nenfalls hohere Roamingentgelte und hohere Gesprachsgebiihren belastet werden.

163. Die Zustimmung dazu, dass International Roaming ein Anwendungsfall fiir die eu-
ropdische Regulierung ist, bedeutet nicht zugleich, dass die Monopolkommission mit
der gegenwirtigen Regulierung der Roamingmarkte einverstanden ist. Kritisch sieht sie
das Festhalten an der doppelten Regulierung von Endkunden- und Vorleistungsmaérkten,
die Ausweitung der Regulierung auf die Datendienste sowie die recht drastische Absen-
kung der Entgelte sowohl bei den Vorleistungen als auch bei den Endkundenleistungen.
Auch wenn Letzteres aus Sicht der Verbraucher kurzfristig positiv erscheint, kann dies
die Leistungsfahigkeit insbesondere der kleineren Mobilfunknetzbetreiber iibersteigen.
Damit steigt das Risiko von Marktaustritten und einer abnehmenden Wettbewerbsinten-
sitdt auf den nationalen Mobilfunkmérkten.

5.2.2 Terminierung
5.2.2.1 Empfehlungen der Europdischen Kommission

164. Die Europédische Kommission hat am 7. Mai 2009 eine Empfehlung tiber die Re-
gulierung der Festnetz- und Mobilfunkterminierungsentgelte veroffentlicht.'”® Gemeint
sind die Entgelte, die Telekommunikationsnetzbetreiber anderen Netzbetreibern dafiir
in Rechnung stellen, dass sie Gespriache aus einem anderen Netz einem Kunden im ei-
genen Netz zustellen. Diese Entgelte variieren in der Europdischen Union vergleichs-
weise stark und werden methodisch unterschiedlich und nach verschiedenen Kosten-
standards reguliert. Im Ergebnis liegen die Entgelte fiir die Mobilfunkterminierung zwi-
schen 0,02 EUR in der Minute in Zypern und 0,15 EUR pro Minute in Bulgarien.'”’ Sie
sind zudem etwa neunmal so hoch wie im Festnetz, wo die Terminierung im Durch-
schnitt lediglich 0,0057 EUR kostet. Da solche Unterschiede nach Auffassung der Eu-
ropdischen Kommission zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen dem Mobilfunk und
dem Festnetz sowie zwischen den Betreibern kleiner und groBer Netze fithren, schaden
sie dem Binnenmarkt und der Wettbewerbsfahigkeit Europas. Die Empfehlung zielt da-
her auf eine Harmonisierung der Regulierung der Terminierungsentgelte ab.

165. Empfohlen wird, die Entgelte fiir die Terminierung in Mobilfunknetzen auf der
Basis eines Bottom-up-Ansatzes auf der Grundlage analytischer Kostenmodelle nach
dem Kostenstandard der zukiinftigen langfristigen Zusatzkosten (Forward Looking
Long Run Incremental Costs, FL-LRIC) zu regulieren. Dabei geht die Europiische
Kommission von den Kosten eines effizienten Netzbetreibers aus und definiert ,,reine*
langfristige Zusatzkosten (Pure LRIC). Ermittelt werden diese als Differenz zwischen
den langfristigen Gesamtkosten eines Betreibers, der die gesamte Bandbreite von
Diensten anbietet und den langfristigen Kosten dieses Betreibers ohne den Dienst An-
rufzustellung fiir Dritte. Beriicksichtigt werden lediglich die verkehrsabhidngigen varia-
blen Kosten der Terminierung und nicht die verkehrsunabhidngigen (Gemein-)Kosten.
Dabei soll das Kostenrechnungsmodell die Nutzung effizienter Technologien unterstel-
len, die im betrachteten Zeitraum zur Verfiigung stehen.

126 ABI. EU Nr. L 124 vom 20. Mai 2009, S. 67.
127 Vgl. Europdische Kommission, Pressemitteilung vom 7. Mai 2009, IP/09/710.
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166. Empfohlen wird weiterhin, dass die Terminierungsentgelte in den Gruppen Mobil-
funk und Festnetz in der Regel symmetrisch sind. Asymmetrien bei den Entgelten sind
ausdriicklich zu begriinden. Marktneulingen konnen fiir eine Ubergangszeit hdohere
Stiickkosten und damit héhere Terminierungsentgelte erlaubt werden, bis sie eine effizi-
ente Betriebsgrofe erreicht haben. Die Europdische Kommission geht im Einklang mit
der Gruppe Européischer Regulierungsstellen davon aus, dass es den neu in einen Markt
eintretenden Mobilfunkunternehmen in maximal vier Jahren gelingt, eine effiziente Be-
triebsgrofBe mit einem Marktanteil von 15 bis 20 % zu erreichen und die Asymmetrien
abzubauen. Im Festnetz sind nach dieser Auffassung solche Ubergangszeitriume nicht
notwendig, da die Marktneulinge ihre Stiickkosten dadurch niedrig halten konnen, dass
sie ithre Netze zunédchst in Ballungsrdumen mit einer hohen Verkehrsdichte aufbauen
und/oder Netzkapazititen von dort bereits titigen Netzbetreibern anmieten kénnen.

167. Die Europdische Kommission geht davon aus, dass eine Ubergangsfrist bis zum
31. Dezember 2012 ausreicht, um das empfohlene Regulierungskonzept umzusetzen.
Den Netzbetreibern bleibe damit geniigend Zeit, die Geschéftsmodelle entsprechend an-
zupassen. Die Kommission erwartet auf dieser Grundlage eine deutliche Reduzierung
der Entgelte fiir die Mobilfunkterminierung auf 1,5 bis 3 Cent/Minute bis Ende des Jah-
res 2012.

5.2.2.2 Stellungnahme der Monopolkommission

168. Die Monopolkommission hat sich bisher stets fiir eine Ex-ante-Regulierung der
Terminierungsentgelte im Mobilfunk ausgesprochen.'?® Das Hauptargument dafiir war
und ist, dass Terminierungsleistungen in einem Netz nicht durch Terminierungsleistun-
gen in einem anderen Netz substituiert werden konnen. In der Folge bildet jedes Netz —
im Mobilfunk und im Festnetz — einen eigenen sachlich relevanten Markt, in dem der
Netzbetreiber a priori Monopolist ist. Da ein Telefongespriach sowohl im Mobilfunk als
auch im Festnetz von dem Anrufer bezahlt wird (Calling Party Pays), spielen die Kos-
ten des Anrufers bei der Auswahl eines Netzbetreibers in der Regel nur eine unterge-
ordnete Rolle. Dort, wo sie eine Rolle spielen, etwa bei Unternehmen mit Aullendienst-
mitarbeitern oder bei informellen Gruppen wie Freundeskreisen oder Vereinen, sind es
eher die Entgelte fiir On-Net-Gespriche als die Entgelte fiir die Terminierung, die fiir
oder gegen einen (gemeinsamen) Netzbetreiber sprechen.

169. Fiir eine Regulierung der Terminierungsentgelte spricht auch, dass Terminierung
eine wesentliche Vorleistung fiir Telekommunikationsnetzbetreiber ist. Uberhdhte Ter-
minierungsentgelte verzerren den Wettbewerb zwischen Festnetz und Mobilfunk sowie
zwischen den Betreibern kleiner und groer Mobilfunknetze. Letzteres gilt insbesonde-
re in Verbindung mit signifikanten Unterschieden bei den Entgelten fiir Gespriache in-
nerhalb des Netzes (On-Net) und in andere Netze (Off-Net). Die Notwendigkeit der Re-
gulierung hingt allerdings auch von der Wettbewerbsintensitit auf den Festnetz- und
Mobilfunkmairkten ab. Je hoher die Wettbewerbsintensitdt dort ist, desto geringer fallt
der Nutzen einer Regulierung der Terminierungsentgelte fiir den Verbraucher aus.

128 Vgl. unter anderem Monopolkommission, Sondergutachten 39, a.a.0O., Tz. 210 ff. sowie dies., Son-
dergutachten 50, a.a.O., Tz. 131.
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170. Gegen eine Regulierung der Terminierungsentgelte im Mobilfunk spricht, dass Re-
gulierung Kosten verursacht und die Moglichkeit von Regulierungsfehlern besteht.'”
Auf Regulierung verzichtet werden kann am ehesten, wenn die eigentliche Ursache fiir
das Bestehen der Terminierungsmonopole beseitigt wird, das ,,Calling Party Pays*-
Prinzip fiir die Abrechnung von Gespréichen. Ersetzt werden konnte dies durch das ,,Re-
ceiving Party Pays“-Prinzip, bei dem die Gesprachsgebiihren von dem Teilnehmer ge-
zahlt werden, der angerufen wird. Dies konnte allerdings auch negative Folgen haben,
etwa dass die Anzahl der Teilnehmer, sprich die Penetrationsrate im Mobilfunk, sinkt.
In der Literatur finden sich jedoch Hinweise, dass eben dies nicht der Fall ist."** Man
konnte zudem daran denken, das sog. ,,Bill & Keep*“-Regime einzufiihren, bei dem sich
die Netzbetreiber Terminierungsentgelte nicht mehr gegenseitig in Rechnung stellen,
sondern die Kosten der Terminierung selbst iibernehmen. Dies macht vor allem deshalb
Sinn, weil aus jedem Netz in jedes andere Netz Gespriche vermittelt werden, sodass die
gegenseitige Abrechnung von Terminierungsentgelten in gleicher oder dhnlicher Hohe
in weiten Teilen ein Nullsummenspiel ist und unndétige Transaktionskosten verursacht.
Probleme bereitet Bill & Keep allerdings, wenn die Mobilfunknetze unterschiedlich
grof3 sind, die Terminierungsentgelte und die Verkehrsstrome differieren oder die Netz-
kosten unterschiedlich sind. Gleichwohl spricht sich die Monopolkommission dafiir aus,
Bill & Keep ernsthaft in Erwdgung zu ziehen. Zu priifen wére etwa, ob das System mit
dem europdischen Rechtsrahmen vereinbar ist und welche Auswirkungen auf die Ge-
schiftsmodelle der Netzbetreiber und den Wettbewerb auf dem Mobilfunkmarkt damit
verbunden sind.

171. In der Sache teilt die Monopolkommission die Einschidtzung der Europiischen
Kommission, dass sich die Terminierungsentgelte auf den nationalen Mobilfunkmérk-
ten trotz der Absenkungen in den letzten Jahren weiterhin auf einem Niveau oberhalb
der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung befinden. In der Folge kommt es zu
Wettbewerbsverzerrungen, insbesondere zulasten des Festnetzes. Die Monopolkommis-
sion ist allerdings der Auffassung, dass die Terminierungsentgelte im Mobilfunk gemal
den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung reguliert werden sollten. Sie teilt
nicht die Meinung der Europédischen Kommission, dass dies nach einem Kostenstandard
geschehen sollte, der die Beriicksichtigung von Gemeinkosten ausschlief3t.

172. Die Monopolkommission wendet sich bereits gegen den Grundgedanken der Emp-
fehlung, der davon ausgeht, dass nationale Unterschiede bei der Art der Regulierung
und bei der Hohe der Terminierungsentgelte Auswirkungen auf den Gemeinsamen
Markt haben und in der Folge beseitigt werden miissen. Mafigeblich fiir diese Einschit-
zung ist, dass die Mobilfunkmédrkte und speziell die Mairkte fiir Terminierungs-
leistungen nationale Mérkte sind, die auch von dem nationalen Regulierer und in Anbe-
tracht der national gegebenen Besonderheiten reguliert werden sollten. Die Empfehlung
der Europdischen Kommission ist auf eine Harmonisierung der Regulierung gerichtet,
die nur dann gerechtfertigt ist, wenn Entscheidungen eines nationalen Regulierers Aus-
wirkungen auf die Wohlfahrt der Biirger anderer Mitgliedstaaten der Europdischen

129 Vgl. Haucap. J., The Recommended Regulation of Fixed and Mobile Termination Rates: A Critical
Appraisal, in: Cave, M. u.a., Monitoring EU Telecoms Policy, published by NEREC (Network for
Electronic Research on Electronic Communications), September 2009, S. 27 ff.

130 Vgl. Dewenter, R., Kruse, J., Calling Party Pays or Receiving Party Pays? The Diffusion of Mobile
Telephony with Endogenous Regulation, Discussion Paper No. 43, Hamburg, November 2005.
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Union haben."' Das klassische Beispiel dafiir sind die Entgelte, die ein Mobilfunknetz-
betreiber fiir die Zustellung eines Gesprichs in einem auslédndischen Netz bezahlt (Inter-
national Roaming). Entscheidungen eines nationalen Regulierers iiber Terminierungs-
entgelte im Inland haben dagegen keine Auswirkungen auf die Biirger in anderen Mit-
gliedstaaten. Gegen eine Harmonisierung der Regulierung spricht bereits der damit ver-
bundene Verzicht auf den Wettbewerb der Regulierungsansitze. Die Grundidee eines
Wettbewerbs der Regulierungssysteme besteht darin, dass sich bei Unsicherheiten {iber
die Wirkungsweise von Regulierung herausstellt, welche Formen der Regulierung in
welcher Entwicklungsphase des Wettbewerbs effizient und welche weniger effizient
sind.

173. Das deutsche Telekommunikationsgesetz definiert die Kosten der effizienten Leis-
tungsbereitstellung als langfristige zusitzliche Kosten der Leistungsbereitstellung zu-
ziiglich eines angemessenen Zuschlags fiir leistungsmengenneutrale Gemeinkosten (Full
Service Long Run Incremental Costs, FS-LRIC). Diesem Regulierungsansatz liegt die
Philosophie zugrunde, Entgelte festzusetzen, wie sie sich in einem fiktiven, durch Wett-
bewerb gekennzeichneten Telekommunikationsmarkt ergeben wiirden. Die Telekom-
munikation ist eine Industrie mit hohen Gemeinkosten, etwa fiir den Aufbau, den Erhalt
und den Betrieb der Netze. Auf wettbewerblich organisierten Méarkten werden in der
Regel alle Geschiftsbereiche zur Deckung der Gemeinkosten herangezogen. Nimmt
man den Marktteilnehmern die Moglichkeit, die entsprechenden Gemeinkostenanteile
in den regulierten Bereichen geltend zu machen, besteht das Risiko, dass es zu einer
Gesamtkostenunterdeckung kommt. Dies ginge zulasten des Wettbewerbs auf dem Mo-
bilfunkmarkt, da Netzbetreiber gegebenentalls aus dem Markt ausscheiden miissen und
die Marktzutrittsbarrieren fiir Newcomer erhdht werden.

174. Der von der Europdischen Kommission empfohlene Kostenstandard reiner lang-
fristiger Zusatzkosten (Pure LRIC) unterscheidet sich von dem Ansatz des Telekommu-
nikationsgesetzes dadurch, dass er sich nicht an der Fiktion eines ,,Als-ob-
Wettbewerbs*, sondern an der Vorstellung eines Effizienzoptimums orientiert.'** Nach
dieser Philosophie eines ,,Fine Tuning*“-Ansatzes strebt die Regulierung Preise an, die
sich in einem Effizienzoptimum ergeben wiirden, wenn sdamtliche Unzuldnglichkeiten
des Marktes, wie die Existenz von Netzwerk- und anderen Externalititen, korrigiert
sind. Ein solcher Ansatz ist deshalb problematisch, weil der Mobilfunkmarkt eben nicht
dem Modell des vollkommen Wettbewerbs entspricht. Das heiflt, wéire der Markt fiir
Terminierungsleistungen durch Wettbewerb gekennzeichnet, etwa weil statt des ,,Cal-
ling Party Pays“-Prinzip das ,,Receiving Party Pays“-Prinzip gelten wiirde, wiirden sich
auf diesem Markt mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht die Entgelte gemi3 dem reinen
LRIC-Standard, sondern eher Entgelte gemifl dem FS-LRIC-Standard oder gemaf3 den
langfristigen zusétzlichen Durchschnittskosten (LRIAC) ergeben.

175. Nicht unproblematisch ist zudem die Empfehlung symmetrischer Terminierungs-
entgelte. Gegen symmetrische Terminierungsentgelte spricht, dass die Kosten fiir den
Aufbau und den Betrieb von Mobilfunknetzen unterschiedlich sind. Wesentliche Griin-
de dafiir sind der Zeitpunkt des Marktzutritts und die Existenz von Skalenertrigen.
Letztere fithren dazu, dass auch ein effizienter Newcomer nicht vom ersten Tag an eine

131 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 203 ff.
132 Vgl. Haucap. J., a.a.0., S. 31 f.
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mindestoptimale Netzgrof8e haben kann und dass vor diesem Hintergrund asymmetri-
sche Terminierungsentgelte Marktzutritte im Mobilfunk begiinstigen.'*® Die Asymme-
trien sollten nach Auffassung der Monopolkommission allerdings iiber die Zeit allein
schon deshalb abgebaut werden, weil Terminierungsleistungen, so sie im Wettbewerb
angeboten wiirden, auch nicht asymmetrisch sein konnten. Fiir den Abbau spricht zu-
dem, dass damit Anreize fiir die Netzbetreiber verbunden sind, in effiziente Betriebs-
groflen zu wachsen. Die Vorstellung der Europdischen Kommission, dass Newcomer im
Mobilfunk nach drei bis vier Jahren einen Marktanteil von 15 bis 20 % erreichen kon-
nen, ist allerdings wenig realistisch. Dagegen spricht der empirische Befund, dass in
den meisten Mitgliedstaaten der Gemeinschaft der Autholprozess der spéter lizenzierten
Netzbetreiber wesentlich langer andauert und in vielen Fillen bis heute nicht dazu ge-
fiihrt hat, dass die Marktposition der zuerst lizenzierten Netzbetreiber erreicht wurde.
Ein Grund dafiir ist, dass Kostennachteile wie die, die sich aus der unterschiedlichen
Ausstattung mit Frequenzen ergeben, dauerhaft sind.

176. Die Monopolkommission sieht zudem das Risiko, dass eine zu strikte Regulierung
der Terminierungsentgelte die Uberlebensfihigkeit der kleineren Netzbetreiber infrage
stellt. Die Europédische Kommission strebt bis Ende des Jahres 2012 Entgelte in der
GroBenordnung von 1,5 bis 3 Cent/Minute an. Gegenwirtig werden in der Européi-
schen Union im Durchschnitt 8,55 Cent/Minute gezahlt. In Deutschland liegen die Ent-
gelte seit dem 1. April 2009 mit einer Laufzeit bis Ende November 2010 bei 6,59
Cent/Minute fiir die D-Netzbetreiber und 7,14 Cent/Minute fiir die E-Netzbetreiber. Die
angekiindigte Absenkung ist demnach recht drastisch und muss in einer verhéltnismaBig
kurzen Zeit erfolgen. In einer Zeit, in der die Gesamtumsdtze im Mobilfunk ohnehin
sinken und die Netzbetreiber zudem hohe Investitionen fiir neue Frequenzen und neue
Netze zur Sicherung der Breitbandversorgung in weiflen Flecken bewiltigen miissen,
konnte die weitere deutliche Beschneidung der Erlosmoglichkeiten die Leistungsfahig-
keit insbesondere der kleineren Mobilfunknetzbetreiber gefahrden und den Konsolidie-
rungsdruck im Mobilfunk erh6hen.

133 Vgl. Peitz, M., Asymmetric Access Price Regulation in Telecommunication Markets, European
Economic Review 49, 2005, S. 341 ff.; ders., Asymmetric Regulation of Access and Price Discrimi-
nation in Telecommunications, Journal of Regulatory Economics 28, 2005, S. 327 ff.
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6. Forderung hochleistungsfiahiger Breitbandnetze
6.1 Einfiihrung

177. Der Ausbau der Breitbandnetze zu glasfaserbasierten Next Generation (Access)
Networks (NGN/NGA) ist im Jahr 2009 eines der beherrschenden regulierungspoliti-
schen Themen im Bereich der Telekommunikation. Hochleistungsfdahige paketvermit-
telte Breitbandnetze 16sen gegenwirtig weltweit die kupferbasierten, leitungsvermittel-
ten PSTN-Netze (Public Switched Telephone Network) ab. Diese Migration geht einher
mit der Umstellung der bestehenden Telekommunikationsnetze auf IP-Technologie, da
das Internet-Protokoll die vorherrschende Wahl zur Implementierung von paketvermit-
telten Netzen ist. Motiviert wird diese Entwicklung von der Mdoglichkeit, die integrier-
ten NGN deutlich effizienter und kostensparender zu betreiben als herkdmmliche Netze.
Die aus der Umstellung auf Glasfaser resultierende Erhohung der Bandbreiten ent-
spricht dem zunehmenden Bedarf, der durch die erwartet starke Zunahme der Daten-
iibertragung im Internet geprégt ist. Hohere Bandbreiten machen dariiber hinaus die
Entwicklung neuer und innovativer Dienste moglich.

178. Die Bundesregierung sieht, wie andere Regierungen weltweit auch, die Notwen-
digkeit, den Ausbau der Breitbandnetze zu fordern. Dies gilt vor allem vor dem Hinter-
grund, dass mit dem Auf- und Ausbau hochleistungsfahiger Breitbandnetze hohe wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Erwartungen verbunden sind. Sie gelten unter anderem
als eine der wichtigsten Voraussetzungen fiir kiinftiges Wirtschaftswachstum und die
Schaffung von Arbeitspldtzen. Genannt in diesem Zusammenhang werden Anwen-
dungsbereiche wie eWork, eHealth, eLearning oder auch eGovernment. Von leistungs-
fahigen Breitbandinfrastrukturen kdnnen insbesondere auch ldndliche Gebiete profitie-
ren. Breitband ist ein wichtiger Standortfaktor fiir die Ansiedlung von Unternehmen so-
wie den Verbleib und den Zuzug von qualifizierten Arbeitskréften.

179. Zwar investieren die Unternehmen bereits seit einigen Jahren in den Aufbau mo-
derner Breitbandnetze, dies aber nicht in dem Ausmal und der Geschwindigkeit, wie es
notwendig erscheint. Die DTAG als grofiter Netzbetreiber nennt als wichtigstes Investi-
tionshindernis die drohende Regulierung der neuen Breitbandnetze. Die Wettbewerber
sehen vor allem die fehlende Bereitschaft der DTAG, ihr Netz fiir alternative Anbieter
zu Offnen, sowie die unzureichende Transparenz der Netzausbaupline des Incumbent
als Hindernisse fiir eigene Investitionen. Nachdem zunéchst primér {iber Regulierungs-
ferien als Moglichkeit diskutiert wurde, die Anreize fiir Investitionen in neue Netze zu
verbessern, hat die Bundesregierung im Februar 2009 eine aktive Strategie zur Forde-
rung des Netzausbaus vorgeschlagen.'** Darin wird das Ziel formuliert, bis 2014 75 %
der Haushalte in Deutschland mit Breitbandanschliissen zu versorgen, die eine Ubertra-
gungsrate von mindesten 50 MBit/s besitzen. Moglichst schnell, spatestens bis 2018,
soll eine flichendeckende Versorgung erreicht werden. Dazu sollen die Anreize fiir die
Unternehmen, in Breitbandnetze zu investieren, verbessert werden. Vorgeschlagen wird
unter anderem, die Regulierung so auszugestalten, dass Investitionen in Breitbandnetze
nicht verhindert, sondern gefordert werden. Vorgeschlagen wird dariiber hinaus, vor-
handene Infrastrukturen im 6ffentlichen Eigentum beim Breitbandausbau mit zu nutzen,

134 Vgl. Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie, Breitbandstrategie der Bundesregierung,
Februar 2009.

86



den Ausbau der Netze finanziell zu fordern und die Frequenzpolitik einzusetzen. Die
Monopolkommission wird die verschiedenen Optionen zur Forderung des Breitband-
ausbaus primér im Hinblick darauf wiirdigen, ob von ihnen Risiken fiir den Wettbewerb
auf den Telekommunikationsmérkten ausgehen. Im Mittelpunkt stehen dabei die Option
von Regulierungsferien, die wachstums- und innovationsorientierte Regulierung sowie
die Subventionierung des Netzausbaus.

6.2 Stand des Netzausbaus in Deutschland

180. Von Breitband spricht man ab einer Dateniibertragungsrate von 384 KBit/s. Ende
des Jahres 2008 waren in Deutschland 98 % der Haushalte mit entsprechenden An-
schliissen versorgt. Ein komfortabler Internetzugang setzt hohere Dateniibertragungsra-
ten voraus. Realisiert werden diese momentan vor allem iiber DSL (Digital Subscriber
Line). DSL und seine Weiterentwicklungen stehen fiir Ubertragungsstandards, bei de-
nen Daten in der Regel mit Ubertragungsraten von bis zu 16 MBit/s iiber die herkémm-
liche Kupferleitung iibertragen werden. Ubertragungsraten von 50 MBit/s und mehr
konnen mit Glasfasernetzen und (TV-)Kabelnetzen realisiert werden. Zukiinftig sollen
sie auch in Mobilfunknetzen mdglich sein.

181. Glasfaser ist im Festnetz bisher in der Regel nicht bis zum Endkunden ausgebaut,
sondern lediglich bis zu den Hauptverteilern bzw. Kabelverzweigern. Von dort bis zu
dem Teilnehmeranschluss in der Wohnung des Verbrauchers wird die herkdmmliche
Kupferleitung genutzt. Im Zuge der Migration zu NGA wird zunehmend Kupferkabel
durch Glasfaser ersetzt. Je mehr Kupferkabel im Anschlussnetz durch Glasfaser substi-
tuiert wird, desto hohere Ubertragungsraten sind moglich. Wird die Strecke zwischen
den Hauptverteilern und den Kabelverzweigern durch Glasfaser ersetzt, spricht man von
Fiber to the Curb (FTTC) oder Fiber to the Node (FTTN). Noch héhere Ubertragungs-
raten sind moglich, wenn Glasfaser bis in die Gebdude (FTTB, Fiber to the Building)
oder bis zum Teilnehmeranschluss (FTTH, Fiber to the Home) gelegt wird.'*® Bei
FTTH-Netzen wird zudem unterschieden zwischen PON (Passive Optical Networks)
und P2P (Peer-to-Peer). Beiden Varianten gemeinsam ist, dass Glasfaser bis zum An-
schluss, d.h. bis in die Wohnung des Endkunden reicht. Der Unterschied besteht darin,
dass bei P2P jedem Endkunden die gesamte Faserkapazitit zur Verfiigung steht, wih-
rend das bei PON nicht der Fall ist. P2P FTTH ist damit die fortschrittlichste Variante,
weil sie groBere Ubertragungsraten und -qualititen zuldsst. Zudem sind die Moglichkei-
ten fiir aktiven Wettbewerb im Netz bei P2P groBer.

182. Hohe Ubertragungsraten konnen zudem iiber TV-Kabelnetze realisiert werden. Die
Kabelnetze in Deutschland waren urspriinglich reine Sendenetze. Um sie zu Kommuni-
kationsnetzen auszubauen, mussten sie zunichst riickkanalfahig gemacht werden. Die-
ser Prozess ist weitgehend abgeschlossen. Inzwischen ist der grofite Teil der Kabelnetze
in Deutschland technisch soweit aufgeriistet, dass Ubertragungsraten bis 32 MBit/s
moglich sind. Ende 2008 konnten 23 Mio. von 27 Mio. Kabelnetzkunden Triple-Play-
Angebote nutzen."*® Der Ubergang von dem bisherigen Ubertragungsstandard DOCSIS
2.0 (Data Over Cable Service Interface Specification) zu DOCSIS 3.0 erlaubt zukiinftig

135 Als Sammelbegriff fiir den Glasfaserausbau der Anschlussnetze hat sich das Kiirzel FTTx eingebiir-
gert, wobei das x fiir die Ausbauvarianten C bzw. N, B oder H steht.

136 Vgl. ANGA Verband deutscher Kabelnetzbetreiber e.V., Das deutsche Breitbandkabel — Infrastruk-
tur mit Zukunft, Fakten und Perspektiven 2009, Bonn/Berlin, April 2009.
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eine effizientere Nutzung der Bandbreite des Kabels und somit auch héhere Ubertra-
gungsgeschwindigkeiten je Anschluss.

183. Die Moglichkeiten, iiber den Mobilfunk breitbandigen Internetzugang zu errei-
chen, sind bisher noch begrenzt. Die Standardiibertragungsrate von UMTS liegt bei 384
KBit/s. Durch Weiterentwicklungen wie HSDPA (High Speed Downlink Packet Ac-
cess) und HSDPA+ werden Ubertragungsraten auf dem DSL-Niveau von bis zu 7,2
MBit/s mdglich. Deutlich gréBere Ubertragungsraten erlaubt der neue Mobilfunkstan-
dard LTE (Long Term Evolution). LTE befindet sich derzeit in der Entwicklung. Von
untergeordneter Bedeutung sind die Powerline-Technologie, bei der Sprache und Daten
iiber das Stromnetz iibertragen werden, sowie die Satelliteniibertragung. Erstere wird
momentan nur in wenigen Ortsbereichen eingesetzt. Breitband-Internet via Satellit ist
eine Option fiir landliche Rédume, die iiber keine terrestrische Breitbandversorgung ver-
fligen.

184. In Deutschland bauen bereits eine Reihe von Telekommunikationsnetzbetreibern,
Kabelnetzbetreibern, Versorgungsunternehmen und Netzgesellschaften auf der Grund-
lage unterschiedlicher Ausbaustrategien und unter Verwendung unterschiedlicher Tech-
nologien hochleistungsfdahige Breitbandnetze auf. Die DTAG hat ein FTTC-Netz, das
sog. VDSL-Netz (Very High Speed Digital Subscriber Line), mit einer Ubertragungsra-
te von bis zu 50 MBit/s in 50 deutschen Stddten ausgerollt. Erreichbar waren Ende des
Jahres 2008 10,9 Mio. Haushalte. Angeboten wird im Wesentlichen Triple-Play, beste-
hend aus Voice over IP, Internetzugang und IP-TV. Ab Herbst 2009 verkaufen Wettbe-
werber — zunidchst Vodafone und 1&1 — VDSL-Anschliisse der DTAG als Reseller wei-
ter.

185. Investitionen der alternativen Telekommunikationsnetzbetreiber in eigene FTTC-
Netze sind bisher noch kaum zu beobachten. Sie sind wirtschaftlich mdglich, wenn die
Glasfaserverbindungen zwischen dem Hauptverteiler und dem Kabelverzweiger iiber
die Leerrohre der DTAG verlegt werden. Die Bundesnetzagentur hat die DTAG bereits
Mitte des Jahres 2007 dazu verpflichtet, Wettbewerbern zum Zwecke des Zugangs zum
Teilnehmeranschluss am Kabelverzweiger Zugang zu ihren Kabelkandlen zwischen
Hauptverteiler und Kabelverzweiger zu gewéhren, soweit entsprechende Leerrohrkapa-
zititen vorhanden sind."’” Im Spatsommer 2009 sind die Verhandlungen zwischen der
DTAG und ihren Wettbewerbern {iber die Bedingungen den Zugangs gescheitert. Im
August 2009 hat die DTAG Entgeltantrdge fiir den Zugang zu Leerrohren, Schaltvertei-
lern und unbeschalteter Glasfaser gestellt, iiber die die Bundesnetzagentur zu entschei-
den hat.

186. Regionale Glasfasernetze werden von den groBeren infrastrukturorientierten Wett-
bewerbern der DTAG sowie vereinzelt von regionalen Netzgesellschaften oder auch
von Versorgungsunternehmen aufgebaut. In Koln, Hamburg oder Miinchen bauen die
dortigen Stadtnetzbetreiber (NetCologne, HanseNet, M-Net), FTTB- oder FTTH-Netze
aus. Weiterhin gibt es eine groflere Anzahl von Projekten in relativ kleinen Stddten und
Gemeinden, bei denen Glasfasernetze durch Telekommunikationsunternehmen, Versor-
gungsunternehmen oder Netzgesellschaften errichtet werden. Zum Teil werden dabei
ganze Gemeinden, zum Teil Neubaugebiete oder neue Industriegebiete erschlossen.

137 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.O., Tz. 115 ff.
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187. In der Planungsphase war Mitte des Jahres 2009 zudem eine Reihe von Koopera-
tionsprojekten, bei denen alternative Netzbetreiber gemeinsam mit der DTAG Hochge-
schwindigkeitsnetze ausbauen wollen. So wollen NetCologne und die DTAG das Netz
in Aachen in der Form errichten, dass NetCologne in dicht besiedelten Gebieten ein
FTTB-Netz und die DTAG in weniger dicht besiedelten Gebieten ein FTTC-Netz aus-
rollt. Daneben gibt es gemeinsame Projekte der DTAG mit M-Net in Augsburg, mit
EWE TEL u.a. in Delmenhorst und in Cloppenburg sowie mit Arcor in Wiirzburg und
Heilbronn.

6.3 Zur Okonomie von Breitbandnetzen

188. Um Aussagen dariiber machen zu konnen, wie ein effizienter Ausbau hochleis-
tungsfahiger Breitbandnetze gefordert und wie dabei der Wettbewerb gesichert werden
kann, sind Kenntnisse iiber die Okonomie der Netze hilfreich. Das Wissenschaftliche
Institut fiir Kommunikationsdienste (WIK) hat im Jahr 2008 eine umfassende Studie
zur Okonomie von NGA erstellt.'* Darin werden auf der Grundlage von Modellrech-
nungen Aussagen zu den Kosten der unterschiedlichen Ausbaualternativen von Glasfa-
sernetzen, zu deren Profitablitdt, zu den Moglichkeiten der Netzduplizierung usw. fiir
verschiedene Lénder gemacht. Gezeigt wird, dass die genannten Kennziffern in einem
gewissen Mal} von nationalen Besonderheiten beeinflusst werden. Deutlich unterschied-
lich sind danach in den einzelnen Lindern z.B. die Kosten fiir Grabungsarbeiten, die ein
wesentlicher Kostenbestandteil des Netzausbaus in der Flache sind. Eine weitere Kenn-
ziffer ist die Bevolkerungsdichte. Mit ihrem Ansteigen nehmen die Mdglichkeiten zu,
Glasfasernetze profitabel auszurollen. Nachfolgend werden einige Ergebnisse der sog.
ECTA-Studie des WIK referiert.

189. Der Ausbau hochleistungsfahiger Breitbandnetze ist mit hohen Investitionen ver-
bunden. Dies gilt insbesondere fiir den Ausbau der Glasfasernetze. Dabei ist der VDSL-
Ausbau erheblich giinstiger als der Ausbau von FTTH-Netzen. Griinde dafiir sind, dass
die Glasfaser iiber bestehende Leerrohre verlegt werden kann und keine Kosten fiir die
Verlegung von Glasfaser zu und in den Gebduden anfallen. FTTH-Netze sind in
Deutschland in Ballungsgebieten etwa um den Faktor 5 teurer als FTTC-Netze. Dage-
gen betridgt der Unterschied zwischen den Kosten fiir PON FTTH und dem leistungsfa-
higeren und fiir Open-Access besser geeigneten P2P FTTH lediglich etwa 10 %.

190. Um die Ziele der Breitbandstrategie der Bundesregierung bis 2014 zu erreichen,
sind nach Schétzungen aus der Branche Investitionen in bestehende und neue Netze in
der GroBenordnung von 30 bis 50 Mrd. EUR notwendig.'* Sollen flichendeckend
FTTB- oder FTTH-Netze realisiert werden, ist das Investitionserfordernis noch deutlich
groBer. Das WIK rechnet fiir den Ausbau eines FTTH-Netzes in Ballungsgebieten mit
Kosten von etwa 2.000 EUR pro Anschluss. Sollen FTTH-Netze in weniger dicht besie-
delten Regionen ausgerollt werden, steigen die Kosten noch einmal deutlich. Niedriger
diirften die Kosten fiir den Ausbau der Kabelnetze ausfallen. Fiir die flichendeckende
Aufriistung der Netze mit DOCSIS 3.0, was fiir das Erreichen von Ubertragungsraten
von 50 MBit/s notwendig ist, sind nach unbestétigten Angaben 7 bis 10 Mrd. EUR er-

138 Vgl. Elixmann, D. u.a., The Economics of Next Generation Access, Study for the European Com-
petitive Telecommunications Association (ECTA), Bad Honnef, September 2008.

139 Vgl. Neumann, K.-H., Wettbewerb und Kooperation auf dem Weg zum schnellen Internetzugang,
WIK-Newsletter Nr. 74, Marz 2009, S. 1.
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forderlich.'* Damit allein wére das Versorgungsziel aber nicht erreichbar, da die Kabel-
netze lediglich 50 bis 60 % der Haushalte versorgen.

191. Wie schwierig es fiir ein Unternehmen und selbst fiir die Branchen insgesamt sein
wird, bis 2014 ein solches Investitionsvolumen zu realisieren, zeigen zwei Kennziffern.
Die DTAG und ihre Wettbewerber, einschlieSlich der Kabelnetzbetreiber, investieren
im Jahr 2009 in Telekommunikationssachanlagen zusammen etwa 5,9 Mrd. EUR.'"
Um die unterste Grenze des geschétzten Investitionsvolumens von 30 bis 40 Mrd. EUR
zu erreichen, miissten in den kommenden fiinf Jahren je 6 Mrd. EUR allein in neue Net-
ze investiert werden. Das heillt, dass der Aufbau einer hochleistungsfahigen Breit-
bandinfrastruktur bis 2014 eine erhebliche Ausweitung der Investitionen erfordert.
Gleichzeitig gehen die Umsitze sowohl auf dem Gesamtmarkt fiir Telekommunikati-
onsdienste als auch auf den Teilmérkten seit Jahren kontinuierlich zuriick.'** Die erfor-
derliche deutliche Ausweitung der Investitionen stellt fiir die Unternechmen bei
schrumpfenden Mérkten eine besondere Herausforderung dar.

192. In Deutschland lassen sich Glasfasernetze in keiner der beschriebenen Ausbauvari-
anten flachendeckend profitabel ausbauen. Wirtschaftlich moglich ist der Ausbau eines
FTTC-Netzes (VDSL) fiir etwa 70 % der Bevdlkerung. Die Grenze fiir die Wirtschaft-
lichkeit sinkt beim Ausbau von PON FTTH-Netzen auf 25 % und bei Ausbau von P2P
FTTH-Netzen auf knapp 14 % der Bevdlkerung.

193. Die Moglichkeit einer profitablen Duplizierung der Netze ist lediglich im Rahmen
des FTTC-Ausbaus gegeben und auch dort nur bei knapp 20 % der Anschliisse moglich.
Dabei unterstellt WIK, das der Second Mover Zugang zu 80 % der Leerrohre oder ver-
gleichbarer Einrichtungen zu kostenbasierten Preisen hat. Ist die Replizierbarkeit in
dicht besiedelten Regionen gegeben, ist in aller Regel lediglich der Aufbau eines zwei-
ten Netzes und nur in wenigen Ausnahmefillen eines dritten Netzes effizient moglich.
Werden mehr Netze ausgerollt, drohen die Investitionen zu stranden, oder iiberhdhte
Endkundenpreise, da die Netzbetreiber versuchen, ihre ineffizienten Investitionen zu re-
finanzieren.

194. Die Wirtschaftlichkeit der Ausbaualternativen sowie die Mdoglichkeit, Netze zu du-
plizieren hingt allerdings nicht nur von den technischen Gegebenheiten und den Kosten
der Netzelemente ab, sondern vor allem auch davon, ob es den Netzbetreibern gelingt,
fiir das Netz oder die Dienste auf diesem Netz hohere Erlose (Average Revenue per
User, ARPU) und/oder hohere Ertrdge zu generieren. Das WIK unterstellt auf der
Grundlage von Studien zum Verbraucherverhalten in Lindern mit einer vergleichsweise
hohen Breitbandpenetration wie Japan und Erkenntnissen aus Frankreich, dass die Kon-
sumenten nicht bereit sind, fiir das blo3e Bereitstellen von hoheren Bandbreiten sub-
stanziell hohere Entgelte zu zahlen. Eine Steigerung der Ertrige pro Konsument muss
demnach {iber neue innovative Dienste erreicht werden.

195. Etablierte Anbieter verfiigen im Vergleich zu ihren Wettbewerbern iiber Pionier-
vorteile beim Ausbau von Glasfasernetzen. Dafiir gibt es eine Reihe von Griinden: (i)
Etablierte Anbieter konnen beim Netzausbau in einem stirkeren Mal3e auf vorhandene

140 Vgl. ebenda.

141 Davon entfallen 3,4 Mrd. EUR auf die Wettbewerber und 2,5 Mrd. EUR auf die DTAG. Vgl. Dia-
log Consult/VATM, a.a.O., Abbildung 4.

142 Vgl. Kapitel 2.
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Netzkomponenten und Einrichtungen zuriickgreifen, (ii) sie konnen Ertrdge durch den
Verkauf von nicht mehr benétigten Einrichtungen und Standorten, wie z.B. Hauptver-
teilerstandorten, erzielen und damit einen Teil der Investitionen finanzieren, (iii) sie
konnen aufgrund ihrer groferen Kundenbasis in einem stirkeren Maf3e als andere die
GroBen- und Verbundvorteile des NGA nutzen. Daraus folgt, dass die 6konomischen
Risiken des etablierten Anbieters bei Investitionen in NGA geringer sind als die der al-
ternativen Anbieter. Geringere 6konomische Risiken ziehen in aller Regel auch niedri-
gere Finanzierungskosten nach sich.

196. Der Anreiz etablierter Anbieter, in NGA-Netze zu investieren wird dadurch verrin-
gert, dass das zu ersetzende Kupferkabel vergleichsweise profitabel ist. So vermietete
die DTAG Mitte des Jahres 2009 ca. 8,8 Mio. kupferbasierte Teilnehmeranschlusslei-
tungen. Die regulierten Zugangsentgelte orientieren sich im Einklang mit dem Gesetz
an aktuellen Wiederbeschaffungswerten, d.h. bei der Ermittlung der Kosten der effizi-
enten Leistungsbereitstellung wird nicht auf die historischen Kosten des Anschlussnet-
zes oder die Wiederbeschaffungskosten des neuen Netzes abgestellt, sondern auf Kos-
ten, die entstehen wiirden, wenn das bisherige Netz aktuell neu aufgebaut werden miiss-
te. Es ist zu vermuten, dass die Vermietung der weitgehend abgeschriebenen TAL unter
diesen Bedingungen ein profitables Geschift ist, auf das der etablierte Anbieter verzich-
tet, wenn er das kupferbasierte Anschlussnetz durch Glasfaser ersetzt. Insofern steigen
fiir die DTAG die Opportunititskosten des Ausbaus von NGA-Netzen.

197. Die Kosten fiir die Errichtung und den Betrieb eines NGA-Netzes konnen fiir den
einzelnen Netzbetreiber durch Infrastruktur-Sharing reduziert werden. Zudem kann die
Profitabilitét eines Netzes dadurch erhoht werden, das es Dritten gegen Entgelt zur Ver-
figung gestellt wird. Dies gilt insbesondere dann, wenn das Netz durch den eigenen
Datenverkehr nicht ausgelastet ist und die Zugang begehrenden Anbieter eher zusitzli-
che, differenzierte Dienste anbieten als reine Konkurrenzprodukte. Aus beidem folgt,
dass die Offnung eines NGA-Netzes fiir die Nutzung durch Dritte die Profitabilitit des
Netzes nicht zwingend untergribt.

198. Der freiwillige oder regulierte Netzzugang Dritter in Ergénzung zu dem regulier-
ten Leerrohrzugang verbessert zudem die Moglichkeiten fiir Wettbewerb im Netz. In
welchem Malle dies gelingt, hingt mafgeblich von den Zugangsentgelten, einschlie3-
lich der Kapitalkosten und eventuellen Risikoprdmien, ab. Werden Risikoprdmien zu
hoch veranschlagt und {ibersteigen die tatsdchlichen Projektrisiken signifikant, drohen
negative Effekte fiir den Wettbewerb.

6.4 Strategien zur Forderung hochleistungsfihiger Breitbandnetze
6.4.1 Regulierungsferien

199. Die Debatte um Regulierungsferien als Anreiz fiir Investitionen in Breitbandnetze
wird in Deutschland seit der Ankiindigung des VDSL-Ausbaus der DTAG im Jahr 2005
gefiihrt. Die DTAG hatte die geplante Investition in der GroBenordnung von 3 Mrd.
EUR davon abhingig gemacht, dass das neue Netz von der Regulierung ausgenommen
werde.'*® Ahnliche Forderungen gab es in den Jahren 2008 und 2009, als die DTAG
auch die weiteren Investitionen in neue Breitbandnetze von Erleichterungen bei der Re-

143 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 43, a.a.O., Tz. 187 f.
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gulierung und héheren Entgelten fiir Vorleistungen abhéingig machen wollte. Dies stief3
und stoBt auch weiterhin auf den Widerstand der Europdischen Kommission. Gegen den
im Februar 2007 in das Telekommunikationsgesetz eingefiigten § 9a, wonach neue
Mirkte unter bestimmten Voraussetzungen von der Regulierung befreit sind, hat die
Europédische Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik
Deutschland angestrengt, tiber das der Europdische Gerichtshof im Herbst 2009 noch
nicht entschieden hat.'"** Im Mérz 2009 hatte Bundeskanzlerin Merkel ihre Zustimmung
zu dem Konjunkturpaket von Erleichterungen bei der Regulierung von Breitbandnetzen
abhingig gemacht.'*® Eine Freistellung von der Regulierung wurde dabei nicht erreicht.
Verankert wird in dem neuen europdischen Rechtsrahmen, dass Netzbetreiber unter der
Voraussetzung, dass sie den Netzzugang fiir Dritte gewahrleisten, beim Ausbau ihrer
Breitbandnetze zusammenarbeiten kdnnen.

200. Die Monopolkommission hat sich bereits in ihrem Sondergutachten zur Wettbe-
werbsentwicklung auf den Telekommunikationsmérkten im Jahr 2005 mit der Frage der
Freistellung neuer Mérkte von der Regulierung befasst und sich grundsétzlich fiir diese
Moglichkeit ausgesprochen.'*® Regulierungsferien sind ein Instrument, mit dem Investi-
tionen in Telekommunikationsnetze prinzipiell gefordert werden, da insbesondere die
Zugangsregulierung die Anreize fiir Investitionen auf Seiten des regulierten Unterneh-
mens schmélern kann. Die Regulierung sollte aber nicht gidnzlich ausgeschlossen sein,
sondern zu einem spéteren Zeitpunkt einsetzen, wenn sich auf dem neuen Markt kein
wirksamer Wettbewerb einstellt.'*” Die Frage, ob es sich bei einem Markt um einen
neuen Markt im Sinne von § 9a TKG handelt, ist nach den Vorstellungen der Bundes-
netzagentur im Rahmen der Verfahren zur Marktregulierung geméf §§ 10 und 11 TKG
zu kldren.'*® Die Monopolkommission hat dies ausdriicklich begriit.'*” Die Bindung an
das Marktdefinitions- und Marktanalyseverfahren bedeutet, dass die Freistellung von
der Regulierung zunéchst nur fiir zwei Jahre erfolgen kann, aber verlangert werden soll-
te, wenn dies weiterhin notwendig erscheint und bis dahin nicht feststeht, dass sich ohne
Zugangsregulierung kein wirksamer Wettbewerb einstellt.

201. Problematisch an der Gewdhrung von Regulierungsferien ist, dass damit die Inves-
titionsreize nur flir solche Unternehmen verstirkt werden, die der Zugangsregulierung
unterliegen oder unterliegen konnten. Alternative Anbieter von Telekommunikations-
diensten konnen dagegen auf die Zugangsregulierung angewiesen sein, um entlang der
Investitionsleiter in eigene Infrastrukturen zu investieren. Solche Investitionen werden
verhindert, wenn der Erstinvestor diesen Anbietern keinen Zugang gewéhrt oder den
Zugang lediglich zu prohibitiven Bedingungen zulésst. Bei der Abwégung, ob und fiir
welchen Zeitraum Regulierungsferien gewéhrt werden sollen, ist das Risiko entschei-
dend, welches mit der Investition verbunden ist.

144 Rs. C-424/07.

145 Vgl. Merkel reist mit Veto-Drohung zum EU-Gipfel, www.handelsblatt.com vom 18. Mérz 2009.

146 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 43, a.a.0O., Tz. 183 ff.

147 Vgl. ebenda, Tz. 184.

148 Vgl. BNetzA, Auslegungsgrundsitze der Bundesnetzagentur zu § 9a TKG; http://www.bundesnetz-
agentur.de/media/archive/10793.pdf.

149 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.0O., Tz. 158.
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6.4.2 Wachstums- und innovationsorientierte Regulierung

202. In der Breitbandstrategie der Bundesregierung ist die wachstums- und innovations-
orientierte Regulierung eine der vier tragenden Sdulen. Die Konkretisierung erfolgt
durch die Bundesnetzagentur, die im Mai 2009 Eckpunkte fiir diese Art der Regulie-
rung vorgelegt hat.'”® Diskutiert werden dort Moglichkeiten, die Investitionsrisiken zu
senken und die Planungssicherheit sowie die Transparenz im Hinblick auf die Netzaus-
baupléne zu erhdhen. Thematisiert werden dariiber hinaus die Fragen, welche Beitrige
die Zugangs- und Entgeltregulierung leisten konnen, um Investitionsanreize zu erh6hen.
Ein Teil dieser Aspekte wird auch in dem seit Juni 2009 vorliegenden iiberarbeiteten
Entwurf fiir eine NGA-Empfehlung der Europédischen Kommission behandelt. "'

6.4.2.1 Reduzierung von Investitionsrisiken

203. Nach den Vorstellungen im Markt sollen die Investitionsrisiken der Netzbetreiber
durch Kooperationen beim Ausbau der Breitbandnetze und Infrastruktur-Sharing ge-
senkt werden. Die Risiken des Investors konnen dariiber hinaus auf der vertikalen Ebe-
ne durch Vereinbarungen mit den Netzzugang begehrenden Unternehmen verringert
werden. So konnen sich die Kunden auf der GroBhandelsstufe durch Vorabzahlungen
direkt an den Kosten des Netzausbaus beteiligen. Sie konnen auBBerdem als Gegenleis-
tung fiir den Abschluss langfristiger Abnahmevertrige mit laufzeitabhdngigen oder ab-
nahmemengenorientierten Rabatten bei den Zugangsentgelten belohnt werden.

Kooperationen und Infrastruktur-Sharing

204. Sowohl das Ausmal} der notwendigen Investitionen als auch der gewiinschte
schnelle Ausbau in wenigen Jahren sprechen fiir kooperative Losungen beim Ausbau
hochleistungsféhiger Breitbandnetze. Vorstellbar sind verschiedene Kooperationsmo-
delle. Sie reichen von der gemeinsamen Nutzung von Netzelementen (Infrastruktur-
Sharing) iiber die Aufteilung von Ausbaugebieten bis zur Griindung gemeinsamer Netz-
gesellschaften. Das verbindende Merkmal ist, dass Finanzkraft gebiindelt wird und In-
vestitionsrisiken geteilt werden. Kooperationspartner sind sowohl die alternativen Netz-
betreiber als auch die DTAG. Einschlégig fiir die Beurteilung solcher Kooperationen ist
das Kartellrecht. Infrage steht, ob sie gegen das Kartellverbot verstolen und ob gegebe-
nenfalls eine Freistellung vom Kartellverbot in Betracht kommt. Die kartellrechtliche
Priifung kann allerdings nicht isoliert vorgenommen werden, sondern erfolgt mit Blick
auf die Regulierung der Netze."** So hiangen die Auswirkungen einer Kooperation auf
den Wettbewerb unter anderem davon ab, ob die kooperierenden Netzbetreiber Netzzu-
gangsverpflichtungen unterliegen.

205. Die Bundesnetzagentur bewertet in ihrem Eckpunktepapier Kooperationen zwi-
schen Wettbewerbern der DTAG als in der Regel unkritisch. Das Bundeskartellamt teilt

150 Vgl. BNetzA, Eckpunkte iiber die regulatorischen Rahmenbedingungen fiir die Weiterentwicklung
moderner Telekommunikationsnetze und die Schaffung einer leistungsfihigen Breitbandinfrastruk-
tur, Konsultationsentwurf vom 13. Mai 2009 (nachfolgend zitiert als: Eckpunkte).

151 Vgl. Commission of the European Communities, Draft Commission Recommendation of [...] on re-
gulated access to Next Generation Networks (NGA), Brussels, [Draft 12 June 2009 for 2™ public
consultation] C(2009) (nachfolgend zitiert als: NGA Recommendation).

152 Vgl. Kiihling, J., Heimeshoff, U., Regulatorische Rahmenbedingungen fiir die Entwicklung moder-
ner Breitbandinfrastrukturen, Rechtsgutachten im Auftrag des VATM, Juli 2009, S. 54.
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diese Auffassung.'”* Kooperationen unter Beteiligung der DTAG, wie sie gegenwértig
in der Planung sind, werden dagegen von beiden Behorden nicht per se als unkritisch
bezeichnet, sondern bediirfen einer niheren Uberpriifung im Einzelfall. Auch die Euro-
pdische Kommission bezeichnet in ihrem Entwurf fiir eine NGA-Empfehlung Koopera-
tionen als Moglichkeit, die Investitionsrisiken fiir den Einzelnen zu reduzieren. Sie
weist aber ausdriicklich darauf hin, dass diese nur zuldssig sind, wenn der Wettbewerb
dadurch nicht beeintrachtigt wird.

206. Die Monopolkommission teilt die Auffassung, dass Kooperationen beim Ausbau
der Breitbandnetze die Finanzierung der Investitionen erleichtern und Investitionsrisi-
ken reduzieren konnen. Sie tragen dariiber hinaus dazu bei, eine ineffiziente Duplizie-
rung von Netzen oder Netzelementen zu vermeiden. Kritischer als die Bundesnetzagen-
tur und das Bundeskartellamt sieht die Monopolkommission die Auswirkungen auf den
Wettbewerb. Kooperationen kdnnen — je nach dem verwendeten Kooperationsmodell —
den Wettbewerb zwischen den Kooperationspartnern auf der Infrastrukturebene aus-
schlieBen und den Wettbewerb auf den nachgelagerten Dienstemirkten gefdhrden. Dar-
iiber hinaus konnen sie zu Wettbewerbsbeschrankungen fiir Dritte fithren. Aus kartell-
rechtlicher Sicht problematisch sind Kooperationen in Form von Gebietsabsprachen und
hier insbesondere solche unter Beteiligung der DTAG, die in den meisten Bereichen des
Netzbetriebs weiterhin das dominierende Unternehmen ist. Deutlich weniger problema-
tisch erscheinen Kooperationen unter Wettbewerbern der DTAG und solche, die sich
auf die gemeinsame Nutzung von Infrastrukturelementen beziehen.

207. Die Aufteilung von Netzausbaugebieten beschrinkt den Infrastrukturwettbewerb,
da die Beteiligten auf den Netzausbau im Gebiet des jeweils anderen verzichten. Auf
den ersten Blick erscheint das weniger problematisch, da Glasfasernetze aufgrund ihrer
Okonomie in einer Region oder einer Stadt in den meisten Fillen ohnehin nur als Mo-
nopol profitabel zu betreiben sind und dies den Wettbewerb im Netz und damit auf den
Endkundenmaérkten nicht ausschlieBt. Auf den zweiten Blick sind die Wettbewerbspro-
bleme jedoch erheblich.”** Nachteilig ist insbesondere der Ausschluss des Wettbewerbs
um die Pionierrolle.'” Da sich Glasfasernetze nur bei groBen Nutzerzahlen rechnen, ist
ihr Aufbau mit erheblichen Pioniervorteilen verbunden. Der Wettbewerb um diese Posi-
tion diirfte einen wesentlichen Anreiz fiir die Unternehmen darstellen, in Breitbandnet-
ze zu investieren. Er wird gleichzeitig dazu beitragen, den Netzausbau zu beschleuni-
gen. Der Ausschluss des Wettbewerbs um die Pionierposition birgt die Gefahr in sich,
dass die Anreize fiir Investitionen sinken und der Netzausbau eher verzdgert als be-
schleunigt wird. Hinzu kommt, dass sich die wettbewerbsbeschrinkenden Wirkungen
solcher Kooperationen nicht auf die Infrastrukturebene beschrinken lassen. Das gilt ins-
besondere, wenn die Kooperationspartner den Netzzugang fiir Dritte nicht vorsehen
oder sich gegenseitig Zugang zu Bedingungen einrdumen, die gilinstiger sind als die Zu-
gangsbedingungen fiir Dritte. Ausgenommen vom Kartellverbot sind Kooperationen ge-

153 Vgl. BKartA, Stellungnahme zu den Eckpunkten der Bundesnetzagentur iiber die regulatorischen
Rahmenbedingungen fiir die Weiterentwicklung moderner Telekommunikationsnetze und die
Schaffung einer leistungsfédhigen Breitbandinfrastruktur, 3. Juli 2009, S. 5.

154 Vgl. Neumann, K.H., Wettbewerb und Kooperation auf dem Weg zum schnellen Internetzugang,
Tel-Com-Brief, April 2009, S. 1 ff.

155 Vgl. ebenda.
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mafl § 2 Abs. 1 GWB und Art. 101 Abs. 3 AEUV'"® (ex-Art. 81 Abs. 3 EGV'Y), fiir die
die Unternehmen nachweisen, dass sie zu Effizienzen (z.B. schnellerem Netzausbau)
fiihren, an deren Gewinn die Verbraucher angemessen beteiligt sind und fiir die gilt,
dass (i) keine Beschrankungen auferlegt werden, die fiir die Verwirklichung dieser Zie-
le nicht unerlésslich sind, und (ii) keine Moglichkeiten er6ffnet werden, fiir einen we-
sentlichen Teil der zu erbringenden Leistungen den Wettbewerb auszuschalten.

208. Kartellrechtlich unproblematisch erscheint die gemeinsame Nutzung von Infra-
strukturelementen wie Leitungen, Leerrohren oder Schaltverteilern. Im Zentrum der ge-
genwirtigen Diskussion um den Ausbau der Breitbandnetze steht die gemeinsame Nut-
zung von Leerrohren und sog. Multifunktionsgehdusen. Der Ausbau der Kabelverzwei-
ger oder der Neubau von Multifunktionsgehdusen wird notwendig, da die Kapazitit der
alten Kabelverzweiger hiufig nicht ausreicht, um dort zusétzlich VDSL-Technik unter-
zubringen. Die Mitnutzung von Infrastrukturelementen der DTAG durch Wettbewerber
fiihrt nicht zu Beeintrachtigungen des Wettbewerbs, da es sich bei diesen in aller Regel
um Essential Facilities handelt, deren Mitnutzung erst den Marktzutritt durch Wettbe-
werber ermoglicht. Die Mitnutzung von Leerrohren und Multifunktionsgehdusen der
DTAG ist daher auch bereits seit dem Jahr 2007 durch Regulierungsauflagen vorgese-
hen, soweit entsprechende Kapazitdten vorhanden sind.

209. Nicht geklirt ist, ob die Wettbewerber einen Anspruch darauf haben, dass die
DTAG Infrastrukturelemente, etwa die Multifunktionsgehduse, ausbaut, wenn die
rdumlichen Kapazititen fiir eine Mitnutzung erschopft sind. Vorstellbar wire etwa ein
gemeinsamer Ausbau bei einer entsprechenden Kostenteilung. Um auch zukiinftig
Marktzutritte zu ermoglichen, wird aulerdem ein Reservierungssystem vorgeschlagen.
Dabei sollen Kapazititen fiir einen zukiinftigen Zugang zu Kabelverzweigern oder Mul-
tifunktionsgehdusen reserviert werden konnen. Je nach Reservierungen wére eine ent-
sprechende Dimensionierung des Ausbaus notwendig. Um das System flexibel zu ma-
chen, sollten die Reservierungen handelbar und iibertragbar sein.

210. Die Monopolkommission begriifit diese Vorschldge. Sie spricht sich dafiir aus,
dass die Wettbewerber einen Anspruch auf den Ausbau von Infrastrukturelementen ha-
ben, wenn es sich um wesentliche Einrichtungen handelt und ein Marktzutritt auf einem
anderen Weg, etwa durch den Zugang zu unbeschalteter Glasfaser, nicht mdglich ist.
Die Kosten fiir diesen Ausbau hat das Unternehmen zu tragen, welches den Zugang be-
gehrt. Die Organisation eines Reservierungssystems fiir Zugangskapazititen bei Leer-
rohren und Multifunktionsgehdusen wére zu begriilen, da es die Moglichkeiten fiir zu-
kiinftige Marktzutritte erweitert. Die Monopolkommission sieht aber keine Notwendig-
keit, ein solches System regulatorisch vorzugeben.

211. Nicht reguliert ist die Mitnutzung von Infrastrukturelementen alternativer Tele-
kommunikationsnetzbetreiber oder von Unternehmen aus anderen Branchen, etwa Ver-
sorgungsunternehmen. Soweit Wettbewerber der DTAG untereinander Infrastruktur-
Sharing betreiben, senkt das deren Investitionskosten und -risiken. Der Wettbewerb
wird dadurch in der Regel nicht maBgeblich beeintrachtigt, soweit die DTAG im Be-

156 Konsolidierte Fassung des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Européischen Union, ABI. EU Nr.
C 115 vom 9. Mai 2008, S. 47.

157 Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft vom 25. Mérz 1957, in der Fassung des Ver-
trages von Nizza, konsolidierte Fassung, ABl. EG Nr. C 325 vom 24. Dezember 2002, S. 33.
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reich der Anschlussnetze {iber eine dominierende Stellung verfiigt. Die Mitnutzung von
Infrastrukturelementen alternativer Anbieter durch die DTAG sollte wegen der damit
gegebenenfalls verbundenen Effizienzen ebenfalls moglich sein, sollte aber durch die
Bundesnetzagentur und das Bundeskartellamt im Einzelfall gepriift und zur Sicherung
des Wettbewerbs gegebenenfalls mit Auflagen versehen werden.

212. Die Mitnutzung von Infrastrukturelementen anderer Unternehmen, etwa von Leer-
rohren oder Kabelschiachten von Versorgungsunternehmen, ist dazu geeignet, die Kos-
ten des Netzausbaus zu reduzieren und Investitionsrisiken zu senken. Wettbewerbliche
Bedenken sind damit nicht verbunden. Die Mitnutzung scheitert allerdings haufig dar-
an, dass die Informationen {iber die Existenz entsprechender Kapazititen nicht verfiig-
bar sind. Die Monopolkommission begriilt vor diesem Hintergrund ausdriicklich den
Aufbau eines Infrastrukturatlasses durch die Bundesnetzagentur. Hilfreich wire, wenn
die Aufnahme einer Infrastruktur in den Infrastrukturatlas obligatorisch wire und nur
aus wichtigen Griinden verweigert werden konnte.

Risikoteilung

213. Die Risiken der Investitionen in Breitbandnetze lassen sich flir den Netzbetreiber
reduzieren, wenn die Nachfrager nach Netzzugang an den Investitionsrisiken beteiligt
werden. Das kann auf unterschiedliche Weise geschehen. Die Nachfrager nach Zu-
gangsleistungen konnen sich vorab zur Abnahme bestimmter Mengen verpflichten oder
sich fiir bestimmte Zeitrdume binden. Indem sie dem Netzbetreiber eine bestimmte
Auslastung des zu erstellenden Netzes oder eine bestimmte Laufzeit der Vertragsbezie-
hung garantieren, iibernehmen sie einen Teil des Investitionsrisikos. Im Gegenzug dafiir
werden den Nachfragern nach Netzzugang Nachlédsse auf die Zugangsentgelte einge-
rdumt. Dabei richtet sich der ,,Mengenrabatt™ nach der Abnahmemenge und der ,,Lauf-
zeitrabatt™ nach dem Verpflichtungszeitraum. Eine dritte Variante, die gegebenenfalls
mit den beiden ersten Varianten kombinierbar ist, ist die Vereinbarung von Vorabzah-
lungen. Dabei werden die Entgelte fiir den Netzzugang teilweise oder komplett als Vor-
auszahlung geleistet. Dies hat den Vorteil, dass nicht nur die Investitionsrisiken des In-
vestors sinken, sondern dass ihm zusétzlich Liquiditdt fiir die Investition zur Verfiigung
steht.

214. Die Bundesnetzagentur steht solchen Tarifen positiv gegeniiber, soweit die redu-
zierten Zugangsentgelte im Falle einer priventiven Entgeltregulierung den Kosten der
effizienten Leistungsbereitstellung bzw. bei einer nachtrdglichen Entgeltregulierung den
Anforderungen des § 28 TKG entsprechen. Die Europdische Kommission nennt als
Voraussetzung fiir die Zuldssigkeit von Risikoteilungsmodellen, dass die Nachlédsse bei
den Zugangsentgelten den verminderten Risiken fiir den Investor entsprechen.'”® Bei
Vorauszahlungen sind die Entgelte zur Vermeidung von Zinsnachteilen zudem auf den
aktuellen Barwert zu diskontieren. Sicherzustellen ist dariiber hinaus bei allen Risikotei-
lungsmodellen, dass keine Preis-Kosten-Scheren entstehen.

215. Die Monopolkommission steht den verschiedenen Modellen zur Risikoteilung
nicht durchweg positiv gegeniiber. Zwar ist grundsétzlich zu konstatieren, dass eine
Aufteilung der Investitionsrisiken zwischen dem Investor und den Nachfragern nach
Netzzugang die Investitionsanreize erhoht. Zu beachten ist allerdings, dass solche Mo-

158 Vgl. NGA Recommendation, Erwégungsgrund 26.
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delle den Wettbewerb auf den nachgelagerten Mirkten fiir Telekommunikationsdienste
beeintrachtigen konnen. Eine addquate Verteilung der Risiken von Netzinvestitionen
auf die Nachfrager nach Zugangsleistungen liegt dann vor, wenn die Zugangsentgelte
die iibernommenen Risiken widerspiegeln. Das wiederum setzt voraus, dass die spezifi-
schen Risiken einer Netzinvestition bestimmt werden kdonnen und eine addquate Zuord-
nung auf den Investor und die Zugangsnachfrager gemif3 dem Risikoteilungsmodell ge-
lingt. In der Praxis der Regulierung diirfte das schwierig sein. Bereits bei der Bestim-
mung des spezifischen Risikos einer Netzinvestition besteht die Gefahr von Fehlein-
schiatzungen. Werden Investitionsrisiken systematisch falsch eingeschitzt, kommt es zu
Wettbewerbsverzerrungen auf den nachgelagerten Dienstemérkten. Werden die Investi-
tionsrisiken iiberschétzt, fallen die Rabatte auf die Zugangsentgelte zu hoch aus und es
kommt zu Wettbewerbsverzerrungen zugunsten derjenigen Nachfrager nach Zugangs-
leistungen, die Investitionsrisiken iibernehmen. Benachteiligt werden die Nachfrager
nach Zugangsleistungen, die keine Investitionsrisiken {ibernehmen. Werden die Investi-
tionsrisiken unterschétzt, fallen die Preisnachlidsse zu gering aus und es kommt zu Wett-
bewerbsverzerrungen zulasten der Unternehmen, die sich an der Risiken beteiligen und
zugunsten der Unternehmen, die sich nicht daran beteiligen.

216. Dartiber hinaus sind speziell von Vereinbarungen, bei denen die Zugangsentgelte
gemill der Abnahmemenge differenziert werden, Verzerrungen des Dienste- und des
Infrastrukturwettbewerbs zu erwarten.'” Wenn die Rabatte auf die Zugangsentgelte von
der Abnahmemenge abhédngen, erhalten die Nachfrager groBer Mengen an Zugangsleis-
tungen hohere Rabatte als diejenigen mit kleineren Nachfragemengen. Daraus resultie-
ren Kostennachteile der kleineren Anbieter von Telekommunikationsdiensten, was den
Wettbewerb auf der Diensteebene verzerren kann. Gleichzeitig konnen Mengenrabatte
auf die Zugangsentgelte zu einer Sogwirkung auf das Netz des marktméchtigen Netzbe-
treibers fiihren. Das wiederum verringert die Anreize fiir Investitionen in alternative
Netze und verhindert in letzter Konsequenz Infrastrukturwettbewerb.

217. Hinzu kommt, dass bei einer Differenzierung der Netzzugangsentgelte die Anfor-
derungen an die Entgeltregulierung weiter steigen. Das gilt insbesondere, wenn diese
der priaventiven Entgeltregulierung unterliegen. In diesem Fall darf keines der Netzzu-
gangsentgelte die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung iiberschreiten, was im
Einzelfall zu priifen ist. Der damit verbundene regulatorische Aufwand wére groB3.

6.4.2.2 Freiwilliger Netzzugang versus Zugangsregulierung

218. Die Moglichkeit des Netzzugangs fiir Dritte steht Investitionen in Breitbandnetze
nicht entgegen. Dies gilt zum einen, weil der Netzzugang die Auslastung eines NGA er-
hoht und die Moglichkeiten der Refinanzierung verbessert. Dies gilt zum anderen, weil
Netzzugang Investitionen in alternative Netze entlang der sog. Investitionsleiter ermog-
licht. Netzzugang kann auf freiwilliger Basis erfolgen oder muss gegebenenfalls durch
Zugangsregulierung sichergestellt werden. Die Bundesnetzagentur will bei dem erstma-
ligen Aufbau von NGA-Netzen darauf achten, dass moglichst nachhaltige, wirtschaft-
lich tragfdahige Geschéftsmodelle entstehen. Sie geht zudem davon aus, dass eine Netz-
zugangsregulierung nur dann erforderlich wird, wenn die DTAG nachfragegerechte Zu-
gangsprodukte nicht freiwillig anbietet oder unangemessene Entgelte verlangt werden.

159 Vgl. Kiihling, J., Heimeshoff, U., Regulatorische Rahmenbedingungen fiir die Entwicklung moder-
ner Breitbandinfrastrukturen, a.a.O., S. 29 ff.
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Verzicht auf Netzzugangsregulierung

219. Bei einem Verzicht auf Netzzugangsregulierung soll darauf geachtet werden, dass
die freiwilligen Angebote transparent und diskriminierungsfrei gestaltet sind und dass
angemessene Entgelte festgelegt werden. Die Monopolkommission beflirwortet den
Vorrang freiwilliger Angebote, wenn die Bundesnetzagentur vorab eindeutig festlegt,
welche Zugangsverpflichtungen unerlidsslich sind und in welchen Zeitrdumen diese zu
realisieren sind. Vorab festgelegt werden sollte auch, in welcher Form reguliert wird,
wenn die Netzzugangsprodukte nicht freiwillig oder nicht zeitgerecht angeboten wer-
den.

220. Soweit es eine solche klare Orientierung durch den Regulierer nicht gibt, wird es
zwischen der DTAG und ihren Wettbewerbern unterschiedliche Auffassungen dariiber
geben, ob die angebotenen Zugangsprodukte transparent, diskriminierungsfrei und
nachfragegerecht sind. Eine groe Bedeutung kommt dabei dem Zeitaspekt zu. Liegen
keine klare Regeln {iber das Ausmal} und die Bedingungen des Netzzugangs vor, wer-
den diese zwischen dem Incumbent und den Wettbewerbern verhandelt. Solche Ver-
handlungen kdnnen, wie das jlingste Beispiel der Verhandlungen tiber den Zugang zum
VDSL-Netz der DTAG zeigt, vergleichsweise lange andauern. Es gibt eine Vielzahl
von Moglichkeiten, solche Verhandlungen zu verzégern. Kommt es zu keiner Einigung,
wird ein ebenfalls zeitaufwendiges Regulierungsverfahren in Gang gesetzt. Bis das Zu-
gangssprodukt dann schlieflich auf dem Markt ist, kann der richtige Zeitpunkt fiir einen
Marktzutritt bereits vorbei sein. In Anbetracht der auch zeitlich dimensionierten Ziele
der Breitbandstrategie der Bundesregierung wire das wenig niitzlich.

Open Access

221. Ein Verzicht auf Zugangsregulierung kommt vor allem dann infrage, wenn ein
Netz als Open-Access-Netz konzipiert ist. Open-Access-Netze zeichnen sich dadurch
aus, dass sie fiir den Zugang durch Dritte diskriminierungsfrei zur Verfiigung stehen.
Die Bundesnetzagentur nennt als Beispiel regionale Glasfasernetze von Kommunen,
Stadtwerken, kommunalen Versorgungsunternehmen oder privaten Netzbetreibern. So-
weit diese Netzbetreiber nicht gleichzeitig Telekommunikationsdienste fiir Endkunden
anbieten, haben sie keinen Anreiz, zutrittswillige Diensteanbieter zu diskriminieren. Es
spricht nichts dagegen, solche Netze grundsitzlich von der Regulierung auszunehmen.

222. Wenn solche Unternehmen allerdings zugleich auf den Endkundenmérkten fiir Te-
lekommunikationsleistungen tétig sind, dndert sich die wettbewerbliche Einschitzung.
Integrierte Anbieter von Netz und Diensten haben kein oder zumindest ein deutlich ge-
ringeres Interesse daran, ihr Netz Dritten diskriminierungsfrei zur Verfiigung zu stellen.
Tatsédchlich ist der groBte Teil der kleineren und gréferen kommunalen und privaten
Netzbetreiber auch auf den Endkundenmarkten tétig. Gleichwohl unterliegen sie keiner
Regulierung, weil sie auf regionalen Mérkten tétig sind, die bislang keiner Marktanaly-
se zur Feststellung der Regulierungsbediirftigkeit unterzogen werden, und weil es ihnen
in aller Regel an der fiir die Regulierung notwendigen betrachtlichen Marktmacht fehlt.
Die Analyse regionaler Mérkte zeigt allerdings, dass einige Betreiber regionaler Netze
wie in Kdln, Miinchen oder Hamburg auf den dortigen Breitbandmirkten inzwischen
sogar hohere Marktanteile als die DTAG haben. Auf solchen regionalen Mérkten ist die
Wettbewerbssituation genau zu beobachten. Regulierung sollte hier nicht per se ausge-
schlossen werden.
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6.4.2.3 Investitionsfordernde Entgeltregulierung

223. Unter dem Stichwort ,,Sicherung der Investitions- und Innovationskraft der betei-
ligten Unternehmen durch angemessene Entgeltregulierung® diskutiert die Bundesnetz-
agentur in ihrem Eckpunktepapier Moglichkeiten, der DTAG groBere Freirdume bei der
Gestaltung der Netzzugangsentgelte einzuraumen. Moglich wiére dies nach Auffassung
der Behorde durch die Umstellung der restriktiven praventiven auf eine mildere nach-
tragliche Regulierung der Zugangsentgelte und die Beriicksichtigung spezifischer Risi-
kozuschldge bei der Berechnung der Eigenkapitalverzinsung. Hohere Entgelte fiir die
Terminierung in FTTB-Netzen kiimen gegenwartig eher alternativen Netzbetreibern zu-
gute, da die DTAG vornehmlich in FTTC-Netze investiert.

Ex-post- statt Ex-ante-Regulierung

224. Die Bundesnetzagentur stellt in ihrem Eckpunktepapier die Uberlegung an, den
Unternehmen groflere Freirdume bei der Festlegung der Netzzugangsentgelte einzurdu-
men. Dies konne dadurch erreicht werden, dass von der bisher {iberwiegend angewen-
deten Ex-ante-Regulierung auf eine Ex-post-Regulierung tibergegangen werde. Die da-
mit verbundenen gréferen Freiheitsgrade bei der Entgeltgestaltung konnen, so die
Uberlegung, die Anreize fiir Investitionen in neue Infrastrukturen verbessern. Hinzu
komme eine groBere Flexibilitdt hinsichtlich der Tarifstrukturen. So ergebe sich die
Moglichkeit, innovative Entgeltmodelle zu entwickeln, mit deren Hilfe Risiken besser
verteilt werden konnen.

225. Malistab des Entgeltgenehmigungsverfahrens gemifl § 31 TKG sind die Kosten
der effizienten Leistungsbereitstellung, die nicht iiberschritten werden diirfen. Sie wer-
den in der Regel auf der Grundlage von Kostenunterlagen ermittelt. Soweit solche nicht
vorliegen oder nicht ausreichend sind, erfolgt die Ermittlung anhand einer Vergleichs-
marktbetrachtung oder auf der Basis von Kostenmodellen. Maf3stab der nachtraglichen
Entgeltregulierung ist die Vereinbarkeit mit den Kriterien des § 28 TKG. Missbrauch-
lich tiberhoht sind Entgelte, die lediglich aufgrund des Vorliegens betrdchtlicher Markt-
macht durchsetzbar sind. Methodisch werden diese im Wege der Vergleichsmarktbe-
trachtung ermittelt. Die Schwelle fiir den Missbrauch bildet der dort ermittelte Preis zu-
ziiglich eines Erheblichkeitszuschlags, dessen Hohe je nach Marktgegebenheiten unter-
schiedlich ausfallen kann. Bei einem Vergleich der beiden MaBstébe fiir die Entgeltre-
gulierung sind die Preissetzungsspielrdume des Unternehmens mit betrachtlicher Markt-
macht héher, wenn es der Ex-post-Regulierung unterliegt.

226. Das Telekommunikationsgesetz eroffnet den nationalen Regulierungsbehorden bei
der Auswahl der Regulierungsinstrumente einen Ermessensspielraum. Das gilt auch fiir
die Entscheidung {iber die Art der Entgeltregulierung. Das bedeutet allerdings nicht,
dass die Behorde in ihrer Entscheidung vollkommen frei ist. Sie muss zunichst die Vor-
gaben des Telekommunikationsgesetzes und zudem die Grundsétze des § 40 VwVerfG
fiir die Ermessensausiibung beachten. Nach § 30 Abs. 1 Satz 1 TKG unterliegen die
Entgelte fiir Zugangsverpflichtungen, die einem Betreiber eines 6ffentlichen Telekom-
munikationsnetzes mit betrdchtlicher Marktmacht gemil3 § 21 TKG auferlegt werden,
grundsétzlich der Genehmigungspflicht. Abweichend davon soll gemiB3 § 30 Abs. 1
Satz 2 TKG die nachtragliche Entgeltregulierung dann Anwendung finden, wenn neben
anderen Voraussetzungen gewihrleistet ist, dass diese ausreicht, die Regulierungsziele
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des § 2 Abs. 2 TKG zu erreichen. Regulierungsziele sind die Wahrung der Nutzer-, ins-
besondere der Verbraucherinteressen, die Sicherung eines chancengleichen Wettbe-
werbs und die Forderung nachhaltig wettbewerbsorientierter Mérkte sowie die Forde-
rung effizienter Infrastrukturinvestitionen und Innovationen. Eine Umstellung auf eine
nachtrdgliche Entgeltregulierung kann nur dann erfolgen, wenn diese ausreicht, die Zie-
le des Telekommunikationsgesetzes insgesamt zu erreichen. Sie kann nicht erfolgen,
wenn dadurch zwar Infrastrukturinvestitionen gefordert, aber Verbraucherinteressen ge-
fahrdet werden oder die Sicherung eines chancengleichen Wettbewerbs infrage gestellt
wird.

227. Hinzu kommen Bedenken, die die Bundesnetzagentur selbst formuliert hat. Die
Ex-ante-Regulierung der Zugangsentgelte ist in der Regulierungspraxis etabliert und fiir
die Unternehmen vorhersehbar. Eine Umstellung auf ein bislang bei den Netzzu-
gangsentgelten nicht praktiziertes Verfahren wird die Planungssicherheit nicht zwangs-
ldufig erhdhen, sondern zunéchst vielleicht sogar vermindern. Dariiber hinaus drohen
bei einem Nebeneinander von Ex-ante- und Ex-post-Regulierung der Vorleistungsent-
gelte Inkonsistenzen, die wiederum eher fiir Unsicherheiten im Hinblick auf die weitere
Regulierung sorgen.

228. Die Monopolkommission ist auBBerdem der Auffassung, dass die Investitionsanrei-
ze auch im Rahmen der Ex-ante-Regulierung der Netzzugangsentgelte gesichert werden
konnen. Die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung beinhalten eine angemesse-
ne Verzinsung des eingesetzten Kapitals einschlieBlich einer Rendite fiir das eingesetzte
Eigenkapital unter Wiirdigung der leistungsspezifischen Risiken. Damit sollte sicherge-
stellt werden, dass die Ertrdge der Investition die Kosten nicht nur decken, sondern
auch angemessen honorieren. Wiirde dies nur gelingen, wenn die Preise fiir Vorleistun-
gen regulatorisch oberhalb des Wettbewerbsniveaus gehalten werden, wiirden die Inves-
titionen nicht dem Effizienzkriterium entsprechen. Induziert wiren allokative Verzer-
rungen. So wire die Nachfrage nach Zusammenschaltungsleistungen bei iiberh6hten
Preisen niedriger. Dasselbe gilt bei einer Uberwilzung des iiberhohten Preisniveaus
auch fiir die Endkundenmirkte. Nach Auffassung der Monopolkommission ist es du-
Berst zweifelhaft, dass dies den Ausbau der Breitbandnetze befordern wiirde.

Risikozuschlige bei der Eigenkapitalverzinsung

229. Fir den Fall der Entgeltregulierung von Zugangsleistungen sollte nach den Vor-
stellungen der Bundesregierung eine angemessene Eigenkapitalverzinsung den spezifi-
schen Risiken von NGA-Investitionen Rechnung tragen.'® Die Bundesnetzagentur wird
kurzfristig priifen, ob und in welchem Umfang ihre bisherige Methode zur Bestimmung
der gewichteten durchschnittlichen Kapitalkosten im Hinblick auf eine risikoaddquate
Eigenkapitalverzinsung beim Breitbandausbau anzupassen ist. Dazu wird sie ein Gut-
achten vergeben. Auch die Europdische Kommission spricht sich dafiir aus, dass die
Kapitalverzinsung die im Vergleich zu Investitionen in herkdmmliche Netze hoheren
Risiken von Investitionen in Glasfasernetze beriicksichtigen miisse.''

230. Die Bundesnetzagentur legt bei der Ermittlung der Kapitalkosten den gewichteten
durchschnittlichen Kapitalkostensatz (Weighted Average Cost of Capital, WACC) ge-

160 Vgl. Breitbandstrategie der Bundesregierung, a.a.O., S. 20.
161 Vgl. NGA Recommendation, Erwégungsgrund 24.
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mif der Bilanzwertmethode fest. Dabei berticksichtigt sie die Kapitalstruktur, die Ver-
héltnisse auf den Kapitalmirkten und die Bewertung eines Unternehmens in diesen
Mirkten, die Renditeerfordernisse des Eigenkapitals sowie die langfristige Stabilitét der
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen.'® Bei der Ermittlung der Risikopramie werden
iiblicherweise getrennte Risikoprdmien flir Fremd- und Eigenkapital bestimmt, aus de-
nen dann der gewichtete Durchschnitt gebildet wird. In der bisherigen Entscheidungs-
praxis stellt die Bundesnetzagentur auf das Risiko des Gesamtunternehmens ab, d.h. fiir
jedes Geschiftsfeld, egal ob riskant oder weniger riskant, wird dasselbe durchschnittli-
che Risiko angenommen. Vor diesem Hintergrund wire ein Risikoaufschlag bei der Ei-
genkapitalverzinsung und gegebenenfalls auch bei der Fremdkapitalverzinsung notwen-
dig, wenn die Risiken von Investitionen in NGA-Netze hoher sind als das durchschnitt-
liche Risiko der Gesamtunternehmung.

231. Die Monopolkommission hat die Praxis der Bundesnetzagentur, auf das Risiko der
Gesamtunternehmung abzustellen, bereits frither kritisiert.'”® Nach dem Kriterium der
Angemessenheit ist eine Risikopridmie grundsétzlich leistungsspezifisch zu bestimmen.
Soll ein Unternehmen fiir die bei effizienter Leistungsbereitstellung anfallenden Kosten
entschidigt werden, kommt es auf die spezifischen Risiken des Kapitaleinsatzes und
nicht auf das Gesamtrisiko des Unternehmens an. Ein leistungsspezifischer Ansatz zur
Beurteilung von Risikopramien setzt aus volkswirtschaftlicher wie aus betriebswirt-
schaftlicher Perspektive angemessene Investitionsanreize. '

232. Das Telekommunikationsgesetz steht einer angemessenen Eigenkapitalverzinsung
im Hinblick auf die Férderung von Investitionen in NGA-Netze nicht entgegen. Der im
Rahmen der Ex-ante-Regulierung von Zugangsleistungen genutzte Mal3stab der Kosten
der effizienten Leistungsbereitstellung umfasst bereits eine angemessene Verzinsung
des eingesetzten Kapitals. Dabei konnen die leistungsspezifischen Risiken des einge-
setzten Eigenkapitals ausdriicklich beriicksichtigt werden.

233. Probleme wirft allerdings der Umstand auf, dass einer Regulierungsbehorde in al-
ler Regel die notwendigen Informationen fehlen, um die spezifischen Risiken von In-
vestitionen zu ermitteln. Die Europdische Kommission nennt Faktoren, die bei der Be-
stimmung von Risikoprdmien zu beriicksichtigen sind. Dazu gehdren unter anderem die
Abschitzung des Bedarfs nach zusitzlicher Bandbreite, Kenntnisse iiber die Bereit-
schaft der Nutzer, fiir hohere Bandbreiten hohere Entgelte zu zahlen, und die Abschit-
zung der Intensitit des zukiinftigen Infrastruktur- und Dienstewettbewerbs.'® Liegen
die notwendigen Informationen zur Bestimmung der spezifischen Risiken von NGA-In-
vestitionen nicht vor und kénnen sie auch nicht mit der notwendigen Zuverldssigkeit er-
mittelt werden, sollte die Regulierungsbehdrde nach Auffassung der Monopolkommis-
sion auf zusatzliche Risikoaufschldge bei der Eigenkapitalverzinsung verzichten. Dafiir
spricht, dass unangemessene Risikoaufschlidge falsche Preissignale fiir Entscheidungen
zwischen Eigenfertigung und Fremdbezug setzen. Fallen die Risikoaufschldge zu hoch
aus, werden Anreize fiir eine ineffiziente Doppelung von Infrastrukturen gesetzt; fallen
sie zu niedrig aus, wird nur unzureichend in hochleistungsfahige Breitbandnetze inves-
tiert.

162 Vgl. Eckpunkte, S. 26.

163 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 39, a.a.0O., Tz. 156 ff.
164 Vgl. ebenda, Tz. 158.

165 Vgl. NGA Recommendation, Anhang I, Nr. 6, S. 19.
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Hohere Terminierungsentgelte in NGA-Netzen

234. Die Bundesnetzagentur will iiberpriifen, ob und gegebenenfalls wie sich die Ter-
minierungsleistung von Sprachdiensten in paketvermittelten Netzen auf der Grundlage
einer FTTB-Infrastruktur von solchen in herkdmmlichen leitungsvermittelten Netzen
unterscheiden und ob dies zu einer Differenzierung der Terminierungsentgelte fithren
miisste. Von Marktteilnehmern wird argumentiert, dass sich die Kosten der Terminie-
rung in FTTB-Netzen erhdhen, weil sich die Linge des kundendezidierten Teilnehmer-
anschlusses stark verringere. In der Folge werde das Anschlussentgelt auf den Teil des
Netzes reduziert, der sich innerhalb der Gebaude befindet, weshalb ein groferer Anteil
der Kosten auf Verbindungsleistungen entfalle. Dies wiederum fiihre trotz insgesamt
sinkender Kosten zu einer absoluten Erhohung der Kosten der Terminierung.

235. Die Kosten der Terminierung in einem FTTB-Netz miissen, soweit diese Entgelte
der Ex-ante-Regulierung unterliegen, anhand eingereichter Kostenunterlagen oder hilfs-
weise durch ein Kostenmodell oder Vergleichsmarktbetrachtungen festgestellt werden.
Dabei ist zu priifen, ob der behauptete kostentreibende Zusammenhang besteht. Wenn
dem so sein sollte, spricht nach Auffassung der Monopolkommission nichts dagegen,
fiir FTTB-Netze und dann vermutlich auch fiir FTTH-Netze andere Terminierungsent-
gelte festzusetzen als fiir herkdmmliche Netze. Entscheidend ist, dass die Terminie-
rungsentgelte die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung nicht tiberschreiten.

6.4.2.4 Erhohung der Planungs- und Rechtssicherheit

Verlingerung der Regulierungsperioden

236. Die Bundesnetzagentur nennt in ihrem Eckpunktepapier eine Reihe von Malnah-
men, mit denen die Planungssicherheit im Hinblick auf das ,,Wie* der Regulierung ver-
bessert werden kann.'® Vorgeschlagen wird, die Dauer der Regulierungsperioden zu
verlingern und die Rechtssicherheit durch Vorabfeststellungen und Verwaltungsvor-
schriften zu Teilfragen der Regulierung zu erhéhen.

237. Die Bundesnetzagentur will im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht zukiinftig
moglichst lange Regulierungsperioden festlegen. In der Diskussion ist eine Verldnge-
rung auf drei Jahre. Andere Meinungen gehen von mindestens fiinf Jahren aus. Nach
Auffassung der Monopolkommission ist eine Verlingerung der Laufzeit von Regulie-
rungsentscheidungen, speziell von Entscheidungen im Rahmen der Entgeltregulierung,
auf finf oder sogar zehn Jahre nicht sinnvoll. Die Regulierung wiirde sich viel zu lang-
sam an die sich dndernden Bedingungen in einer dynamischen Branche wie der Tele-
kommunikation anpassen konnen. Hinzu kommt die Gefahr, dass die langen Laufzeiten
von Entscheidungen dazu fiihren, dass Regulierung ldnger als notwendig aufrechterhal-
ten bleibt. Einer Verldngerung von zwei auf drei Jahre kann in der Sache zugestimmt
werden, auch wenn Zweifel bestehen, dass dies die Investitionsentscheidungen der Te-
lekommunikationsunternehmen beeinflusst, die ja auf wesentlich ldngere Zeitrdume
ausgerichtet sind. Groflere Rechtssicherheit wird dadurch auch nicht gewonnen, soweit
nicht gleichzeitig die Giiltigkeitsdauer der Marktanalyse zur Feststellung der Regulie-
rungsbediirftigkeit gemiB §§ 10 und 11 TKG und der Regulierungsverfiigung verlén-
gert wird, die zwei Jahre betrigt. Ist die Laufzeit einer Entgeltregulierungsentscheidung

166 Vgl. Eckpunkte, S. 29 ff.
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linger als die Laufzeit der Marktanalyse, miisste sie mit einem Anderungsvorbehalt fiir
den Fall versehen sein, dass sich an den Feststellungen und Verfligungen der Bundes-
netzagentur etwas dndert. Wird die Verldngerung der Laufzeit von Regulierungsent-
scheidungen mit einem Anderungsvorbehalt versehen, fillt der Zuwachs an Rechtssi-
cherheit allerdings deutlich kleiner aus.

Vorabfeststellungen und Verwaltungsvorschriften

238. Die Marktregulierung nach dem Telekommunikationsgesetz ist ein komplexes und
vergleichsweise langwieriges Verfahren, bei dem mehrere Stufen — Marktdefinition,
Marktanalyse, Regulierungsverfiigung, Einzelententscheidung im Rahmen der Entgelt-
regulierung — materiell und zeitlich aufeinander folgen. Die Bundesnetzagentur erwégt
zur Erlangung von friihzeitiger Planungs- und Rechtssicherheit, (Teil-)Entscheidungen
in diesem Verfahren durch Verwaltungsvorschriften oder Vorabfeststellungen in Form
feststellender Verwaltungsakte vorwegzunehmen. Grundsdtzlich denkbar ist das nach
Auffassung der Behorde auf allen Stufen der Marktregulierung. Zu beachten seien aller-
dings die Vorschriften iliber das Beschlusskammerverfahren sowie das europarechtlich
vorgegebene Beteiligungsverfahren gemal3 Art. 7 Rahmenrichtlinie.

239. Die Monopolkommission begriilt die Bemiihungen der Bundesnetzagentur, die
Verfahren der Marktregulierung zu beschleunigen, um schneller Planungs- und Rechts-
sicherheit fiir die Unternehmen herzustellen. Ob und in welchen Bereichen Verwal-
tungsvorschriften und Vorabfeststellungen geeignet sind, Einzelfallentscheidungen vor-
wegzunehmen, bedarf der Priifung. Vorstellbar ist durchaus, dass die rechtliche Zulids-
sigkeit von Vertragsgestaltungen oder Geschiftsmodellen vorab feststellbar ist. Ebenso
ist denkbar, dass Auslegungsgrundsitze oder Eckpunkte der Bundesnetzagentur zu be-
stimmten Fragen der Regulierung (z.B. Sicherstellung des Konsistenzgebots, Regulie-
rung neuer Markte) als Verwaltungsvorschriften erlassen werden, um auf diese Weise
eine stirkere Verbindlichkeit zu erlangen. Ob dies ausreicht, den Unternehmen mehr
Rechtssicherheit fiir die erforderlichen hohen Investitionen zu liefern, muss sich zeigen.

240. Zur Beschleunigung der Verfahren zur Marktregulierung hat die Monopolkommis-
sion bereits frither vorgeschlagen, die Verfahrensschritte Marktdefinition, Marktanalyse
und Erlass der Regulierungsverfiigung zusammenzufassen.'®” Die Bundesnetzagentur ist
dem im Jahr 2007 in einem Fall auch gefolgt und hat die Marktanalyse und Regulie-
rungsverfiigung fiir den ehemaligen Markt 11 (Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung)
zeitgleich veroffentlicht.'®® Sie hat diese Praxis danach allerdings wieder eingestellt und
erst bei dem im Oktober 2009 verdffentlichten Entwurf einer Marktdefinition und
Marktanalyse des Marktes fiir Bitstromzugang wieder aufgenommen.'® In ihrer Stel-
lungnahme gegeniiber der Monopolkommission weist die Bundesnetzagentur darauf
hin, dass sie zukiinftig im Einzelfall nach ZweckmiBigkeitserwidgungen entscheiden
wird, ob sie die Marktanalyse und die Regulierungsverfiigung gleichzeitig oder getrennt
vorlegt. Das Motiv fiir die in der Gemeinschaft einmalige und von der Européischen
Kommission stets monierte Trennung liegt in der von der Regulierungsbehorde gesehe-
nen Gefahr, dass mit der Zusammenfassung der beiden Verfahrensschritte das Veto-
recht der Européischen Kommission faktisch auf die Verfiigung von RegulierungsmaB-

167 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 43, a.a.0O., Tz. 167 f.
168 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 50, a.a.0., Tz. 115.
169 Vgl. Abschnitt 4.1.2.4.
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nahmen ausgeweitet wird. Die Monopolkommission schitzt diese Gefahr eher gering
ein, da die Europdische Kommission auch bei einer Zusammenlegung der Verfahren
kein materielles Vetorecht gegen die Regulierungsverfiigung bekommt. Auch weiterhin
spricht nichts dafiir, dass der Vorteil, die Regulierungsverfiigung aus dem Vetoverfah-
ren herauszuhalten, die Nachteile entstehender Zeitverzogerungen und zusétzlicher
Rechtsunsicherheiten liberwiegt.

6.4.2.5 Verbesserung der Transpareng

241. Fiir den Ausbau der Breitbandnetze ist Transparenz iiber die Netzausbaustrategien
ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Dabei geht es um die Ausbaustrategien aller Netzbetrei-
ber und insbesondere um die Ausbaustrategie der DTAG als dem mit Abstand grofiten
Erstinvestor. Die Offenlegung der NGA-Strategie der DTAG ist von besonderer Bedeu-
tung, weil der grofte Teil der alternativen Netzbetreiber langfristig auf die Infrastruktur
der DTAG angewiesen sein wird und eigene komplementére Infrastrukturinvestitionen
auf der Grundlage von Netzzugangsprodukten der DTAG errichtet. Zur Sicherung des
erreichten Wettbewerbs kommt es vor allem auch darauf an, Transparenz im Hinblick
auf den geplanten Abbau der im NGA-Netz nicht mehr bendtigten Hauptverteiler her-
zustellen.

NGA-Forum und Infrastrukturatlas

242. Die Bundesnetzagentur will zur Verbesserung der Transparenz im Hinblick auf die
Netzausbauplidne der Netzbetreiber ein NGA-Forum griinden, in dem Vertreter der Te-
lekommunikationsunternehmen, der Linder, Kommunen und Gebietskorperschaften ge-
meinsame Schritte entwickeln, um den flichendeckenden Ausbau der hochleistungsfa-
higen Breitbandnetze voranzutreiben. Sie hat auBlerdem begonnen, einen sog. Infra-
strukturatlas aufzubauen, der es Netzbetreibern ermdglichen soll, beim Netzausbau auf
bereits vorhandene Kabelkanéle, Leerrohre, Glasfaserstrecken u.i. zuzugreifen. Verhin-
dert werden damit ineffiziente Mehrfachinvestitionen, Kosten werden gesenkt und der
Netzausbau wird beschleunigt. Ob die MaBlnahmen greifen, hingt entscheidend von der
Akzeptanz bei den Beteiligten ab, da sowohl die Mitarbeit im NGA-Forum als auch
beim Aufbau des Infrastrukturatlasses auf freiwilliger Basis erfolgt.

Abbau von Hauptverteilern

243. Im Zusammenhang mit dem Ausbau von Glasfasernetzen wird es nach den Ankiin-
digungen der DTAG einen groBflachigen Abbau von Hauptverteilerstandorten geben.
Das hat zur Konsequenz, dass den bisherigen infrastrukturbasierten Geschéftsmodellen
der Wettbewerber, die vor allem auf den entbiindelten Zugang zur Teilnehmeran-
schlussleitung am Hauptverteiler aufsetzen, die Grundlage entzogen wird. Die Wettbe-
werber konnen darauf reagieren, indem sie den entbiindelten Zugang zum Netz der
DTAG zukiinftig am Kabelverzweiger realisieren. Das erfordert erhebliche Investitio-
nen in den parallelen Ausbau der Strecke zwischen den Haupteverteilern und Kabelver-
zweigern sowie die ErschlieBung der Kabelverzweiger. Sie konnen darauf auch reagie-
ren, indem sie Netzzugang zukiinftig auf der Grundlage von Bitstrom und damit auf ei-
ner niedrigeren Wertschopfungsstufe und unter geringerem Einsatz eigener Infrastruk-
turen realisieren. Bildlich gesprochen miissen die alternativen Netzbetreiber entschei-
den, ob sie die Investitionsleiter ,,nach oben®, also ndher zum Endkunden, oder wieder
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,,hach unten* steigen wollen."”” Der Weg nach oben ist dabei deutlich teurer und damit
schwieriger, weil erstens erhebliche Investitionen in zusétzliche Infrastrukturen notwen-
dig sind und zweitens die bisherigen Investitionen, die in die ErschlieBung der Haupt-
verteiler geflossen sind, entwertet werden.

244. Die Monopolkommission stimmt mit der Bundesnetzagentur darin iiberein, dass
das iiber den entbiindelten Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung erreichte Wettbe-
werbsniveau durch den Abbau von Hauptverteilern nicht infrage gestellt werden darf.
Das impliziert zweierlei: Erstens muss ein VDSL-Bitstromzugang rechtzeitig verfiigbar
sein. Zweitens sind Ubergangszeitriume notwendig, in denen die bestehenden Zu-
gangsverpflichtungen aufrechterhalten bleiben miissen, um den b1sher1gen Zugangs-
nachfragern die Moglichkeit fiir Anpassungsreaktionen zu geben. Der Ubergangszeit-
raum soll nach den Vorstellungen der Wettbewerber mindestens fiinf Jahre betragen.
Auch die Europiische Kommission sieht einen Ubergangszeitraum von fiinf Jahren
vor.'” Dieser kann verkiirzt werden, wenn der regulierte Netzbetreiber ein gleichwerti-
ges Zugangsprodukt am Hauptverteiler anbietet.

245. Die Wettbewerber wollen diesen Ubergangszeitraum zugleich inhaltlich gestalten.
Der Regulierer soll danach festlegen, wie viele Hauptverteiler der Incumbent pro Jahr
und wie viele er insgesamt abbauen darf. Nach den Vorstellungen des VATM soll der
jéhrliche Abbau von Hauptverteilern in den ersten drei Jahren auf maximal 500 be-
grenzt werden.'” Die Monopolkommission lehnt inhaltliche Vorgaben der genannten
Art ab, weil sie den Netzbetreiber daran hindern wiirden, den Netzumbau nach Effizi-
enziliberlegungen vorzunehmen. Der Abbau der Hauptverteiler sollte nicht quantitativ
begrenzt werden, sondern an das Vorhandensein gleichwertiger Zugangsalternativen ge-
kniipft werden.

6.4.3 Finanzielle Forderung durch staatliche Beihilfen

246. Sowohl die Bundesregierung als auch die Europédische Kommission haben die fi-
nanzielle Forderung von Breitbandnetzen durch staatliche Beihilfen angekiindigt. Die
Bundesregierung will den Ausbau von Breitbandnetzen in 14ndlichen Regionen im Zuge
ihrer Breitbandstrategie fordern. Die Europdische Kommission wird fiir die Forderung
von Breitbandnetzen rund 1 Mrd. EUR im Rahmen ihres Konjukturpakets zur Verfii-
gung stellen.'” Gleichzeitig hat sie deutlich gemacht, dass die Foérderung von Breit-
bandnetzen Beihilfen sind, die nur unter bestimmten Voraussetzungen zuléssig sind.
Um den Mitgliedstaaten hier Anhaltspunkte zu geben, hat sie am 17. September 2009
Leitlinien fiir die Anwendung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen auf die staatli-

che Forderung von Breitbandnetzwerken verdffentlicht.'™

170 Vgl. Eckpunkte, S. 23.

171 Vgl. NGA Recommendation, Erwégungsgrund 47.

172 Vgl. VATM, VATM-Konzeption fiir eine NGA-/HVt-Migration unter Berilicksichtigung des Open-
Access-Ansatzes, Stand 10. Juni 2009.

173 Europdisches Konjunkturprogramm, Mitteilung der Europdischen Kommission an den Europdi-
schen Rat, KOM(2008) 800 vom 26. November 2008.

174 Vgl. Mitteilung der Kommission, Leitlinien der Gemeinschaft fiir die Anwendung der Vorschriften
iiber staatliche Beihilfen im Zusammenhang mit dem schnellen Breitbandausbau, ABl. EU Nr.
C 235 vom 30. September 2009, S. 7.
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247. Die Beihilfenkontrolle der Europédischen Kommission soll verhindern, dass Markt-
initiativen im Breitbandsektor durch staatliche Eingriffe gebremst werden. Die Leitlini-
en fassen die Entscheidungspraxis aus tiber 40 Einzelfallpriifungen aus dem Breitband-
sektor zusammen. Die Priifung, ob eine BeihilfemaBnahme mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar ist, erfolgt im Grundsatz auf der Grundlage einer Abwagung. Beihilfen
sind zulédssig, wenn sie einem klar definierten Ziel von gemeinschaftlichem Interesse
dienen sowie zur Erreichung dieses Ziels geeignet, erforderlich und angemessen sind
und ihre positiven Wirkungen die negativen Effekte der Wettbewerbsverzerrung und
Handelsbeeintrichtigung {iberwiegen.'”

248. Nicht unter den Begriff der Beihilfe fallen Investitionen, die 6ffentliche Stellen auf
der gleichen Basis wie marktwirtschaftlich handelnde Kapitalgeber titigen. Ebenfalls
keine Beihilfen sind Ausgleichzahlungen fiir sog. ,,Dienste von allgemeinem wirtschaft-
lichem Interesse gemif3 Art. 106 AEUV (ex-Art. 86 Abs. 2 EGV), sofern die vom Eu-
ropdischen Gerichtshof dafiir vorgegebenen Bedingungen erfiillt sind.'” Eine Beihilfe
liegt auch dann nicht vor, wenn 6ffentliche Stellen der Mitgliedstaaten Baumalnahmen
vornehmen und allen potenziellen Nutzern anbieten, diese Gelegenheit zur Verlegung
eigener Netzkomponenten zu nutzen. Dagegen sind MalBnahmen, die aus staatlichen
Mitteln gewéhrt werden und dem begiinstigten Unternehmen einen wirtschaftlichen
Vorteil verschaffen, der den Wettbewerb verfilscht oder zu verfialschen droht und den
innergemeinschaftlichen Handel beeintrdchtigt, Beihilfen im Sinne des Gemeinschafts-
rechts.

249. Die Leitlinien unterscheiden die Forderung von Breitbandnetzen der ersten Gene-
ration (DSL, Kabelnetze) und die Forderung von NGA-Netzen. Fiir beide gilt, dass Bei-
hilfen genehmigungsfahig sein konnen, wenn der Markt keine hinreichende Breitban-
dabdeckung gewihrleistet oder die Zugangsbedingungen nicht angemessen sind. Fiir die
Beurteilung unterscheidet die Europdische Kommission drei Fallkonstellationen:

- Fine Beihilfe ist in der Regel genehmigungsfdhig, wenn es um die Forderung
des Breitbandausbaus in sog. ,,weilen Flecken* geht. Ein weiler Fleck zeichnet
sich dadurch aus, dass in diesem Gebiet bisher kein Breitbandangebot vorhan-
den ist und sich fiir die nahe Zukunft auch kein solches Angebot abzeichnet. Die
Forderung eines solchen Angebots korrigiert ein Marktversagen und fordert den
regionalen Zusammenhang.

« In der Regel nicht zuléssig ist die Forderung in sog. ,,schwarzen Flecken®, in de-
nen bereits mindestens zwei Betreiber unter Wettbewerbsbedingungen Breit-
banddienste anbieten. Ein Marktversagen liegt hier nicht vor. Eine staatliche
Forderung wiirde zu Wettbewerbsverzerrungen und zur Verdrdngung privater
Investitionen fiihren.

- Weniger vorhersehbar ist das Ergebnis der Priifung einer staatlichen Forderung
von Breitbandaktivitdten in ,,grauen Flecken®. Gemeint sind damit Gebiete, in
denen es bisher lediglich einen Breitbandnetzbetreiber gibt. In einem solchen
Gebiet ist die Forderung zuldssig, wenn das monopolistische Endkundenangebot
nicht nachfragegerecht ist, der etablierte Anbieter Dritten keinen Netzzugang

175Zur europdischen Beihilfenkontrolle wvgl. ausfiihrlich Monopolkommission, Hauptgutachten
2006/2007, a.a.O., Tz. 886 f.
176 EuGH, Urteil vom 24. Juli 2003, Rs. C-280/00, Altmark Trans, Slg. 2003, I-7747.
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gewdhrt und Marktzutritte damit ausgeschlossen sind und die genannten Proble-
me nicht durch regulatorische Eingriffe 16sbar sind.

250. Damit die potenziellen Wettbewerbsverzerrungen einer Beihilfe in weillen oder
grauen Flecken minimiert werden, miissen folgende Bedingungen erfiillt sein:

- Erstellung einer detaillierten Breitbandkarte und die klare Abgrenzung des geo-
grafischen Gebietes, flir das die Forderung gilt, sowie die Durchfiihrung einer
Marktanalyse,

+  Durchfiihrung eines offenen Ausschreibungsverfahrens,

«  Bevorzugung des wirtschaftlich giinstigsten Angebots bei vergleichbaren Quali-
tatsbedingungen,

« keine Bevorzugung bestimmter Technologien oder Netzplattformen (Technolo-
gieneutralitét).

« Bestehende Infrastrukturen sollen mdoglichst mitgenutzt werden, um unnétigen
parallelen Ressourceneinsatz zu vermeiden.

« Staatlich geforderte Infrastrukturen miissen fiir den Zugang von Dritten offen
sein.

«  Der Netzzugang von Dritten muss zu Konditionen moglich sein, die den durch-
schnittlichen Netzzugangsentgelten in Wettbewerbsregionen bzw. den durch-
schnittlichen regulierten Entgelten entsprechen.

. Zur Vermeidung von Uberkompensation sind Riickforderungsmechanismen zu
vereinbaren, die zu Riickzahlungen des begiinstigten Netzbetreibers fiihren,
wenn die Nachfrage nach Breitbanddiensten in dem Gebiet hoher als erwartet
liegt.

251. Zum Zwecke der Wiirdigung staatlicher Beihilfen fiir hochleistungsfihige Breit-
bandnetze (NGA-Netze) wird wiederum zwischen weillen, grauen und schwarzen
NGA-Flecken unterschieden.

+ In einem weiBlen NGA-Fleck gibt es gegenwirtig kein hochleistungsfahiges
Breitbandnetz und es ist auch fiir die kommenden fiinf Jahre nicht vorgesehen,
eines zu errichten. Eine staatliche Forderung ist in aller Regel unproblematisch.

« In einem grauen NGA-Fleck existiert ein NGA-Netz und der Bau eines konkur-
rierenden Netzes ist innerhalb der kommenden fiinf Jahre nicht zu erwarten. Die
Genehmigung erfordert eine detaillierte Priifung.

+ In einem schwarzen NGA-Fleck konkurrieren mindesten zwei NGA-Netze. Eine
Forderung kommt nicht in Betracht.

252. Da tiiber herkdmmliche Breitbandnetze in bestimmten Ausbaustufen (ADSL 2+)
dhnliche Dienste angeboten werden wie iiber NGA-Netze, ist zudem zu priifen, ob in ei-
nem weilen NGA-Fleck bereits eine Breitbandgrundversorgung existiert (,,grauer
Fleck®) oder nicht (,,weiller Fleck®). Fiir den Fall, dass eine solche Grundversorgung
bereits vorhanden ist, ist eine staatliche Forderung mit dem Gemeinschaftsrecht verein-
bar, wenn (i) die iiber das herkdmmliche Breitbandnetz erbrachten Dienste auch unter
Berticksichtigung der geplanten Modernisierungen nicht ausreichen, den Bedarf der
Biirger zu decken, und (ii) das Ziel nicht mit weniger den Wettbewerb verzerrenden
Mitteln zu erreichen ist. Wird eine staatliche Forderung genehmigt, soll der Begiinstigte
verpflichtet werden, das Netz {iber einen langeren Zeitraum (zehn Jahre oder die Hélfte
des Amortisierungszeitraums der Infrastruktur) fiir den Zugang Dritter zu 6ffnen. So-
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weit technisch machbar, sollten Glasfasernetze, fiir die staatliche Beihilfen gewéhrt
werden, eine P2P- oder Multi-Fiber-Architektur unterstiitzen, da diese jede von Dritten
gewiinschte Art von Netzzugang ermdglichen und damit fiir deutlich mehr Wettbewerb
im Netz sorgen konnen.

253. Die Monopolkommission begriilt die Verdffentlichung von Beihilfeleitlinien fiir
die Forderung von Breitbandnetzen. Sie tragen dazu bei, mehr Transparenz iiber die
einschlidgige Fallpraxis der Europdischen Kommission herzustellen und sorgen mit der
Kategorisierung von Anwendungsfillen fiir ein Mehr an Rechtssicherheit fiir die betei-
ligten Forderungsgeber und -empfinger. Die Monopolkommission spricht sich aber
grundsitzlich gegen eine staatliche Bereitstellung von Breitbandnetzen aus. Prioritét
beim Aufbau und Betrieb der Telekommunikationsinfrastrukturen haben private Inves-
titionen. Aufgabe des Staates ist es, Rahmenbedingungen so zu setzten, dass private In-
vestitionen in leistungsfdhige Infrastrukturen getétigt werden. Es ist nicht die Aufgabe
des Staates, solche Investitionen selbst vorzunehmen oder sie in einem gréferen Um-
fang zu subventionieren.

254. Problematisch ist bereits die in den Leitlinien zum Ausdruck kommende Philoso-
phie, Beihilfen als eine Mdglichkeit anzusehen, den Wettbewerb auf den Breitband-
markten zu fordern. Zum Ausdruck kommt dies, wenn die Europédische Kommission
Beihilfen in Gebieten fiir zuldssig hilt, in denen bereits eine Breitbandinfrastruktur
existiert. Beihilfen bzw. die Beihilfenkontrolle wird so zu einem Instrument zur Forde-
rung von Infrastrukturwettbewerb und tritt damit neben die sektorspezifische Regulie-
rung. Die Bundesregierung lehnt dies in ihrer Stellungnahme zu den Leitlinien zu Recht
ab. In eine dhnliche Richtung geht die Vorstellung der Europdischen Kommission, dass
Beihilfen zuléssig sind, wenn die Zugangsbedingungen in einem Markt nicht angemes-
sen sind.'”” Bei nicht angemessenen Zugangsbedingungen sollte der Gesetzgeber oder
die Bundesnetzagentur flir angemessene Zugangsbedingungen sorgen. Es ist kein Grund
ersichtlich, dass staatliche Subventionen dazu benutzt werden sollten, fehlende oder
falsche Regulierung zu kompensieren.'” Die Monopolkommission weist diesen Ansatz
zurlick.

255. Weitgehend unstrittig ist, dass die finanzielle Forderung in Gebieten ohne eine
Breitbandgrundversorgung zuléssig sein sollte, wenn diese Versorgung ansonsten nicht
zustande kdme. Unstrittig ist ebenfalls, dass eine staatliche Forderung in Gebieten mit
konkurrierenden Netzinfrastrukturen ausgeschlossen sein sollte. Strittig ist die Zuldssig-
keit von Beihilfen zur Forderung von Breitbandnetzen in grauen Flecken.'” Hier be-
steht das Problem, dass eine staatlich geférderte zusétzliche Breitbandinfrastruktur die
bestehende privat finanzierte Breitbandinfrastruktur entwerten kann. Das ist dann der
Fall, wenn eine zweite Infrastruktur in einem Gebiet nicht wirtschaftlich zu betreiben
ist. Es liegt nahe, dass ein grauer Fleck deshalb ein grauer Fleck ist, weil genau diese
Bedingung erfiillt ist. Hinzu kommt die Befiirchtung, dass die staatliche Férderung ei-
ner konkurrierenden herkémmlichen Breitbandinfrastruktur auch die Anreize fiir Inves-

177 Vgl. ABIL EU Nr. C 235 vom 30. September 2009, S. 15, Rn. 39.

178 Vgl. dazu auch Friederiszick, H-W., Nitsche, R., Réller, L.-H., Does Europe need subsidized com-
petition for achieving the goal of rapid deployment of broadband networks?, Comments on the draft
Community Guidlines for the application of State aid rules in relation to rapid deployment of
broadband networks, 2009, S. 3.

179 Vgl. ABI. EU Nr. C 235 vom 30. September 2009, S. 16 ff., Rn. 44 ff. sowie S. 23, Rn. 74 f.
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titionen in NGA-Netze vermindert, weil auch der Betreiber des NGA-Netzes damit
rechnen muss, zu einem spéteren Zeitpunkt Konkurrenz von einem staatlich subventio-
nierten zweiten NGA-Netz zu bekommen. Dieser anreizmindernde Effekt gilt sowohl
fiir Investitionen des etablierten Netzbetreibers als auch fiir Investitionen von alternati-
ven Netzbetreibern. Nach Auffassung der Monopolkommission sollten staatliche Bei-
hilfen zur Forderung konkurrierender Infrastrukturen in grauen Flecken vor diesem
Hintergrund grundsitzlich nicht zuldssig sein. Dieselben Uberlegungen gelten fiir die
Zuldssigkeit von Beihilfen zur Forderung konkurrierender Infrastrukturen in grauen
NGA-Flecken. In einer NGA-Welt kann es noch weitaus eher der Fall sein, dass der
Aufbau konkurrierender Infrastruktur ineffizient ist.

256. Ebenfalls kritisch siecht die Monopolkommission die Uberlegungen der Europii-
schen Kommission zur Zuldssigkeit von Beihilfen zur Forderung von NGA-Netzen in
Gebieten, in denen zwar noch keine NGA-Infrastruktur existiert (weiler NGA-Fleck),
in denen es aber bereits konkurrierende herkommliche Infrastrukturen (DSL und Kabel-
netze) gibt (schwarzer Fleck).'™ Zwar bestehen nach Auffassung der Europdischen
Kommission in einem ,,schwarzen Fleck® — bezogen auf die Breitbandgrundversorgung
— auch ohne staatliche Forderung geniigend Anreize, die vorhandenen Infrastrukturen
zu hochleistungsfahigen NGA-Netzen auszubauen. Gleichwohl koénnen die Mitglied-
staaten dieses Argument widerlegen, etwa durch den Nachweis, dass die vorhandenen
Betreiber in den kommenden drei Jahren nicht planen, in NGA-Netze zu investieren. Da
schwarze Flecken grundsitzlich Gebiete sind, in denen konkurrierende Netze wirt-
schaftlich zu betreiben sind, gibt es nach Auffassung der Monopolkommission keinen
Grund anzunehmen, dass hier private Investitionen in NGA-Netze auf Dauer ausblei-
ben. Die Wahrscheinlichkeit ist gro3, dass in diesen Fillen eine Subventionierung von
NGA-Netzen privaten Investitionen vorgreifen und diese verdrangen.

6.4.4 Schlussfolgerungen und Empfehlungen der Monopolkommission

257. Wie die Bundesregierung sieht auch die Monopolkommission die Notwendigkeit,
den Aus- und Aufbau hochleistungsfahiger Breitbandnetze zu unterstiitzten. Die positi-
ven Wirkungen leistungsfdhiger Kommunikationsinfrastrukturen auf die Wirtschaft und
die Gesellschaft sind unbestritten. Ebenso wenig streitig ist, dass der Markt alleine nicht
fiir eine flichendeckende Breitbandversorgung zu angemessenen Bedingungen sorgt.
Strittig ist die Frage nach effizienten Formen der Férderung von hochleistungsfahigen
Breitbandnetzen. Nachdem die Bundesregierung zunéchst darauf gesetzt hatte, den Aus-
bau der Breitbandnetze dadurch zu unterstiitzten, dass diese von der Regulierung ausge-
nommen werden, schldgt sie in ihrer Breitbandstrategie eine aktive Forderstrategie in
Form einer wachstums- und innovationsorientierten Regulierung vor. Die Monopol-
kommission begriiBt ausdriicklich, dass die Bundesnetzagentur ihre Uberlegungen im
Hinblick auf die mogliche Ausgestaltung einer solchen Regulierung frithzeitig zur Dis-
kussion gestellt hat.

258. In der Sache urteilt die Monopolkommission eher kritisch. Dies liegt insbesondere
daran, dass Maflnahmen, die auf der einen Seite die Anreize fiir Investitionen in Breit-
bandnetze erhdhen, oftmals schédlich fiir den Wettbewerb sind. So kénnen Kooperatio-
nen beim Netzausbau durchaus die Investitionsrisiken der Investoren senken und damit

180 Vgl. ebenda, S. 23, Rn. 77 f.
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den Anreiz fiir Investitionen erhéhen. Auf der anderen Seite beschrianken Kooperatio-
nen den Wettbewerb der Netzbetreiber um die Pionierposition auf den Breitbandmérk-
ten und vermindern damit die Anreize fiir Investitionen und einen raschen Netzausbau.
Ahnliches gilt fiir Arrangements zur Risikoteilung zwischen Netzbetreibern und den
Nachfragern nach Netzzugang. Einerseits sind solche Arrangements zu begriilen, da sie
zusétzliche Investitionsanreize generieren. Andererseits besteht die Gefahr, dass die Ri-
siken, die zu Abschldgen bei den Zugangsentgelten fiihren iiber- oder unterschitzt wer-
den. Je nachdem ergeben sich Wettbewerbsverzerrungen zulasten oder zugunsten der
Unternehmen, die Vertrdge zur Risikoteilung anbieten.

259. Kritisch steht die Monopolkommission auch dem Vorhaben gegeniiber, grundsitz-
lich auf Zugangsregulierung zu verzichten, wenn die DTAG als potenzieller Adressat
von Regulierung Zugangsprodukte auf freiwilliger Basis anbietet. Ein solcher Verzicht
sollte nur dann erfolgen, wenn die Zugangsprodukte zeitgerecht und in einem angemes-
senen Umfang angeboten sowie transparent und diskriminierungsfrei ausgestaltet wer-
den und zu angemessenen Bedingungen verfiigbar sind. Um langwierige Auseinander-
setzungen zwischen den Parteien zu vermeiden, sollte die Bundesnetzagentur vorab
festlegen, was aus ihrer Sicht angemessene Zugangsprodukte sind und in welchen
Zeitrdumen sie angeboten werden sollten. Ebenso sollte feststehen, in welcher Form re-
guliert wird, wenn die Netzzugangsprodukte nicht zeitgerecht oder in der gewiinschten
Form freiwillig angeboten werden. Der Verzicht auf Regulierung kommt insbesondere
bei sog. Open-Access-Netzen in Betracht. Open Access ist dann verwirklicht, wenn ein
Netz jedem zutrittswilligen Dritten diskriminierungsfrei zur Verfiigung steht. Zu beach-
ten ist, dass nicht jedes Glasfasernetz einer Kommune, eines Stadtwerkes oder eines
Versorgungsunternechmens automatisch ein Open-Access-Netz ist. Sind die 6ffentlichen
Netzbetreiber zugleich auf dem Endkundenmarkt fiir Telekommunikationsdienste tétig,
bestehen auch hier Anreize, den Wettbewerb auf den nachgelagerten Mirkten zu be-
schrianken. Die Regulierung solcher Netze sollte nicht per se ausgeschlossen sein.

260. Die Monopolkommission ist der Auffassung, dass auch bei NGA-Netzen weiterhin
eine angemessene Zugangsregulierung notwendig sein wird. Dies vor allem, da NGA-
Netze aufgrund ihrer Okonomie in weiten Teilen nicht wirtschaftlich replizierbar sein
werden. Um effiziente Marktzutritte zu gewéhrleisten, muss der Zugang auf einer Netz-
ebene moglich sein, die es den alternativen Anbietern erlaubt, kritische Nachfragemen-
gen zu erreichen. Die Entscheidung, ob Geschiftsmodelle eher dienste- oder eher infra-
strukturorientiert sind, sollte nicht durch die Zugangsregulierung vorab entschieden
werden, sondern den Unternehmen iiberlassen bleiben.

261. Von besonderer Bedeutung ist, dass das bisher erreichte Wettbewerbsniveau beim
Ubergang von den herkémmlichen zu NGA-Netzen erhalten bleibt. Das impliziert, dass
die Ausbau- und Migrationsstrategie der DTAG als dem grofiten Erstinvestor weitestge-
hend transparent sein sollte. Im Hinblick auf den angekiindigten grof3flichigen Abbau
von Hauptverteilern sind fiir die Anpassungsreaktionen der Wettbewerber Ubergangs-
zeitrdume notwendig. Damit die in den vergangenen Jahren getitigten Infrastrukturin-
vestitionen der alternativen Anbieter nicht entwertet werden, sollte es ein geeignetes
Bitstromzugangsprodukt am Hauptverteiler geben.

262. Die Monopolkommission lehnt es ab, dem marktméachtigen Netzbetreiber grofBere
Freirdume bei der Gestaltung der Vorleistungsentgelte einzurdumen. Der Ubergang von
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der Ex-ante- zur Ex-post-Regulierung der Zugangsentgelte ist dann moglich, wenn die
nachtrdgliche Regulierung ausreicht, die Ziele des Telekommunikationsgesetzes insge-
samt zu erreichen. Eine einseitige Orientierung des Auswahlermessens der Bundesnetz-
agentur an dem Ziel der Forderung effizienter Infrastrukturinvestionen wére mit dem
Telekommunikationsgesetz nicht vereinbar. Ebenso problematisch ist die Beriicksichti-
gung von spezifischen Risikozuschlégen bei der Eigenkapitalverzinsung des regulierten
Unternehmens. In aller Regel verfiigen die Regulierungsbehorden nicht tiber die not-
wendigen Informationen, um die spezifischen Risiken einer Investition im Vorhinein
abzuschitzen. Werden diese zu hoch oder zu niedrig angesetzt, kommt es zu Fehlallo-
kationen und Wettbewerbsverzerrungen. Im Ubrigen sollte der im Rahmen der Ex-ante-
Regulierung verwendete Mafstab der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung
eine angemessene Verzinsung des eingesetzten Kapitals umfassen. Dabei konnen die
spezifischen Risiken des Eigenkapitals ausdriicklich mit beriicksichtigt werden.

263. Die Planungssicherheit der Netzbetreiber soll unter anderem dadurch erhdht wer-
den, dass die Regulierungsperioden verldngert werden. Die Monopolkommission steht
dem im Grundsatz positiv gegeniiber, ist im Hinblick auf die Wirkungen aber skeptisch.
Eine Verldangerung auf fiinf bis zehn Jahre, wie von Teilen des Marktes gewiinscht, ist
nicht sinnvoll. Die Regulierung wiirde sich viel zu langsam an die sich dndernden
Marktbedingungen auf den dynamischen Telekommunikationsmérkten anpassen. Eine
Verldngerung von zwei auf drei Jahre kdnnte sinnvoll sein, bringt in der Sache aber
nicht viel, da die Investitionsentscheidungen der Unternehmen in aller Regel langerfris-
tig angelegt sind. Hinzu kommt, dass die Entkoppelung der Regulierung von der Markt-
analyse, die alle zwei Jahre zu wiederholen ist, dazu fiihrt, dass ldnger laufende Regu-
lierungsverfiigungen mit einem Anderungsvorbehalt versehen sein miissten. Der Ge-
winn an Planungssicherheit wiirde dadurch wieder relativiert.

264. Nach Auffassung der Monopolkommission werden die Anreizwirkungen einer
wachstums- und innovationsorientierten Regulierung eher iiberschétzt. Wichtiger fiir
das Investitionsverhalten der Unternehmen ist die Vorhersehbarkeit und Stabilitdt der
Rahmenbedingungen sowie der Wettbewerb durch konkurrierende Infrastrukturen. Un-
streitig ist, dass Investitionen beglinstigt werden, wenn die Rahmenbedingungen be-
kannt und fiir die {iberschaubare Zukunft stabil sind. Umgekehrt werden Investitionen
behindert, wenn Unsicherheiten iiber die Entwicklung der Rahmenbedingungen beste-
hen. Im Bereich der Telekommunikation ist gegenwartig Letzteres der Fall. Unsicher-
heiten bestehen sowohl im Hinblick darauf, ob und gegebenenfalls wie sich der Regu-
lierungsrahmen zukiinftig &ndern wird, als auch im Hinblick darauf, wie der bestehende
Rechtsrahmen auf die Breitbandnetze angewendet werden soll. Anderungen bei den ge-
setzlichen Rahmenbedingungen sind auf der Ebene des Gemeinschaftsrechts und in der
Folge auch beim nationalen Recht zu erwarten. Der seit dem Jahr 2006 andauernde Re-
formprozess des europdischen Rechtsrahmens fiir die Telekommunikationsmérkte
konnte inzwischen abgeschlossen werden.'®' Zur Herstellung von Rechtssicherheit sollte
die Umsetzung in nationales Recht moglichst rasch erfolgen.

265. Klarheit sollte auch im Hinblick auf die Anwendung des geltenden Rechts herr-
schen. Vor diesem Hintergrund begriifit die Monopolkommission die Veroffentlichung
von Eckpunkten zur Ausgestaltung der Regulierung von NGA-Netzen. Wichtig ist ne-

181 Vgl. dazu Abschnitt 5.1.
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ben der weiteren Konkretisierung der in Teilen recht abstrakten Behandlung wichtiger
Fragen, dass die Eckpunkte zu der nationalen Regulierung mit den Vorstellungen der
Europédischen Kommission iiber die Regulierung hochleistungsfahiger Breitbandnetze
abgestimmt werden.

266. Die Monopolkommission empfiehlt dariiber hinaus, verstirkt auf den Wettbewerb
als Treiber fiir Investitionen in hochleistungsfahige Breitbandnetze zu setzen. Das grof3-
te Wettbewerbspotenzial flir die Glasfasernetze liegt bei den Kabelnetzen. Dass dieses
bisher nur unzureichend genutzt wird, liegt unter anderem daran, dass die Kabelnetzbe-
treiber strukturelle Nachteile gegeniiber den Festnetzbetreibern haben. Dazu gehoéren
vor allem die historisch bedingte vertikale Trennung der Netzebenen 3 und 4 sowie die
immer noch weitgehend zersplitterte Anbieterstruktur auf der Netzebene 4. Die vertika-
le Trennung der Netzebenen verhindert in vielen Fillen den direkten Endkundenzugang
der Netzebene-3-Betreiber. Die Zersplitterung der Netzebene 4 verhindert das Zustan-
dekommen kritischer Massen. Die Monopolkommission begriilt, dass das Bundeskar-
tellamt inzwischen Zusammenschliisse auf der Netzebene 4 sowie vertikale Fusionen
zwischen Betreibern der Netzebenen 3 und 4 vorwiegend positiv beurteilt.'®* Weiterhin
kritisch steht die Kartellbehorde Fusionen auf der Netzebene 3 entgegen.'® Hier bewer-
tet das Amt den Nachteil von Wettbewerbsbeschrankungen auf den Mérkten fiir die
Einspeisung von Rundfunksignalen in das Breitbandkabelnetz und fiir die Signalliefe-
rung an den Netzebene-4-Betreiber und an die Endkunden hoéher als den mdglichen
Wettbewerbsvorteil auf den Telekommunikationsmirkten. Nach Auffassung der Mono-
polkommission sollte diese Einschitzung iiberdacht werden. Die zu erwartende Ver-
schlechterung der Marktstrukturen auf den Kabelmaérkten bei einer solchen Fusion blei-
ben hinter den zu erwartenden Verbesserungen auf den Telekommunikationsmarkten,
speziell den Mérkten fiir Breitbandanschliisse, zuriick.'® Die Wettbewerbsfahigkeit der
Kabelnetzbetreiber auf den Telekommunikationsmérkten konnte durch die Biindelung
von Finanzkraft sowie einen gemeinsamen Netzausbau und eine einheitlichen Vermark-
tung der Telekommunikationsdienste deutlich verbessert werden. Eine Fusionierung der
Kabelnetze wiirde zudem die Chance erhdhen, dass sich dort ein strategischer Investor,
etwa aus der Telekommunikationsbranche, beteiligen wiirde. Gegenwiértig gehdren alle
drei Kabelnetze auf der Netzebene 3 Private-Equity-Unternehmen. Deren strategische
Interessen im Bereich der Telekommunikation sind in aller Regel weniger stark ausge-
prigt. Angekiindigt wurde allerdings Mitte November 2009 die Ubernahme von Unity-
media durch den amerikanischen Kabel- und Medienkonzern Liberty Global.'® Ob und
unter welchen Voraussetzungen die Ubernahme zustande kommit, ldsst sich zum Zeit-
punkt des Abschlusses dieses Gutachtens noch nicht absehen.

182 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/2007, a.a.O., Tz. 605 ff.

183 Vgl. Kartellamt gegen Kabelallianzen, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 19. Juni 2009.

184 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/2007, a.a.O., Tz. 605 ff.

185 Vgl. Koenen, J., Nagl, H.G., Siebenhaar, H.-P., Liberty iibernimmt Unitymedia, Handelsblatt vom
12. November 2009, http://www.handelsblatt.com/unternehmen/it-medien/us-konzern-liberty-ue-
bernimmt-unitymedia;2483325
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7. SchlieB3en der Breitbandliicken durch Nutzung der digitalen
Dividende

7.1 Einleitung

267. Ende des Jahres 2008 waren in Deutschland nach Schiatzungen 600 Gemeinden mit
rund 730.000 Haushalten nicht mit Breitband versorgt. Diese Regionen werden als
,weille Flecken bezeichnet. Weitere ca. 2,8 Mio. Haushalte sind schlecht versorgt, da
sie lediglich Zugang zu Anschliissen mit Ubertragungsraten zwischen 384 KBit/s und 1
MBit/s haben. Die Bundesregierung mochte diese Liicken bei der Breitbandversorgung
bis Ende 2010 schlieBen.'®® Dazu soll insbesondere die sog. digitale Dividende genutzt
werden. Gemeint sind damit Frequenzen aus dem Bereich 790 bis 862 MHz, die im
Zuge der Umstellung von Rundfunk und Fernsehen von der Analog- auf die Digital-
technik frei werden und fiir eine Nutzung fiir Kommunikationszwecke durch Mobil-
funkunternehmen zur Verfliigung stehen.'®” Die Frequenzen aus der digitalen Dividende
sollen nach Beschliissen der Bundesregierung und des Bundesrates moglichst rasch und
mit der Auflage vergeben werden, dass die Frequenzinhaber zunéchst die Breitbandver-
sorgung in den bisher weilen und grauen Flecken sicherstellen, bevor sie die Frequen-
zen in den librigen Gebieten fiir das Angebot von mobilem Breitband nutzen diirfen.

268. Die Frequenzen aus der digitalen Dividende sollen geméal einer Entscheidung der
Prisidentenkammer der Bundesnetzagentur gemeinsam mit anderen Frequenzen aus den
Bereichen 1,8 GHz, 2 GHz und 2,6 GHz vergeben werden.'®® Ziel der Verbindung der
Verfahren ist es, die Vergabe der 800 MHz-Frequenzen zu beschleunigen und durch die
Erweiterung des Frequenzangebots in einem Verfahren die erwartete Frequenzknapp-
heit weiter abzuschwéchen. Vorgesehen ist ein Versteigerungsverfahren, bei dem es fiir
die 800 MHz-Frequenzen Beschrinkungen der Bietberechtigung (Spektrumskappen)
sowie Versorgungsauflagen geben wird. Die Spektrumskappen sollen verhindern, dass
lediglich ein Unternehmen sdmtliche Frequenzen ersteigert und den mobilen Breitband-
markt monopolisiert. Die Versorgungsauflagen sollen sicherstellen, dass die bisher mit
Breitband unversorgten Gebiete tatsdchlich prioritir ausgebaut werden. Das vorgesehe-
ne Versteigerungsverfahren steht in der Kritik, da es auf Seiten der Betreiber der kleine-
ren Mobilfunknetze in Deutschland (E-Plus und O2) die Befiirchtung gibt, dass wenigs-
tens einer von ihnen bei der Vergabe der Frequenzen im Bereich 800 MHz leer ausge-
hen konnte. Diesem Netzbetreiber wiirden dann die Voraussetzungen fiir ein konkur-
renzfdhiges Breitbandangebot in der Fliche fehlen, da der Ausbau der Netze fiir Breit-
bandanwendungen mit Frequenzen aus hoheren Frequenzbéandern deutlich teurer ist. In
der Kritik stehen zudem die Versorgungsauflagen. Sie sind so angelegt, dass ein Aus-
bau der weiflen Flecken nach wirtschaftlichen Kriterien kaum mdoglich ist. Dadurch dro-
hen nicht nur Zeitverzogerungen bei der Versorgung der bisher unversorgten Gebiete,
sondern auch eine Entwertung der Frequenzen und damit spiirbar geringere Versteige-
rungserlose. Fraglich ist schlieBlich, ob die Verbindung der Vergabeverfahren nicht
eher Probleme aufwirft als Nutzen bringt, da ein grofer Teil der Frequenzen in den Be-
reichen 1,8 GHz, 2 GHz und 2,6 GHz streitbefangen sind.'®

186 Vgl. Breitbandstrategie der Bundesregierung, a.a.O.

187 Vgl. Abschnitt 7.2.

188 Vgl. ABIL. BNetzA Nr. 20 vom 21. Oktober 2009, S. 3623, Verfiigung 59/2009.
189 Vgl. Abschnitt 4.4.
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7.2 Digitale Dividende

269. Als digitale Dividende wird das durch die Umstellung von der analogen auf die di-
gitale Ubertragung von Rundfunk und Fernsehen frei werdende Frequenzspektrum be-
zeichnet. Durch die Digitalisierung der Rundfunkiibertragung ist es moglich, mit dem
Spektrum eines analogen Fernsehkanals sechs bis acht Standard-Digital-TV-Kanile zu
ibertragen.'”® Das bedeutet, dass fiir die Ausstrahlung der bisherigen Kanile weniger
als 20 % des bisher genutzten Frequenzspektrums notwendig ist. Das auf diese Weise
frei werdende Spektrum wird groftenteils auch weiterhin im alleinigen Verfiigungsbe-
reich des Rundfunks bleiben. Ein relativ kleiner Teil der digitalen Dividende, der Fre-
quenzbereich 790 bis 862 MHz, wurde durch eine Entscheidung der Weltfunkkonferenz
im Jahr 2007 fiir den Mobilfunk nutzbar gemacht, indem die bisher primire Zuweisung
fiir den Rundfunk durch eine koprimére Zuweisung fiir Rundfunk und Mobilfunk er-
setzt wurde. In Deutschland hat der Bundesrat mit seiner Zustimmung zu der Frequenz-
bereichszuweisungsplanverordnung am 12. Juni 2009 den Weg fiir eine entsprechende
Zuweisung der Frequenzen frei gemacht. Die Vergabe des Spektrums erfolgt durch die
Bundesnetzagentur. Die Durchfiihrung der Versteigerung soll im zweiten Quartal 2010
stattfinden.

7.3 Die Bedeutung der Fliichenfrequenzen fiir den Mobilfunkwettbewerb

270. Spektrum aus niedrigeren Frequenzbereichen hat bessere physikalische Wellenaus-
breitungseigenschaften als Spektrum aus hoheren Frequenzbereichen. Das bedeutet,
dass fiir eine vergleichbare Flachenabdeckung und eine dhnliche Versorgung innerhalb
von Gebéduden in dem unteren Frequenzband deutlich weniger Basisstationen benotigt
werden als in dem oberen Frequenzband. Nach Schitzungen muss ein Mobilfunknetz-
betreiber, der 1800 MHz-Frequenzen nutzt, fiir eine vergleichbare Versorgung in der
Flache etwa doppelt so viele Basisstationen bauen wie ein Betreiber, der 900 MHz-Fre-
quenzen nutzt. Damit bestehen fiir Mobilfunknetzbetreiber, die nicht {iber ausreichend
Spektrum in den Frequenzbereichen 800 und 900 MHz verfiigen, erhebliche Kosten-
nachteile bei der Realisierung von Breitbandanwendungen.

271. Bereits bisher ist die Ausstattung der Netzbetreiber mit Flachenfrequenzen unter-
schiedlich. Die in Deutschland zunichst lizenzierten D-Netzbetreiber Vodafone und T-
Mobile verfiigen jeweils iiber 2 x 12,4 MHz gepaartes Spektrum im Bereich 900 MHz.
Die spiter lizenzierten E-Netzbetreiber O2 und E-Plus wurden zunéchst ausschlielich
mit 1800 MHz-Frequenzen ausgestattet und bekamen im Jahr 2006 je 2 x 5 MHz 900er
Spektrum zugeteilt, welches bis dahin militdrisch genutzt wurde. Dafiir mussten sie
1800 MHz-Frequenzen an die Bundesnetzagentur zuriickgeben. Die Asymmetrie bei
der Ausstattung mit Frequenzen im Bereich 900 MHz gilt neben der zeitlich spéteren
Lizenzierung als einer der Griinde fiir die geringeren Marktanteile der E-Netzbetreiber
im Vergleich zu den Betreibern der D-Netze."”' Dieser Wettbewerbsnachteil wiirde sich
verfestigen und verstirken, wenn die E-Netzbetreiber bei der Vergabe der Flachenfre-

190 Vgl. Neumann, K.-H., Digitale Dividende — Begriffsbestimmung und Erfahrungsbericht, in: Picot,
A., Tillmann, H., Digitale Dividende, Berlin 2009, S. 7 ff.

191 Die Marktanteile der Netzbetreiber lagen Ende des 2. Quartals 2009 bei etwa 32,6 % fiir Vodafone,
36,5 % fiir T-Mobile, 17 % fiir E-Plus und 13,9 % fiir O2; vgl. http://www.bundesnetzagentur.
de/media/archive/16876.pdf
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quenzen aus der digitalen Dividende weniger Frequenzen ersteigern kdnnten als die D-
Netzbetreiber oder sogar leer ausgingen. Diese Moglichkeit besteht, da das verfligbare
Spektrum im Bereich 800 MHz nicht ausreicht, um vier oder mehr Netzbetreiber ange-
messen auszustatten. Nach Angabe der D-Netzbetreiber bendtigen sie fiir die Realisie-
rung eines effizienten Breitbandangebots eine Mindestausstattung von 2 x 10 MHz zu-
sammenhédngenden Spektrums aus der digitalen Dividende. Wenn dies auch fiir die E-
Netzbetreiber gilt, konnen aus der digitalen Dividende maximal drei Netzbetreiber opti-
mal ausgestattet werden.

272. Geht einer der etablierten Mobilfunknetzbetreiber bei der Vergabe der Frequenzen
aus der digitalen Dividende leer aus, konnte das Auswirkungen auf dessen Wettbe-
werbsfdhigkeit und letztlich auf die Marktstruktur und die Wettbewerbsintensitit im
Mobilfunk haben. Mit letzter Sicherheit kann das aber nicht prognostiziert werden. Da
neben den Frequenzen aus der digitalen Dividende eine gro3e Menge weiterer Frequen-
zen versteigert wird, ist es grundsitzlich denkbar, dass Flichenfrequenzen durch Fre-
quenzen aus hoheren Bereichen substituiert werden. Immerhin hétte der Netzbetreiber,
der kein Spektrum aus der digitalen Dividende nutzt, keine Breitbandausbauverpflich-
tungen in wirtschaftlich unrentablen Regionen zu erfiillen. Vorstellbar ist, dass er sich
auf ein Breitbandangebot in Ballungsrdumen konzentriert und dabei aufgrund der friihe-
ren Verfligbarkeit sogar tempordre Wettbewerbsvorteile erlangt. Gleichwohl kann nicht
ausgeschlossen werden, dass die Flaichenfrequenzen nicht oder nur unzureichend durch
andere Frequenzen ersetzt werden konnen. In diesem Fall wiirde die fehlende Ausstat-
tung mit Fldchenfrequenzen im Hinblick auf zukiinftige Breitbandanwendungen zum
Wettbewerbsnachteil, dessen letzte Konsequenz der Marktaustritt sein kann.

7.4 Das Frequenzvergabeverfahren

273. Die Bundesnetzagentur hat am 12. Oktober 2009 iiber die Festlegungen und Rege-
lungen fiir die Durchfiihrung des Verfahrens zur Vergabe der Frequenzen zur Konsulta-
tion entschieden.'®* Danach soll die Auktion in Form einer offenen aufsteigenden simul-
tanen Mehrrundenauktion erfolgen. Dieses Verfahren wurde bereits bei der Versteige-
rung der UMTS- sowie der BWA-Frequenzen (Broadband Wireless Access) angewen-
det. Die Frequenzen aus dem Bereich 800 MHz sollen abstrakt, d.h. ohne konkrete An-
gabe der Lage, vergeben werden. Die konkrete Lage soll nach der Auktion in einem ge-
sonderten Zuordnungsverfahren festgelegt werden. Die Unternehmen kdnnen einen be-
stimmten Frequenzmindestbedarf darlegen und haben die Moglichkeit, Hochstgebote
zuriickzunehmen. Um missbrauchliches Bieterverhalten zu verhindern, bleibt die Zah-
lungsverpflichtung allerdings bestehen, wenn es nach der Gebotsriicknahme kein héhe-
res Gebot mehr gibt. Sollten Frequenzblocke nicht zugeschlagen werden, wird die Pré-
sidentenkammer innerhalb von zwei Werktagen entscheiden, ob und wann diese Fre-
quenzen in einem zweiten Auktionsabschnitt angeboten werden. Die Teilnahme an der
Auktion ist von einer Zulassung und der Hinterlegung einer Sicherheitsleistung abhén-

gig.
274. Die Frequenzen aus der digitalen Dividende sollen in sechs Blocken a 10 MHz
(2 x 5 MHz gepaart) vergeben werden. Nur fiir diese besonders attraktiven Frequenzen

sind Spektrumskappen vorgesehen. Die Bietberechtigung ist fiir jeden Bieter grundsitz-
lich auf hochstens 2 x 20 MHz beschriankt. Dabei werden bestehende Frequenzausstat-

192 ABL. BNetzA Nr. 20 vom 21. Oktober 2009, S. 3623, Verfligung 59/2009.
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tungen im Bereich 900 MHz beriicksichtigt. Es ergeben sich folgende Bietbeschriankun-
gen:

«  Vodafone und T-Mobile verfiigen im Bereich der 900 MHz-Frequenzen {iber je-
weils 2 x 12,4 MHz und diirfen maximal 2 x 10 MHz aus der digitalen Dividen-
de ersteigern.

+ 02 und E-Plus verfiigen im Bereich der 900 MHz-Frequenzen {iber jeweils 2 x
5 MHz und diirfen maximal 2 x 15 MHz ersteigern.

« Ein Neueinsteiger, der bisher noch iiber keine Flidchenfrequenzen verfiigt, kann
2 x 20 MHz ersteigern.

Die Zuteilungen sollen bis Ende 2025 befristet werden.

275. Die Frequenzen aus der digitalen Dividende sollen zunéchst vorrangig zur Versor-
gung der weillen Flecken verwendet werden. Als solche werden Gebiete definiert, in
denen mehr als 5 % der Bevdlkerung (mindestens 15 Haushalte) keinen Zugang zu
Breitbandanschliissen mit einer Ubertragungsrate von mindestens 1 Mbit/s besitzen. Die
Versorgungsauflagen beziehen sich auf vorrangig zu versorgende Gebiete und nennen
den dort zu erreichenden Versorgungsgrad. Im Einzelnen gilt folgendes:
+ In der Priorititsstufe 1 sind Gemeinden oder zusammenhingende Gebiete mit
einer Einwohnerzahl bis zu 5.000 Menschen zu versorgen.
« In der zweiten Stufe sind Regionen mit einer Einwohnerzahl von 5.001 bis
20.000 zu versorgen.
«  Prioritétsstufe 3 umfasst Gebiete mit mehr als 20.000 bis 50.000 Einwohnern.
«  Zuletzt sind Stddte und Regionen mit mehr als 50.000 Einwohnern zu versor-
gen.
« Der Netzausbau in der Priorititsstufe 2 kann erst beginnen, wenn mindestens
70 % der Bevolkerung eines Bundeslandes in der Prioritétsstufe 1 versorgt sind.
«  Der Netzausbau in der Prioritétsstufe 3 kann erst beginnen, wenn 50 % der Be-
volkerung eines Bundeslandes in der Prioritdtsstufe 2 versorgt sind.
«  Der Netzausbau in der Prioritétsstufe 4 kann erst beginnen, wenn 50 % der Be-
volkerung eines Bundeslandes in der Prioritdtsstufe 3 versorgt sind.
+ In den Prioritétsstufen 1 bis 4 ist bis zum 1. Januar 2016 ein Versorgungsgrad
der Bevolkerung von 90 % sicherzustellen.

276. Das Erreichen der Versorgungsauflagen ist von den Frequenzinhabern gegeniiber
der Bundesnetzagentur darzulegen und nachzuweisen. Die Netzbetreiber konnen Ko-
operationen eingehen oder sich gegenseitig Frequenzen iiberlassen, sofern dieses regu-
latorisch und wettbewerbsrechtlich zuldssig ist. Sie konnen zudem im Rahmen der regu-
latorischen Grundsdtze der Bundesnetzagentur Infrastruktur-Sharing betreiben. Einem
Zuteilungsinhaber kann die Erfiillung der Versorgungsverpflichtung angerechnet wer-
den, wenn die Versorgung einer Region durch andere Frequenzinhaber sichergestellt ist.
Die Frequenzzuteilung kann widerrufen werden, wenn Versorgungsverpflichtungen
nicht eingehalten werden.

7.5 Spektrumskappen

277. Spektrumskappen sind aus 6konomischer Perspektive an sich problematisch, da sie
dem Grundgedanken der wettbewerblichen Zuordnung der Frequenzen entgegenstehen.
Die Frequenzen werden in einem Versteigerungsverfahren vergeben, weil sie iiber ein
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diskriminierungsfreies Verfahren in die Hénde der heute noch unbekannten, dkono-
misch besten Nutzer gelangen sollen. In einer Versteigerung will der Regulierer gerade
nicht entscheiden, wie viele und welche Anbieter erfolgreiche Geschiftsmodelle betrei-
ben und daraufhin in den Genuss der Nutzungsrechte gelangen.

278. Die Anwendung von Spektrumskappen kann notwendig werden, wenn sich der Re-
gulierer nicht sicher ist, dass aus dem Versteigerungsverfahren eine tragfahige, wettbe-
werbsrechtlich unproblematische Marktstruktur resultiert. Spektrumskappen wiren
dann eine Art Sicherheitsnetz, das sicherstellt, dass am Ende einer Auktion eine Min-
destanzahl an Bietern bedient wird, wobei zu Beginn der Auktion offen ist, welche Bie-
ter das sein werden. Werden Spektrumskappen, wie bei dem vorgeschlagenen Verstei-
gerungsverfahren der Bundesnetzagentur, unter Beriicksichtigung der bereits friiher ver-
gebenen Frequenzen im Bereich 900 MHz gesetzt, wird damit offenbar zusitzlich das
Ziel verfolgt, eine bisher asymmetrische Ausstattung der Marktteilnehmer mit den be-
sonders attraktiven Flichenfrequenzen iiber das aktuelle Versteigerungsverfahren aus-
zugleichen.

279. Verantwortlich fiir eine problematische Marktstruktur am Ende einer Auktion kon-
nen die mangelnde Liquiditdt des Marktes und mogliche strategische Interessen einzel-
ner Marktteilnehmer sein. Mangelnde Liquiditét ldsst sich bei Funkfrequenzen nicht
ginzlich ausschliefen, da nicht die Frequenzen an sich, sondern ,,Mobilfunklizenzen
gehandelt werden. Die Technologiebindung schadet der Liquiditit des Handels. Zudem
werden in den Frequenznutzungsrechten Vorgaben zur Erstversorgung landlicher Réu-
me, zur Netzabdeckung und zu Versorgungszeitraumen gemacht. Die hieraus folgenden
Investitionsverpflichtungen kdnnen, sofern sie nicht der gewinnoptimalen Entscheidung
eines unbeschriankten Unternehmens entsprechen, zunichst den Lizenzwert schmélern
und im Zweifel auch den Markteintritt fiir Unternehmen unattraktiv machen.

7.6 Strategisches Bietverhalten zur Verengung der Marktstruktur?

280. Die E-Netzbetreiber befiirchten, dass die Spektrumskappen fiir T-Mobile und Vo-
dafone, die ohnehin schon deutlich besser mit Flachenfrequenzen im Bereich 900 MHz
(880 bis 915 MHz und 925 bis 960 MHz) ausgestattet sind als O2 und E-Plus, zu grof3-
ziigig gewdhlt sind, sodass diese zumindest einen der beiden E-Netzbetreiber und
Marktneulinge durch ihr Bietverhalten effektiv von einer Beteiligung am mobilen Breit-
bandmarkt fernhalten konnten. Der Versuch, die Anzahl der erfolgreichen Gebote zu
begrenzen, ist nach dieser Auffassung strategisch motiviert. Er konnte allerdings auch
schlicht Folge des Umstands sein, dass nicht geniigend Frequenzspektrum vorhanden
ist, um samtliche etablierten Netzbetreiber und gegebenenfalls Neueinsteiger derart mit
Spektrum auszustatten, dass ein effizientes Breitbandangebot in der Fliche moglich ist.

281. Die von der Bundesnetzagentur gewihlten Spektrumskappen geben den D-Netzbe-
treibern Vodafone und T-Mobile die Moglichkeit, je 2 x 10 MHz Flachenspektrum zu
ersteigern. Nutzen beide Unternehmen ihre Bietmoglichkeiten durch Hochstgebote voll-
standig aus, sind 40 von 60 MHz Spektrum vergeben. Die beiden kleineren Netzbetrei-
ber und eventuelle Neueinsteiger miissten um die verbleibenden 20 MHz konkurrieren.
Dabei ist die Wahrscheinlichkeit, dass an dem Versteigerungsverfahren Neueinsteiger
teilnehmen, eher gering. Die Nachteile des spiaten Marktzutritts diirften zu groB3 sein.
Abschreckend werden nicht zuletzt die gescheiterten Zutrittsversuche von Neueinstei-
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gern im Zusammenhang mit der Auktionierung der UMTS-Lizenzen wirken. Konkur-
rieren die beiden etablierten E-Netzbetreiber um das restliche Spektrum, ersteigern ent-
weder beide je 2 x 5 MHz oder einer 2 x 10 MHz. Der erste Fall ist dann wenig wahr-
scheinlich, wenn auch fiir die E-Netzbetreiber gilt, dass fiir ein effizientes Breitbandan-
gebot 2 x 10 MHz zusammenhingendes Spektrum notwendig ist. Im zweiten Fall
kommt ein Netzbetreiber nicht zum Zug.

282. Wird den Netzbetreibern strategisches Bietverhalten unterstellt, miisste gefragt
werden, wo die Motivation fiir ein solches Verhalten liegt. Eine offensichtliche Motiva-
tion ist die daraus gegebenenfalls resultierende Verengung der Marktstruktur. Finanzie-
ren konnten die Netzbetreiber das aus strategischen Erwagungen gekaufte Spektrum mit
den liberhohten Erlosen, die zukiinftig im Mobilfunk mdglich wéren, wenn die Wettbe-
werbsintensitdt dort wegen des Ausscheidens eines Netzbetreibers sinkt. Ob strategi-
sches Bietverhalten mit dem Ziel der Verdriangung eines Netzbetreibers eine profitable
Strategie ist, hdngt von vielen Faktoren ab. So ist entscheidend, inwiefern die iiber dem
800 MHz-Band angebotenen Dienste auch iiber andere Frequenzen offeriert werden
konnen. Selbst wenn hier Kostenunterschiede im Netzaufbau bestehen, ist ein Auswei-
chen auf andere Spektren moglich, sobald die Frequenzen aus der digitalen Dividende
durch die Gebote sehr teuer werden. Dann kann es sich trotz der Kostenunterschiede
beim Netzaufbau lohnen, auf ,unattraktiveres* Spektrum auszuweichen, sofern dies
hinreichend giinstig ist. Es stellt sich also die Frage, ob Spektrum im 790 bis 862 MHz-
Bereich den Charakter einer wesentlichen Vorleistung hat oder ob es doch substituier-
bar ist. Ebenfalls relevant ist, inwiefern nach der Auktion die erfolgreichen Bieter bereit
sind, dritten Parteien durch Roamingvertrige etc. eine Mitnutzung der Frequenzen zu
ermOglichen. Auch wenn die Erfahrungen in anderen europdischen Staaten, wie z.B.
Spanien, hier nicht immer positiv sind, ist ein Roamingabkommen ex post durchaus
denkbar, wie das Roamingabkommen zwischen T-Mobile und O2 aus dem Jahr 1999
zeigt.

7.7 Probleme der Versorgungsauflagen

283. Die Einschriankung der Nutzungsmoglichkeiten der Frequenzen aus der digitalen
Dividende auf die Versorgung landlicher Rédume ist politisch getrieben. Es muss zur
Kenntnis genommen werden, dass solche Auflagen einer volkswirtschaftlich effizienten
Verwendung der Frequenzen entgegenstehen. Gleichzeitig werden die Erlose aus der
Versteigerung der Frequenzen vermindert. Die zusétzlichen Kosten der bevorzugten
Versorgung von weillen Flecken schmilern die zu erwartenden Gewinne aus der Fre-
quenznutzung, was wiederum zu niedrigeren Geboten — strategisches Bieterverhalten
bleibt hier ausgenommen — fiihrt. Da die Erlose aus der Frequenzauktion dem Steuer-
zahler zugutekommen, wird dieser durch die Versorgungsauflagen belastet. Der Betrag,
um den die Auktionserldse sinken, entspricht einer direkten Subventionierung des Infra-
strukturausbaus.

284. Die Versorgungsauflagen verhindern eine volkswirtschaftlich effiziente Verwen-
dung der Frequenznutzungsrechte. Das Priorititszonenmodell trigt dazu dabei, dass
kleine weille Flecken vor groflen weilen Flecken ausgebaut werden miissen. Unver-
sorgte groflere Stiddte und Gemeinden aus den Priorititszonen 2 und 3 diirfen nach die-
sem Modell erst nachrangig ausgebaut werden. Das fiihrt dazu, dass die Gesamtzahl der
mit Breitband versorgten Haushalte zundchst kleiner gehalten wird. Das Erreichen der
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Ausbauziele wird zeitlich verzogert. Fiir die Netzbetreiber wird die Finanzierung des
Netzausbaus in den kleinen weillen Flecken schwieriger, da sie nicht auf die Erlose aus
den bereits versorgten groBeren weillen Flecken zuriickgreifen konnen. Ein 6konomi-
scher Ausbau der weilen Flecken wiirde dagegen in den Regionen mit den meisten
Haushalten bzw. Bewohnern beginnen und nach und nach die kleineren Gebiete einbe-
ziehen.

285. Die Versorgungsauflagen zwingen die Frequenzinhaber auflerdem zu koordinier-
tem Verhalten, was gegebenenfalls aus wettbewerbsrechtlicher Sicht problematisch ist.
Um zu vermeiden, dass jeder weille Fleck von jedem Frequenzinhaber gleichzeitig er-
schlossen werden muss, gilt die Versorgungsauflage fiir einen weilen Fleck als erfiillt,
wenn dieser durch einen Inhaber von Frequenzen aus der digitalen Dividende erschlos-
sen worden ist. Die Versorgungsauflagen in den Priorititszonen lassen sich am schnells-
ten erfiillen, wenn der Netzausbau koordiniert vonstattengeht. In der Sache wiirde es
sich dabei um Gebietsabsprachen handeln, die gegen § 1 GWB und Art. 101 AEUV
(ex-Art. 81 EGV) verstof3en, soweit nicht die Voraussetzungen einer Freistellung gege-
ben sind.

7.8 Folgerungen fiir die Ausgestaltung der Spektrumskappen und
Versorgungsauflagen

286. Aus dem Kreis der E-Netzbetreiber wurde vorgeschlagen, die Spektrumskappen
zur Vermeidung nachteiliger Struktureffekte auf dem Mobilfunkmarkt enger zu ziehen.
Eine weitere Verengung der Bietberechtigungen wére aus Sicht der Bundesnetzagentur
allerdings schwer zu begriinden gewesen, wenn das Auktionsverfahren als Allokations-
verfahren nicht infrage gestellt werden soll. Wiirde eine Beschrinkung der Bietberechti-
gungen beispielsweise auf je 2 x 5 MHz fiir die groBen Netzbetreiber und je 2 x
10 MHz fiir die kleinen Netzbetreiber vorgenommen, so wiirde beim Fernbleiben von
Neueinsteigern das verfiigbare 800 MHz-Frequenzspektrum nur dann vollstindig zuge-
schlagen, wenn samtliche aktuellen Netzbetreiber ihre Bietberechtigungen vollstindig
ausschopfen. Sie benétigten zudem nur eine dullerst geringe Koordination, um ihre
Bietberechtigungen bereits zum Mindestgebot vollstindig zugeschlagen zu bekommen.
Die Bundesnetzagentur konnte daher de facto auf die kostenaufwendige Versteigerung
auch verzichten und stattdessen eine Zuteilung an die etablierten Netzbetreiber gegen
eine Gebiihr in Hohe des Auktionmindestgebots vornehmen.

287. Die Entwertung des Auktionsmechanismus fiande nicht in dieser drastischen Weise
statt, wenn lediglich die Bietberechtigungen der grolen Netzbetreiber auf 2 x 5 MHz
gekiirzt wiirden und die Bietberechtigungen fiir kleine Netzbetreiber und Marktneulinge
wie im Vorschlag erhalten blieben. Tritt kein Marktneuling in den Markt ein, wiirde
dieses Verfahren zwar garantieren, dass jeder der vier etablierten Netzbetreiber bei der
Auktion zum Zuge kommt. Es bliebe aber das Problem, dass mit den stirker einge-
schriankten Bietberechtigungen fiir die grolen Netzbetreiber mdglicherweise auch die
besseren Zukunftskonzepte und tiberlegenen Geschiftsmodelle Schaden nehmen. Im
Ubrigen haben die Betreiber der D-Netze bereits im Vorfeld der Entscheidung iiber das
Auktionsverfahren deutlich gemacht, dass aus ihrer Sicht eine Ausstattung mit 2 x
5 MHz aus der digitalen Dividende nicht ausreicht, um eine effiziente Versorgung mit
Breitbandanwendungen sicherzustellen. Bei einer entsprechenden Dimensionierung der
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Spektrumskappe hatten sie angedroht, auf die Teilnahme an der Versteigerung génzlich
zu verzichten.

288. Vorgeschlagen wurde zudem, die fiir das Auktionsverfahren vorgesehene Bietbe-
schrankung von 2 x 20 MHz auch fiir die D-Netzbetreiber ,,streng* einzuhalten. Gegen-
wartig diirfen diese zu ihrer bereits vorhandenen Ausstattung mit je 2 x 12,4 MHz im
Bereich 900 MHz zusitzlich je 2 x 10 MHz Spektrum aus der digitalen Dividende er-
steigern. Damit besteht die Moglichkeit, dass T-Mobile und Vodafone nach Abschluss
der Auktion iiber je 2 x 22,4 MHz und damit iiber mehr als je 2 x 20 MHz Spektrum in
den Bereichen 800 und 900 MHz verfiigen. Die Europédische Kommission hat diese
Ausgestaltung der Auktion deutlich kritisiert.'”* Sie sieht darin eine Benachteiligung der
beiden E-Netzbetreiber, denen nicht zugestanden werde, ihre Bietbeschrankung von 2 x
20 MHz zu iiberschreiten. Ein solche Verfahrensweise provoziere gerichtliche Ausein-
andersetzungen. Zudem stelle sich die Frage, ob ein VerstoB3 gegen die Vorschriften des
europdischen Telekommunikationsrechts vorliege, welches Diskriminierungen aus-
schliefe.

289. Nach den Vorstellungen der Europdischen Kommission sollten die D-Netzbetrei-
ber nur dann die Mdglichkeit haben, 2 x 10 MHz aus der digitalen Dividende zu erstei-
gern, wenn sie dafiir 2 x 2,4 MHz des vorhandenen Spektrums im Bereich 900 MHz
verdullern. Nach Auffassung der Monopolkommission hétte das zwar den Vorteil, dass
ein Unternehmen, welches bei der Auktion der Frequenzen aus der digitalen Dividende
nicht zum Zuge kommt, 900 MHz-Frequenzen erwerben kann. Ob damit ein gleichwer-
tiges Breitbandangebot gemacht werden konnte, ist aber zumindest fraglich. Die erste
Voraussetzung dafiir wére die Flexibilisierung der 900 MHz-Frequenzen (Refarming),
damit diese tiberhaupt fiir Datendienste genutzt werden konnten. Da die Flexibilisierung
der Frequenzen ohnehin vorgesehen ist, hitte das nicht gegen den Vorschlag der Euro-
pdischen Kommission gesprochen. Probleme aufwerfen konnte der Umstand, dass die
umzuverteilenden 900 MHz-Frequenzen von T-Mobile und Vodafone nicht zusammen-
hangen und damit fiir einen Erwerber weniger gut nutzbar sind."”* Hinzu kommt, dass
die 900 MHz-Frequenzen aktuell fiir das Angebot von Mobilfunkgespriachen genutzt
werden. Die Bundesnetzagentur hatte die Nutzungsdauer der Frequenzen bis Ende 2016
verlidngert. Die Netzplanung und -nutzung der Frequenzinhaber ist darauf ausgerichtet.
Die Umverteilung wiirde gegebenenfalls vergleichsweise hohe Kosten verursachen.
Nicht auszuschlieBen wire dariiber hinaus, dass der gesamtwirtschaftliche Nutzen einer
solchen Umverteilung gering oder sogar negativ ist. Das wire dann der Fall, wenn die
Geschéftsmodelle der bisherigen Nutzer dieser Frequenzen den Geschéftsmodellen der
zukiinftigen Nutzer liberlegen sind. Eine Versteigerung deckt solches Wissen in aller
Regel auf. Eine durch den Regulierer erzwungene Umverteilung dagegen wiirde ohne
solches Wissen erfolgen.

290. Nicht diskutiert und auch von der Bundesnetzagentur zu wenig beachtet wird, dass
es grundsédtzlich noch andere Verfahren gibt, den Wettbewerb auf dem Mobilfunkmarkt
zu sichern. So konnte das bei der Versteigerung unterlegene Unternehmen mit einem
der erfolgreichen Bieter eine Roamingvereinbarung treffen und das Netz des Anderen

193 Vgl. Biinder, H., EU zweifelt an Frequenzvergabe, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 9. Oktober
2009.

194 Die Netzbetreiber hatten gegeniiber der Monopolkommission vorgetragen, dass sie fiir ein effizien-
tes Breitbandangebot 2 x 10 MHz zusammenhéngendes Spektrum bendtigen.
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gegen Entgelt fiir das Angebot von Breitbanddiensten mit nutzen. Da solche Vereinba-
rungen nicht zwingend auf freiwilliger Basis zustande kommen, kdnnte die Bundesnetz-
agentur die Frequenzen mit einer entsprechenden Roamingauflage versehen. Eine Ro-
amingverpflichtung konnte entweder alle Frequenzen aus der digitalen Dividende be-
treffen oder lediglich einen Teil davon, mindestens aber zwei Blocke. Zu erinnern ist
schlieBlich daran, dass der europédische Rechtsrahmen fiir die Telekommunikation und
das deutsche Telekommunikationsgesetz die Regulierung von Mirkten vorsehen, wenn
gravierende Wettbewerbsprobleme existieren. Kommt es infolge der Versteigerung der
Frequenzen aus der digitalen Dividende zu gravierenden Marktstrukturproblemen, kann
die Bundesnetzagentur mit Zustimmung der Europdischen Kommission auch im Nach-
hinein regulierend eingreifen und Zugangs- und Vorleistungspreise auch im Mobilfunk
festlegen. Beispiele fiir regulatorische Eingriffe gegen gemeinsam marktbeherrschende
Unternehmen gibt es zwar nicht in Deutschland, aber durchaus in anderen Mitgliedstaa-
ten der Européischen Union.

291. Im Hinblick auf die Versorgungsauflagen plidiert die Monopolkommission dafiir,
diese nicht an den Einwohnerzahlen zu orientieren, sondern auf tatsdchliche Knapphei-
ten bei der Breitbandversorgung auszurichten. Mit Prioritdt zu versorgen sind ,,echte*
weille Flecken, die im Breitbandatlas auch als solche ausgewiesen sind. Soweit Versor-
gungsauflagen nur ,,echte weile Flecken betreffen, wird auch eine ineffiziente Doppe-
lung von Infrastrukturen vermieden. Den Frequenzinhabern sollte die Mdglichkeit ge-
geben werden, weille Flecken nach einem 6konomischen Kalkiil auszubauen. Wenn es
okonomisch sinnvoll ist, sollte es moglich sein, zunédchst groBBere weille Flecken oder
benachbarte Gebiete ohne Breitbandversorgung zu bedienen. Im Gegenzug wire von
den Frequenzinhabern zu verlangen, die weilen Flecken vollstidndig, d.h. zu 100 %, bis
Ende des Jahres 2015 auszubauen.
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8. Zusammenfassung der Einschiitzungen und Empfehlungen

292. Die Monopolkommission kommt zu den folgenden Einschédtzungen und Empfeh-

lungen:

Nachhaltig wettbewerbsorientierte Mirkte und Deregulierungspotenziale

Die Endkundenmirkte fiir Verbindungsleistungen sind nachhaltig wettbewerbs-
orientiert und bereits aus der sektorspezifischen Regulierung entlassen. Eine
Verschlechterung der Wettbewerbssituation ist auch nach der Riickfithrung der
Regulierung nicht zu erwarten, da der Wettbewerb bei den Festnetzverbindun-
gen strukturell abgesichert ist.

Die vollstindige Deregulierung des Marktes fiir Teilnehmeranschliisse im Fest-
netz ist trotz der positiven Wettbewerbsentwicklung zum gegenwartigen Zeit-
punkt noch nicht moglich. Es besteht das potenzielle Risiko, dass das eingeses-
sene Unternehmen seine Marktposition mit missbrauchlichen Praktiken wie un-
gerechtfertigter Blindelung, Preis-Kosten-Scheren oder Preisdumping zu vertei-
digen versucht. Dem kann angemessen im Rahmen der Ex-post-Regulierung be-
gegnet werden.

Die Regulierung der Mérkte fiir die meisten Vorleistungen ist weiterhin notwen-
dig. Dies gilt namentlich fiir die Vorleistungen zur Bereitstellung von schmal-
und breitbandigen Festnetzanschliissen sowie lokale Zusammenschaltungsleis-
tungen. Weniger eindeutig ist der Befund bei den Fakturierungs- und Inkasso-
leistungen sowie den regionalen und lokalen Mietleitungen.

Wiirdigung der Amtspraxis der Bundesnetzagentur
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Die Monopolkommission wiirdigt die Amtspraxis der Bundesnetzagentur in den
Bereichen Marktregulierung, Entgeltregulierung, Missbrauchsaufsicht und Fre-
quenzregulierung. Sie stimmt in weiten Teilen mit den Einschédtzungen der Be-
horde iiberein und kommt zu einer insgesamt positiven Bewertung der Arbeit
der Bundesnetzagentur.

Die Monopolkommission sieht keine Rechtsgrundlage fiir eine Beteiligung der
Europdischen Kommission und der anderen nationalen Regulierungsbehorden
bei der Festlegung der Entgelte fiir die Anrufzustellung in einzelnen Mobilfunk-
netzen, der Bestimmung der Gleitpfade fiir deren Absenkung iiber die Zeit so-
wie der Auswahl der Methoden zur Kosten- und Entgeltberechnung. Eine solche
Beteiligung wire auch der Sache nach nicht gerechtfertigt.

Die effizienten Kosten der Terminierung in einzelnen Mobilfunknetzen kénnen
auf der Grundlage einer nationalen Vergleichsmarktbetrachtung erfolgen, soweit
die Netze strukturell vergleichbar sind und die effizienten Kosten in dem Ver-
gleichsnetz aufgrund von Kostenunterlagen oder einem Kostenmodell ermittelt
wurden.

Bei der Festlegung der Entgelte fiir die Teilnehmeranschlussleitung ist die aus-
schlieBliche Beriicksichtigung von Wiederbeschaffungskosten aus rechtlicher
Sicht kritisch. Okonomische Uberlegungen sprechen eher dafiir. In einer Situa-
tion, in der das zu regulierende Netz vor einem grundlegenden Umbau steht,



sind allerdings statt der Wiederbeschaffungskosten des bestehenden Netzes die
aktuellen und zukiinftigen Kosten des neuen Netzes maB3geblich.

Die Voraussetzungen fiir die Abgrenzung regionaler Mérkte fiir den Bitstromzu-
gang sind gegeben. Ob dies bereits dazu fiihrt, dass einzelne regionale Mirkte
aus der Regulierung zu entlassen sind, oder ob diese lediglich regional unter-
schiedlich reguliert werden sollten, ist im Rahmen der Marktanalyse zu ent-
scheiden.

Nach Auffassung der Monopolkommission ist es auch weiterhin nicht notwen-
dig, das Telekommunikationsgesetz dahingehend zu &ndern, dass die Vorschrif-
ten zur nachtraglichen Entgeltregulierung und zur besonderen Missbrauchsauf-
sicht auf Telekommunikationsmérkten anwendbar sind, die zwar beherrscht,
aber nicht regulierungsbediirftig sind.

Die Verbindung der Verfahren zur Vergabe der Frequenzen aus der digitalen
Dividende und von Spektrum aus anderen Bereichen bringt kaum Vorteile und
ist mit dem Risiko verbunden, dass Rechtsunsicherheiten des einen oder des an-
deren Verfahrens den Gesamtprozess belasten und die Vergabe samtlicher Fre-
quenzen verzogern. Vorzugswiirdig wire es, die Verfahren formal zu trennen
und gleichzeitig durchzufiihren.

Anpassungsbedarf bei den Regelungen des TKG zum Resale

Bei einer Novelle des TKG sollte § 21 Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 TKG gestrichen wer-
den. Die Regelung, nach der die Bundesnetzagentur bei der Auferlegung von
Resale-Verpflichtungen ,,die getitigten und zukiinftigen Investitionen fiir inno-
vative Dienste bertlicksichtigen® soll, ist inhaltlich vage und in der Sache unné-
tig.

Gestrichen werden sollte auch die Ubergangsvorschrift des § 150 Abs. 5 TKG,
da sie seit dem 30. Juni 2008 ausgelaufen ist.

Reform des europdischen Rechtsrahmens fiir die Telekommunikationsmidirkte

Die Reform des europdischen Telekommunikationsrechts ist nach langen Dis-
kussionen abgeschlossen. Positiv bewertet die Monopolkommission die Rege-
lungen zur Verbesserung von Verbraucher- und Datenschutz, zur Frequenzver-
waltung sowie zur Zugénglichkeit der Notrufdienste.

Uneingeschrinkt zu begriiflen ist, dass die Unabhangigkeit der nationalen Regu-
lierungsbehorden weiter gestirkt wird. Die Monopolkommission sieht bei der
Umsetzung in nationales Recht Anpassungsbedarf bei dem Weisungsrecht des
Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Technologie gegentiber der Bundesnetz-
agentur sowie bei den Vorschriften zur Ernennung und Entlassung des Présiden-
ten und der Vizeprésidenten der Behorde. Sie wiederholt in diesem Zusammen-
hang ihren Vorschlag, die Konzentration wichtiger Regulierungsentscheidungen
auf die Prasidentenkammer riickgingig zu machen.

Kritisch zu bewerten ist die Einfithrung eines sog. Ko-Regulierungsverfahrens,
mit dem die Einheitlichkeit von RegulierungsmaBBnahmen gewéhrleistet werden
soll. Das Beteiligungsverfahren auf der Gemeinschaftsebene wird dadurch kom-
plexer und biirokratischer, die Verfahrensdauer verldngert sich.
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Ebenfalls kritisch sieht die Monopolkommission, dass die Europédische Kommis-
sion zukiinftig Entscheidungen zur harmonisierten Anwendung von Richtlinien
erlassen kann. Dadurch werden die Mdglichkeiten der nationalen Regulierungs-
behorden eingeschrinkt, bei der Regulierung die Besonderheiten der nationalen
Telekommunikationsmirkte flexibel zu beriicksichtigen.

Fiir die Einfiihrung der funktionalen Separierung als zusitzliches Instrument der
Regulierung gibt es in einem fortgeschrittenen Stadium der Wettbewerbsent-
wicklung auf den Telekommunikationsmérkten keine Notwendigkeit. Die Mo-
nopolkommission geht davon aus, dass dieses Instrument bei der Regulierung
der Telekommunikationsmérkte in Deutschland keine Rolle spielen wird.

Mit der Einrichtung von GEREK (Gremium Europdischer Regulierungsstellen
fiir elektronische Kommunikation) sowie eines zugehdrigen Biiros mit eigener
Rechtspersonlichkeit riickt die europédische Regulierungsbehorde néher. Die Mo-
nopolkommission steht dem kritisch gegeniiber. Die zunehmende Zentralisie-
rung der Regulierung geht zulasten der Flexibilitdt und verhindert den Wettbe-
werb der Regulierungssysteme. Zudem besteht das Risiko, dass das Ausmal} an
Regulierung eher zu- als abnimmt.

Europiiische Initiativen zur Regulierung des Mobilfunks

Die Terminierung von Gespriachen in ausldndischen Mobilfunknetzen (Interna-
tional Roaming) sind der klassische Anwendungsfall fiir eine gemeinschaftswei-
te Regulierung von Telekommunikationsmérkten. Kritisch ist die doppelte Re-
gulierung der Endkunden- und Vorleistungsentgelte, die Ausweitung der Regu-
lierung auf die Datendienste sowie die recht drastische Absenkung der Entgelte.
Auch wenn die erhebliche Absenkung der Entgelte aus Sicht der Verbraucher
positiv ist, kann dies die Leistungsfahigkeit insbesondere der kleineren Mobil-
funknetzbetreiber iibersteigen.

Die Monopolkommission lehnt die Empfehlung der Europédischen Kommission
ab, bei der Regulierung der Terminierungsentgelte im Mobilfunk einen Kosten-
standard zu verwenden, der Gemeinkosten unberiicksichtigt 1dsst. Zwar geht sie
davon aus, dass die Terminierungsentgelte im Mobilfunk weiter gesenkt werden
miissen, sieht aber das Risiko einer zu strikten Regulierung. Die Asymmetrien
bei den Terminierungsentgelten sollten iiber die Zeit abgebaut werden. Um die
Regulierung tiberfliissig zu machen, sollte ernsthaft die Einfiihrung von Bill &
Keep gepriift werden, bei dem die Netzbetreiber auf die gegenseitige Berech-
nung von Terminierungsentgelten verzichten.

Forderung hochleistungsfiihiger Breitbandnetze
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Die Monopolkommission sieht wie die Bundesregierung die Notwendigkeit, den
Aus- und Aufbau hochleistungsfidhiger Breitbandnetze zu unterstiitzten. Strittig
ist die Frage nach effizienten Formen der Forderung.

Regulierungsferien sind ein Instrument, mit dem Investitionen in Telekommuni-
kationsnetze grundsdtzlich gefordert werden konnen, da insbesondere die Zu-
gangsregulierung die Anreize flir Investitionen auf Seiten des regulierten Unter-
nehmens schmélern kann. Bei der Abwagung, ob und fiir welchen Zeitraum Re-



gulierungsferien gewéhrt werden sollen, ist das Risiko entscheidend, welches
mit der Investition verbunden ist.

Eher kritisch steht die Monopolkommission der wachstums- und innovationsori-
entierten Regulierung gegeniiber, da deren Anreizwirkungen iiberschétzt werden
und die MaBnahmen oftmals schidlich fiir den Wettbewerb sind. Wichtiger fiir
das Investitionsverhalten der Unternehmen ist die Vorhersehbarkeit und Stabili-
tat der Rahmenbedingungen sowie der Wettbewerb durch konkurrierende Infra-
strukturen, wie die (TV-)Kabelnetze.

MaBnahmen zur Risikominderung koénnen die Anreize fiir Investitionen in Breit-
bandnetze erhdhen, sind aber oftmals schédlich fiir den Wettbewerb. Dies gilt
fiir Kooperationen beim Netzausbau wie fiir Arrangements zur Risikoteilung
zwischen Netzbetreibern und Nachfragern nach Netzzugang.

Malinahmen, die zu einer besseren Refinanzierbarkeit der Investitionen in neue
Netze fithren, wie der Ubergang von der Ex-ante- zu einer Ex-post-Regulierung
der Vorleistungsentgelte oder die Beriicksichtigung von Risikozuschldgen bei
der Eigenkapitalverzinsung, sind entweder nicht mit dem Telekommunikations-
gesetz vereinbar oder regulatorisch schwierig umzusetzen.

Grundsitzlich zu befiirworten ist die Verldngerung der Regulierungsperioden,
weil dies zur Erhohung der Planungssicherheit beitragt. Problematisch ist aller-
dings der vorgeschlagene Zeitraum von flinf bis zehn Jahren. Solch lange Regu-
lierungsperioden sind wegen der langen Bindungsfristen bei einer gleichzeitig
bestehenden hohen Marktdynamik nicht sinnvoll. Eine Verldngerung auf drei
Jahre konnte prinzipiell niitzlich sein, hilft aber in der Sache wenig, weil die
Planungsperioden der Unternehmen deutlich ldnger sind.

Auf die Zugangsregulierung kann nur verzichtet werden, wenn die auf freiwilli-
ger Basis angebotenen Zugangsprodukte zeitgerecht und in einem angemessenen
Umfang angeboten sowie transparent und diskriminierungsfrei ausgestaltet wer-
den und zu angemessenen Bedingungen verfiigbar sind. Ein Verzicht auf Zu-
gangsregulierung kommt vor allem dann in Betracht, wenn ein Netz als Open-
Access-Netz konzipiert ist. Es spricht nichts dagegen, solche Netze grundsitz-
lich von der Regulierung auszunehmen.

Um effiziente Marktzutritte zu gewéhrleisten, muss der Zugang zu einem Netz
der neuen Generation auf einer Netzebene moglich sein, die es den alternativen
Anbietern erlaubt, kritische Nachfragemengen zu erreichen.

Von besonderer Bedeutung ist, dass beim Ubergang zu NGA das bisher erreich-
te Wettbewerbsniveau erhalten bleibt. Dazu ist es notwendig, dass es Ubergang-
zeitrdume und alternative Zugangsprodukte gibt, wenn Hauptverteiler abgebaut
werden.

Die Unsicherheiten im Hinblick auf die zukiinftigen Rahmenbedingungen soll-
ten verringert werden, indem der neue europdische Rechtsrahmen fiir die Tele-
kommunikationsmérkte moglichst rasch in nationales Recht umgesetzt wird.

Die Wettbewerbsfahigkeit der Kabelnetzbetreiber auf den Telekommunikations-
mirkten lieBe sich stirken, wenn die vertikale Trennung der Netzebenen und die
Zersplitterung des Endkundenmarktes iiberwunden werden konnte. Mdglichen
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Zusammenschliissen vor allem auf der Netzebene 4 stehen bisher kartellrechtli-
che Bedenken entgegen. Nach Auffassung der Monopolkommission sollte das
Bundeskartellamt die Vorteile solcher Fusionen fiir den Wettbewerb auf den Te-
lekommunikationsméarkten im Rahmen der Abwiagung starker beriicksichtigen.

Die Monopolkommission spricht sich grundsétzlich gegen eine staatliche Bereit-
stellung von Breitbandnetzen oder deren Subventionierung in einem grof3eren
Umfang aus.

Schliefien der Breitbandliicken durch Nutzung der digitalen Dividende

Bei der Vergabe der Frequenzen aus der digitalen Dividende sollte der Wettbe-
werb dadurch gesichert werden, dass die Nutzungsrechte mit Roamingauflagen
versehen werden. Kommt einer der Mobilfunknetzbetreiber bei der Vergabe die-
ses Spektrums nicht zum Zuge, konnte er die Frequenzen eines erfolgreichen
Bieters gegen Entgelt nutzen.

Die Verbindung der Verfahren zur Vergabe der Frequenzen aus der digitalen
Dividende und der Frequenzen aus den Bereichen 1,8 GHz bis 2,6 GHz ist mit
dem Risiko verbunden, dass Rechtsunsicherheiten des einen oder anderen Ver-
fahrens den Gesamtprozess belasten. Vorzugswiirdig wire es, die Vergabever-
fahren rechtlich zu entkoppeln, aber zeitgleich durchzufiihren.

Sollten sich im Anschluss an die Vergabe der Frequenzen im Mobilfunk gravie-
rende Wettbewerbsprobleme ergeben, kann das nach europdischem und deut-
schem Telekommunikationsrecht die Regulierung des Marktes nach sich ziehen.

Die Versorgungsauflagen sollten eine effiziente Versorgung der weillen Flecken
mit breitbandigem Internet gewéhrleisten. Die ineffiziente Doppelung von Infra-
strukturen sollte ebenso vermieden werden wie der vorrangige Ausbau der je-
weils kleinsten weilen Flecken.

Bonn, im Dezember 2009

Justus Haucap

Peter-Michael Preusker Christiane zu Salm  Angelika Westerwelle Daniel Zimmer

126



	1. Einleitung
	1.1 Gesetzlicher Auftrag
	1.2 Das Konzept des „nachhaltig wettbewerbsorientierten Marktes“
	1.3 Methodisches Vorgehen

	2. Stand und Entwicklung des Wettbewerbs
	2.1 Umsätze in dem Gesamtmarkt für Telekommunikation 
	2.2 Endkundenmärkte im Festnetz
	2.2.1 Umsätze auf der Basis von Festnetzanschlüssen
	2.2.2 Sprachtelefondienst im Festnetz
	2.2.3 Teilnehmeranschlüsse
	2.2.4 Breitbandanschlüsse 

	2.3 Vorleistungen im Festnetz
	2.3.1 Vorleistungen für schmal- und breitbandige Teilnehmeranschlüsse
	2.3.2 Zusammenschaltung
	2.3.3 Mietleitungen

	2.4 Mobilfunk

	3. Nachhaltig wettbewerbsorientierte Märkte
	3.1 Vorleistungen
	3.2 Endkundenleistungen
	3.2.1 Teilnehmeranschlüsse
	3.2.2 Verbindungen


	4. Amtspraxis der Bundesnetzagentur
	4.1 Marktregulierung
	4.1.1 Endkundenmärkte
	4.1.1.1 Verbindungen  aus dem Festnetz in inländische Fest- und Mobilfunknetze 
	4.1.1.2 Zugang zum öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten 

	4.1.2 Vorleistungsmärkte
	4.1.2.1 Verbindungsaufbau und Anrufzustellung im Festnetz 
	4.1.2.2 Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung (TAL)
	4.1.2.3 Anrufzustellung in einzelnen Mobilfunknetzen
	4.1.2.4 Breitbandzugang (Bitstromzugang)


	4.2 Entgeltregulierung
	4.2.1 IP-Bitstromzugang 
	4.2.2 Zusammenschaltung (Interconnection)
	4.2.3 Teilnehmeranschlussleitung
	4.2.4 Mobilfunkterminierung

	4.3 Besondere Missbrauchsaufsicht
	4.4 Frequenzregulierung

	5. Aktuelle Fragen
	5.1 Reform des europäischen Rechtsrahmens für Telekommunikationsmärkte 
	5.1.1 Stand der Reform 
	5.1.2 Ko-Regulierungsverfahren
	5.1.3 Unabhängigkeit der nationalen Regulierung 
	5.1.4 Harmonisierte Anwendung von Richtlinien
	5.1.5 Funktionale Separierung
	5.1.6 GEREK

	5.2 Europäische Initiativen zur Regulierung des Mobilfunks
	5.2.1 International Roaming
	5.2.2 Terminierung
	5.2.2.1 Empfehlungen der Europäischen Kommission
	5.2.2.2 Stellungnahme der Monopolkommission



	6. Förderung hochleistungsfähiger Breitbandnetze 
	6.1 Einführung 
	6.2 Stand des Netzausbaus in Deutschland
	6.3 Zur Ökonomie von Breitbandnetzen 
	6.4 Strategien zur Förderung hochleistungsfähiger Breitbandnetze 
	6.4.1 Regulierungsferien 
	6.4.2 Wachstums- und innovationsorientierte Regulierung
	6.4.2.1 Reduzierung von Investitionsrisiken
	6.4.2.2 Freiwilliger Netzzugang versus Zugangsregulierung
	6.4.2.3 Investitionsfördernde Entgeltregulierung 
	6.4.2.4 Erhöhung der Planungs- und Rechtssicherheit 
	6.4.2.5 Verbesserung der Transparenz 

	6.4.3 Finanzielle Förderung durch staatliche Beihilfen
	6.4.4 Schlussfolgerungen und Empfehlungen der Monopolkommission 


	7. Schließen der Breitbandlücken durch Nutzung der digitalen 
	Dividende
	7.1 Einleitung
	7.2 Digitale Dividende
	7.3 Die Bedeutung der Flächenfrequenzen für den Mobilfunkwettbewerb
	7.4 Das Frequenzvergabeverfahren 
	7.5 Spektrumskappen
	7.6 Strategisches Bietverhalten zur Verengung der Marktstruktur?
	7.7 Probleme der Versorgungsauflagen
	7.8 Folgerungen für die Ausgestaltung der Spektrumskappen und 
	Versorgungsauflagen

	8. Zusammenfassung der Einschätzungen und Empfehlungen

